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Bericht der Abgeordneten Christian Haase, Dr. Michael Espendiller, Dr. Thorsten
Rudolph, Dr. Sebastian Schafer und Ines Schwerdtner

A. Allgemeiner Teil

. Uberweisung

Die Bundesregierung hat am 26. Juni 2025 den Entwurf eines Gesetzes iiber die Feststellung des Bundeshaus-
haltsplans fiir das Haushaltsjahr 2025 — Haushaltsgesetz 2025 — dem Deutschen Bundestag vorgelegt. Der Ge-
setzentwurf auf Drucksache 21/500 wurde in der 19. Sitzung des Deutschen Bundestages am 11. Juli 2025 zur
weiteren Beratung an den Haushaltsausschuss iiberwiesen.

Die Unterrichtung durch die Bundesregierung iiber die Stellungnahme des Bundesrates und die Gegenduflerung
der Bundesregierung auf Drucksache 21/501 wurde mit Drucksache 21/1628 Nr. 1 dem Haushaltsausschuss zur
Beratung tiberwiesen.

ll. Wesentlicher Inhalt der Vorlagen

Gemal Artikel 110 Absatz 3 des Grundgesetzes wird beim Deutschen Bundestag gleichzeitig mit der Zuleitung
an den Bundesrat der von der Bundesregierung beschlossene Entwurf eines Gesetzes iiber die Feststellung des
Bundeshaushaltsplans fiir das Haushaltsjahr 2025 (Haushaltsgesetz 2025) mit Begriindung eingebracht.

Die Entwiirfe des Gesamtplans und der Einzelpline sind beigefiigt.

ll. Offentliche Anhérungen

Anhorung des Haushaltsausschusses am 25. August 2025

Der Haushaltsausschuss hat in seiner 4. Sitzung am 25. Juni 2025 beschlossen, am Montag, den 25. August 2025
eine Offentliche Anhérung zu dem

- Entwurf eines Haushaltsbegleitgesetzes 2025 (Drucksache 21/778)

- Entwurf eines Gesetzes zur Errichtung eines Sondervermdgens Infrastruktur und Klimaneutralitit (SVIKG)
(Drucksache 21/779)

durchzufiihren.

Folgende Einzelsachverstindige hatten Gelegenheit zur Stellungnahme:

Prof. Dr. Christian Bottger, Hochschule fiir Technik und Wirtschaft (HTW) Berlin

Prof. Dr. Désirée I. Christofzik, Deutsche Universitét fiir Verwaltungswissenschaften Speyer
Prof. Dr. Sebastian Dullien, Institut fiir Makrodkonomie und Konjunkturforschung

RA Dr. Johannes Franke

Patrick Kaczmarczyk, Ph.D., Universitit Mannheim

A o

Dr. Christian Ochsner, M.A., Generalsekretidr des Wissenschaftlichen Stabes,
Sachverstidndigenrat zur Begutachtung der gesamtwirtschaftlichen Entwicklung

7.  Philippa Sigl-Glockner, Dezernat Zukunft
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8. RA Dr. iur. habil. Ulrich Vosgerau

Folgende Vertreter der kommunalen Spitzenverbiande hatten Gelegenheit zur Stellungnahme:
1. Dr. Dominique Képpen, Deutscher Stidtetag
2. Uwe Zimmermann, Deutscher Stidte- und Gemeindebund

3. Prof. Dr. Hans-Giinter Henneke, Deutscher Landkreistag

Das Ergebnis der 6ffentlichen Anhdrung ist in die Ausschussberatungen eingegangen.

Das Protokoll (Ausschussprotokoll-Nummer 21/8) einschlieBlich der eingereichten schriftlichen Stellungnahmen
(Ausschussdrucksachen 21(8)294neu, zu 21(8)294neu und 21(8)295) ist der Offentlichkeit zugénglich.

IV. Stellungnahmen der gutachtlich beteiligten Ausschiisse

Die nachfolgenden Stellungnahmen der gutachtlich beteiligten Ausschiisse wurden entsprechend der Regelung in
§ 95 Absatz 1 GOBT beim Aufruf der jeweiligen Einzelpline in die Beratung einbezogen:

4. Ausschuss (Innenausschuss)

Der Innenausschuss hat in seiner 6. Sitzung am 23. Juli 2025 den Entwurf eines Gesetzes iiber die Feststellung
des Bundeshaushaltsplans fiir das Haushaltsjahr 2025 (Haushaltsgesetz 2025) — Drucksache 21/500 — gutachtlich
beraten und empfiehlt mit den Stimmen der Fraktionen der CDU/CSU und SPD gegen die Stimmen der Fraktionen
AfD, BUNDNIS 90/DIE GRUNEN und Die Linke die Annahme des Gesetzentwurfs.

5. Ausschuss (Ausschuss fiir Sport und Ehrenamt)

Der Ausschuss fiir Sport und Ehrenamt hat in seiner 6. Sitzung am 27. August 2025 den Entwurf eines Gesetzes
iiber die Feststellung des Bundeshaushaltsplans fiir das Haushaltsjahr 2025 (Haushaltsgesetz 2025) — Drucksache
21/500 — gutachtlich beraten und iiber die nachfolgend aufgefiihrten Einzelplidne abgestimmt:

Einzelplan 06 — Bundesministerium des Innern

Annahme mit den Stimmen der Fraktionen der CDU/CSU und SPD gegen die Stimmen der Fraktionen BUND-
NIS 90/DIE GRUNEN und Die Linke bei Stimmenthaltung der Fraktion der AfD.

Einzelplan 08 — Bundesministerium der Finanzen

Annahme mit den Stimmen der Fraktionen der CDU/CSU, AfD und SPD gegen die Stimmen der Fraktionen
BUNDNIS 90/DIE GRUNEN und Die Linke.

Einzelplan 14 — Bundesministerium der Verteidigung

Annahme mit den Stimmen der Fraktionen der CDU/CSU, AfD und SPD gegen die Stimmen der Fraktionen
BUNDNIS 90/DIE GRUNEN und Die Linke.

Einzelplan 17 — Bundesministerium fiir Bildung, Familie, Senioren, Frauen und Jugend

Annahme mit den Stimmen der Fraktionen der CDU/CSU und SPD gegen die Stimmen der Fraktionen AfD,
BUNDNIS 90/DIE GRUNEN und Die Linke.

6. Ausschuss (Ausschuss fiir Recht und Verbraucherschutz)

Der Ausschuss fiir Recht und Verbraucherschutz hat in seiner 5. Sitzung am 2. September 2025 den Entwurf eines
Gesetzes iiber die Feststellung des Bundeshaushaltsplans fiir das Haushaltsjahr 2025 (Haushaltsgesetz 2025) —
Drucksache 21/500 gutachtlich beraten und empfiehlt, mit den Stimmen der Fraktionen der CDU/CSU und SPD
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gegen die Stimmen der Fraktionen AfD, BUNDNIS 90/DIE GRUNEN und Die Linke die Annahme des Gesetz-
entwurfs.

11. Ausschuss (Ausschuss fiir Arbeit und Soziales)

Der Ausschuss fiir Arbeit und Soziales hat in seiner 4. Sitzung am 25. August 2025 den Entwurf eines Gesetzes
iiber die Feststellung des Bundeshaushaltsplans fiir das Haushaltsjahr 2025 (Haushaltsgesetz 2025) — Drucksache
21/500 — gutachtlich beraten und empfichlt mit den Stimmen der Fraktionen der CDU/CSU und SPD gegen die
Stimmen der Fraktionen AfD, BUNDNIS 90/DIE GRUNEN und Die Linke die Annahme des Gesetzentwurfs.

12. Ausschuss (Verteidigungsausschuss)

Der Verteidigungsausschuss hat in seiner 5. Sitzung am 2. September 2025 den Entwurf des Haushaltsgesetzes
2025 — hier: Einzelplan 02 — Deutscher Bundestag — Kapitel 0213 — Der Wehrbeauftragte des Deutschen Bundes-
tages — gutachtlich beraten und empfiehlt mit den Stimmen aller Fraktionen die Annahme des Gesetzentwurfs.

Dariiber hinaus hat der Verteidigungsausschuss in dieser Sitzung den Entwurf des Haushaltsgesetzes 2025 — hier:
Einzelplan 08 — Bundesministerium der Finanzen — Kapitel 0802 — Lasten im Zusammenhang mit dem Aufenthalt
bzw. Abzug von ausldndischen Streitkréften — gutachtlich beraten und empfiehlt mit den Stimmen der Fraktionen
der CDU/CSU und SPD gegen die Stimmen der Fraktionen AfD, BUNDNIS 90/DIE GRUNEN und Die Linke
die Annahme des Gesetzentwurfs.

Ferner hat der Verteidigungsausschuss in der gleichen Sitzung den Entwurf des Haushaltsgesetzes 2025 — hier:
Einzelplan 14 — Bundesministerium der Verteidigung — gutachtlich beraten und empfiehlt mit den Stimmen der
Fraktionen der CDU/CSU und SPD gegen die Stimmen der Fraktionen AfD, BUNDNIS 90/DIE GRUNEN und
Die Linke die Annahme des Gesetzentwurfs.

In dieser Sitzung hat der Verteidigungsausschuss auch den Entwurf des Haushaltsgesetzes 2025 — hier: Einzel-
plan 60 — Allgemeine Finanzverwaltung — Kapitel 6002 — Allgemeine Bewilligungen — gutachtlich beraten und
empfiehlt mit den Stimmen der Fraktionen der CDU/CSU und SPD gegen die Stimmen der Fraktionen AfD,
BUNDNIS 90/DIE GRUNEN und Die Linke die Annahme des Gesetzentwurfs.

13. Ausschuss (Ausschuss fiir Bildung, Familie, Senioren, Frauen und Jugend)

Der Ausschuss fiir Bildung, Familie, Senioren, Frauen und Jugend hat in seiner 5. Sitzung am 26. August 2025
den Entwurf eines Gesetzes iiber die Feststellung des Bundeshaushaltsplans fiir das Haushaltsjahr 2025 (Haus-
haltsgesetz 2025) — Drucksache 21/500 — gutachtlich beraten und empfiehlt mit den Stimmen der Fraktionen der
CDU/CSU und SPD gegen die Stimmen der Fraktionen AfD, BUNDNIS 90/DIE GRUNEN und Die Linke die
Annahme des Gesetzentwurfs.

14. Ausschuss (Ausschuss fiir Gesundheit)

Der Ausschuss fiir Gesundheit hat in seiner 5. Sitzung am 26. August 2025 den Entwurf eines Gesetzes iiber die
Feststellung des Bundeshaushaltsplans fiir das Haushaltsjahr 2025 (Haushaltsgesetz 2025) — Drucksache 21/500
— gutachtlich beraten und empfiehlt mit den Stimmen der Fraktionen der CDU/CSU und SPD gegen die Stimmen
der Fraktionen AfD, BUNDNIS 90/DIE GRUNEN und Die Linke die Annahme des Gesetzentwurfs.

15. Ausschuss (Verkehrsausschuss)

Der Verkehrsausschuss hat in seiner 5. Sitzung am 4. September 2025 den Entwurf eines Gesetzes iiber die Fest-
stellung des Bundeshaushaltsplans fiir das Haushaltsjahr 2025 (Haushaltsgesetz 2025) — Drucksache 21/500 —
gutachtlich beraten und empfiehlt mit den Stimmen der Fraktionen der CDU/CSU und SPD gegen die Stimmen
der Fraktionen AfD, BUNDNIS 90/DIE GRUNEN und Die Linke die Annahme des Gesetzentwurfs.

16. Ausschuss (Ausschuss fiir Umwelt, Klimaschutz, Naturschutz und nukleare Sicherheit)

Der Ausschuss fiir Umwelt, Klimaschutz, Naturschutz und nukleare Sicherheit hat in seiner 8. Sitzung am 1. Sep-
tember 2025 den Entwurf eines Gesetzes iiber die Feststellung des Bundeshaushaltsplans fiir das Haushaltsjahr
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2025 (Haushaltsgesetz 2025) — Drucksache 21/500 — gutachtlich beraten und empfiehlt mit den Stimmen der
Fraktionen der CDU/CSU und SPD gegen die Stimmen der Fraktionen AfD, BUNDNIS 90/ DIE GRUNEN und
Die Linke die Annahme des Gesetzentwurfs.

18. Ausschuss (Ausschuss fiir Forschung, Technologie, Raumfahrt und Technikfolgenabschitzung)

Der Ausschuss fiir Forschung, Technologie, Raumfahrt und Technikfolgenabschidtzung hat in seiner 4. Sitzung
am 21. August 2025 den Entwurf eines Gesetzes iiber die Feststellung des Bundeshaushaltsplans fiir das Haus-
haltsjahr 2025 (Haushaltsgesetz 2025) — Drucksache 21/500 — gutachtlich beraten und empfiehlt mit den Stimmen
der Fraktionen der CDU/CSU und SPD gegen die Stimmen der Fraktionen AfD, BUNDNIS 90/DIE GRUNEN
und Die Linke die Annahme des Gesetzentwurfs.

19. Ausschuss (Ausschuss fiir wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung)

Der Ausschuss flir wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung hat in seiner 4. Sitzung am 3. September
2025 den Entwurf eines Gesetzes liber die Feststellung des Bundeshaushaltsplans fiir das Haushaltsjahr 2025
(Haushaltsgesetz 2025) — Drucksache 21/500 — gutachtlich beraten und empfiehlt mit den Stimmen der Fraktionen
der CDU/CSU und SPD gegen die Stimmen der Fraktionen AfD, BUNDNIS 90/ DIE GRUNEN und Die Linke
die Annahme des Gesetzentwurfs.

20. Ausschuss (Ausschuss fiir Tourismus)

Der Ausschuss fiir Tourismus hat in seiner 4. Sitzung am 20. August 2025 den Entwurf eines Gesetzes iiber die
Feststellung des Bundeshaushaltsplans fiir das Haushaltsjahr 2025 (Haushaltsgesetz 2025) — Drucksache 21/500
— gutachtlich beraten und empfiehlt mit den Stimmen der Fraktionen CDU/CSU, SPD und Die Linke gegen die
Stimmen der Fraktion der AfD bei Stimmenthaltung der Fraktion BUNDNIS 90/DIE GRUNEN die Annahme des
Gesetzentwurfs.

22. Ausschuss (Ausschuss fiir Kultur und Medien)

Der Ausschuss flir Kultur und Medien hat in seiner 4. Sitzung am 20. August 2025 den Entwurf eines Gesetzes
iiber die Feststellung des Bundeshaushaltsplans fiir das Haushaltsjahr 2025 (Haushaltsgesetz 2025) — Drucksache
21/500 — Einzelplan 04 — Bundeskanzler und Bundeskanzleramt —, hier: Geschéftsbereich des Beauftragten der
Bundesregierung fiir Kultur und Medien, gutachtlich beraten und empfiehlt, diesem mit den Stimmen der Frakti-
onen der CDU/CSU und SPD gegen die Stimmen der Fraktionen AfD, BUNDNIS 90/DIE GRUNEN und
Die Linke zuzustimmen.

In dieser Sitzung hat der Ausschuss auch den Einzelplan 05 — Auswartiges Amt —, hier: Internationale Kulturpo-
litik, gutachtlich beraten und empfiehlt, diesem mit den Stimmen der Fraktionen der CDU/CSU und SPD gegen
die Stimmen der Fraktionen AfD, BUNDNIS 90/DIE GRUNEN und Die Linke zuzustimmen.

Ebenfalls in dieser Sitzung hat der Ausschuss den Einzelplan 09 — Bundesministerium fiir Wirtschaft und Energie
—, hier: Kultur- und medienpolitische Aspekte, gutachtlich beraten und empfiehlt, diesem mit den Stimmen der
Fraktionen der CDU/CSU und SPD gegen die Stimmen der Fraktionen AfD, BUNDNIS 90/DIE GRUNEN und
Die Linke zuzustimmen.

Des Weiteren hat der Ausschuss flir Kultur und Medien in seiner 4. Sitzung am 20. August 2025 den Einzelplan 25
— Bundesministerium fiir Wohnen, Stadtentwicklung und Bauwesen —, hier: Kulturpolitische Aspekte, gutachtlich
beraten und empfiehlt, diesem mit den Stimmen der Fraktionen der CDU/CSU und SPD gegen die Stimmen der
Fraktionen AfD, BUNDNIS 90/DIE GRUNEN und Die Linke zuzustimmen.

23. Ausschuss (Ausschuss fiir Digitales und Staatsmodernisierung)

Der Ausschuss fiir Digitales und Staatsmodernisierung hat in seiner 6. Sitzung am 3. September 2025 den Entwurf
eines Gesetzes Uiber die Feststellung des Bundeshaushaltsplans fiir das Haushaltsjahr 2025 (Haushaltsgesetz 2025)
— Drucksache 21/500 — gutachtlich beraten und empfiehlt mit den Stimmen der Fraktionen der CDU/CSU und



Drucksache 21/1062 —6— Deutscher Bundestag — 21. Wahlperiode

SPD gegen die Stimmen der Fraktionen AfD, BUNDNIS 90/DIE GRUNEN und Die Linke die Annahme des
Gesetzentwurfs.

24. Ausschuss (Ausschuss fiir Wohnen, Stadtentwicklung, Bauwesen und Kommunen)

Der Ausschuss fiir Wohnen, Stadtentwicklung, Bauwesen und Kommunen hat in seiner 5. Sitzung am 27. August
2025 den Entwurf eines Gesetzes iiber die Feststellung des Bundeshaushaltsplans flir das Haushaltsjahr 2025
(Haushaltsgesetz 2025) — Drucksache 21/500 — gutachtlich beraten und empfiehlt dessen Kenntnisnahme.



Deutscher Bundestag — 21. Wahlperiode -7- Drucksache 21/1062

IV. Beratungsverlauf und Beratungsergebnisse im federfiihrenden Ausschuss

1. Uberblick

Dem Entwurf eines Gesetzes iiber die Feststellung des Bundeshaushaltsplans fiir das Haushaltsjahr 2025 (Haus-
haltsgesetz 2025) — Drucksachen 21/500, 21/501 — in der Fassung der vorliegenden Beschlussempfehlung hat der
Haushaltsausschuss in seiner 14. Sitzung am 4. September 2025 mit der Mehrheit der Stimmen der Fraktionen
der CDU/CSU und SPD gegen die Stimmen der Fraktionen AfD, BUNDNIS 90/DIE GRUNEN und Die Linke
zugestimmt und empfiehlt dem Plenum dessen Annahme.

Die in der Ubersicht VII des Entwurfs des Bundeshaushalts (Sonderabgaben des Bundes) vorgenommenen An-
derungen waren Gegenstand der parlamentarischen Beratung.

Auf der Grundlage der Beschliisse des Haushaltsausschusses wurden die Ausgaben des Bundeshaushalts 2025
gegeniiber dem Soll des Jahres 2024 um 5,5 Prozent erhoht.

Der Bundeshaushalt 2025 schlief3t in Einnahmen und Ausgaben mit rund 502,546 Mrd. Euro ab.

Der Gesetzentwurf sieht eine Nettokreditaufnahme des Bundes in Hohe von 81,782 Mrd. Euro vor. Die nach der
Schuldenregel maximal zulédssige Nettokreditaufnahme liegt bei 49,794 Mrd. Euro.

Im Ubrigen wird auf die Anlage — Gesamtplan des Bundeshaushaltsplans 2025 — verwiesen.

2. Beratungen des Haushaltsausschusses
2.1. Einzelplanberatungen und Bereinigungssitzung

Die Fraktionen von CDU/CSU und SPD betonten, dass dieser Haushalt den entschlossenen Willen der Koalition
zeige, in Zeiten wirtschaftlicher Herausforderungen sowie aullen- und sicherheitspolitischer Unwégbarkeiten Ver-
antwortung fiir Deutschland zu {ibernehmen. Gegeniiber dem Regierungsentwurf sei es der Koalition in den par-
lamentarischen Beratungen gelungen, die Gesamtausgaben im Bundeshaushalt um rund 460 Mio. Euro zu senken
und gleichzeitig die Investitionen um gut 4 Mio. Euro zu steigern. Die Investitionen seien auf einem historischen
Hochststand. Damit werde der Grundstein gelegt, um starke und langfristige Wachstumsimpulse auszuldsen, die
Modernisierung Deutschlands voranzutreiben sowie die innere und &uflere Sicherheit zu stirken. Gleichzeitig
enthalte dieser Haushalt eine Vielzahl von Maflnahmen, um den sozialen Zusammenhalt entscheidend zu férdern.
Alle von den Fraktionen eingebrachten Mainahmen seien gegenfinanziert worden.

Im Etat fiir den Beauftragten der Bundesregierung fiir Kultur und Medien habe die Koalition die Prioritét auf die
Starkung des kulturellen Erbes gelegt. So seien die Fordermittel fiir national und international bedeutsame Vor-
haben, insbesondere zur kulturellen Integration, Kooperation und Innovation um mehr als 6 Mio. Euro aufge-
stockt worden. Dies diene auch zur Stirkung des Bundeskulturférderfonds. Zusitzlich sei fiir das sogenannte
Denkmalschutz-Sonderprogramm XIV eine neue Programmscheibe in Héhe von 35 Mio. Euro ausgebracht wor-
den, um dringend notwendige Sanierungen historischer Bauten im ganzen Land zu ermoglichen. Auch der Ansatz
fiir die Digitalisierung des deutschen Filmerbes habe einen Aufwuchs um mehr als einer Million Euro erfahren.
Dies gewihrleiste, dass dieses wertvolle kulturelle Gut dauerhaft, auch filir zukiinftige Generationen, erhalten
bleibe. Die Ausbringung einer neuen Programmscheibe fiir das sogenannte Kulturlnvest-Programm im Umfang
von 200 Mio. Euro leiste einen wichtigen Beitrag zur Bewahrung des kulturellen Erbes und schaffe Planungssi-
cherheit fiir groBBe Investitionen in die kulturelle Infrastruktur. Den Beitrag an die Stiftung PreuBischer Kulturbe-
sitz, die eine der bedeutendsten Kulturinstitutionen in Europa sei, habe man um mehr als 20 Mio. Euro angehoben.
Deren Zukunftsfahigkeit sei nunmehr gesichert. Knapp zwei Millionen Euro erhalte die Deutsche Nationalbibli-
othek zusétzlich, um ihre Metadaten- und Medienobjekte-Infrastruktur zu erneuern. Daneben seien die Mittel fiir
informationspolitische Einrichtungen bis zum Jahr 2030 um mehr als fiinf Millionen Euro aufgestockt worden.
Zusitzlich seien auch die Zuschiisse fiir Einrichtungen auf dem Gebiet der Musik, Literatur, Tanz und Theater bis
zum Jahr 2029 um knapp drei Millionen Euro angehoben worden. Auch fiir die Initiative Musik gebe es bis zum
Jahr 2027 rund 1,7 Mio. Euro mehr. Ebenso seien die Ansétze fiir die Kulturelle Vermittlung, fiir Einrichtungen
und gezielte kulturelle Projektforderungen, wie z. B. die Kulturstiftung der Vertriebenen, Investitionen in Ge-



Drucksache 21/1062 ~ 8- Deutscher Bundestag — 21. Wahlperiode

denkstétten um insgesamt fast eine Million Euro angehoben worden. Das Bundesarchiv erhalte drei Millionen
Euro mehr fiir Liegenschaftsmalnahmen und IT.

Im Etat des Auswirtigen Amtes seien zusétzliche Mittel fiir Humanitire Hilfsmalnahmen im Ausland ausge-
bracht worden. So stiinden nun 80 Mio. Euro fiir Malteser International ,,.Lebanon AHEAD* im Libanon bereit.
Ebenso werde die Deutsche Kriegsgraberfiirsorge bis zum Jahr 2026 mit weiteren 4,5 Mio. Euro gestirkt. Die
deutsch-amerikanischen Institute kdnnten mit zusétzlichen 440.000 Euro ihre wichtigen internationalen Aktivita-
ten ausbauen.

Im Etat des Bundesministeriums des Innern seien fiir die Globalzuschiisse zur gesellschaftspolitischen und demo-
kratischen Bildungsarbeit 20 Mio. Euro mehr ausgebracht worden. Gerade die Arbeit der politischen Stiftungen
leiste einen wesentlichen Beitrag zur demokratischen Teilhabe und kénne nun mit diesen Mitteln ausgebaut wer-
den. Weitere rund 2,5 Mio. Euro seien fiir die Férderung der jiidischen Gemeinschaft, der christlich jiidischen
Zusammenarbeit sowie des interreligiosen und interkulturellen Dialogs, fiir Malnahmen zur Islamismus-Praven-
tion bei Jugendlichen, zur Unterstiitzung von deutschen Minderheiten sowie zur Volkerverstindigung eingestellt
worden. Das Bundeskriminalamt erhalte zusétzlich fiinf Millionen Euro, um gepanzerte Fahrzeuge fiir seine Si-
cherungsgruppe zu beschaffen. Im Bereich des Zivil- und Bevolkerungsschutzes wachse der Etat deutlich auf. Bis
zum Jahr 2046 erhalte das Technische Hilfswerk (THW) gut eine Milliarde Euro zusétzlich fiir Bau- und Liegen-
schaftsmaBBnahmen. Daneben seien die Mittel fiir die THW-Ortsverbande sowie die Fordermittel fiir ehrenamtli-
che Tétigkeiten insgesamt um mehr als zwei Millionen Euro verstirkt worden. Ebenso erhalte das THW fiir die
Verbesserung seiner Einsatz- sowie [T-Ausstattung knapp 10 Mio. Euro. Der Sport sei insgesamt im Umfang von
rund 1,3 Mio. Euro gestérkt worden. Dies sichere insbesondere die wichtige Tatigkeit des Instituts fiir Forschung
und Entwicklung von Sportgeriten ab.

Im Einzelplan des Bundesministeriums der Justiz und fiir Verbraucherschutz seien fiinf Millionen Euro neu ein-
gestellt worden, um die gezielte Aufklarung und Prozessbegleitung fiir Betroffene von hiuslicher Gewalt aus-
bauen zu kénnen. Die aktuellen Zahlen des Bundeskriminalamts zum Thema héusliche Gewalt seien alarmierend,
so dass in diesem Bereich dringender Handlungsbedarf bestehe. Das Institut fiir Ostrecht e. V. erhalte zusétzlich
300.000 Euro, so dass dessen Forderung auf dem bisherigen Niveau fortgesetzt werde.

Der Etat des Bundesministeriums fiir Wirtschaft und Energie enthalte zusétzliche Mittel in Héhe von
17 Mio. Euro, um die Forschungsforderung von Technologievorhaben der zivilen Luftfahrt auszubauen. Zudem
seien die Mittel fiir die Berufliche Bildung fiir den Mittelstand bis zum Jahr 2027 insgesamt um 6,3 Mio. Euro
aufgestockt worden. Die Fortbildungseinrichtung im Bereich der Beruflichen Bildung erhielten 12 Mio. Euro zu-
satzlich. Des Weiteren seien bis zum Jahr 2028 insgesamt 200 Mio. Euro etatisiert, um MaBnahmen zur strate-
gisch wichtigen Ansiedlung und den Erhalt der Produktion von kritischen Arzneimitteln in Deutschland zu for-
dern. Fiir investive Mallnahmen zur Steigerung der Leistungsfdhigkeit der Tourismuswirtschaft seien weitere
285.000 Euro eingeplant worden. Zusitzlich erhalte die Deutsche Zentrale fiir Tourismus e. V. knapp
700.000 Euro zusitzlich als Zuwendung, um die internationale Vermarktung Deutschlands als Reiseland voran-
zubringen. Fiir den Ausbau institutioneller Partnerschaften im Ausland mit wirtschaftlichem Schwerpunkt werden
bis zum Jahr 2026 weitere 400.000 Euro bereitgestellt.

Das Bundesministerium fiir Landwirtschaft, Erndhrung, und Heimat erhalte zusitzliche Haushaltsmittel in Hohe
von einer Million Euro fiir die neue Lebensmittelrettungs- und Logistikstrategie der Tafel Deutschland e. V., um
Lebensmittel kiinftig neben dem Lebensmitteleinzelhandel verstirkt auch direkt von Herstellern zu retten und
lokalen Tafeln in Deutschland zur Verfligung zu stellen. Daneben seien fiir die praxisorientierte Forschung und
Entwicklung zur Anpassung von Wéldern an den Klimawandel bis zum Jahr 2026 insgesamt fiinf Millionen Euro
eingestellt worden. Eine Verstirkung um 660.000 Euro habe auch die Forderung von Agroforst-Systemen sowie
des diesbeziiglichen Kompetenzaufbaus erfahren. Daneben sei der Zuschuss an den Bundesverband der Regio-
nalbewegung e. V. um 100.000 Euro aufgestockt worden. Dies stirke die regionale Wertschopfung im landlichen
Raum, schaffe dort Bleibeperspektiven und verbessere die Attraktivitt 1dndlicher Regionen.

Der Einzelplan des Bundesministeriums fiir Arbeit und Soziales enthalte zusétzliche Mittel von mehr als fiinf
Millionen Euro, um einen inklusiven Digitalpakt auf den Weg zu bringen. Damit kdnne das erste inklusions- und
teilhabepolitische Vorhaben des aktuellen Koalitionsvertrages in die Umsetzung gehen. Ziel sei es, Menschen mit
Behinderungen eine gleichberechtigte Teilhabe an Bildung zu ermdglichen und ihre Chancen im Arbeitsmarkt zu
erhohen. Barrierefreier digitaler Bildungsangebote in Einrichtungen der beruflichen Rehabilitation komme hierbei
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eine entscheidende Rolle zu. Zur Unterstiitzung von arbeitssuchenden Menschen mit Fluchthintergrund habe man
mehr als eine Million Euro zusétzlich eingestellt.

Das Bundesministerium fiir Verkehr habe fiir den Erwerb eines Transportschiffes fiir die Bundeswasserstral3en
zusétzlich zwei Millionen Euro erhalten. Daneben weise der Etat zur Unterstiitzung der Regionalflughéfen bei
den Flugsicherungskosten zusétzliche 20 Mio. Euro aus. Der Bereich der Innovativen Verkehrstechnologien sei
mit fast fiinf Millionen Euro bis zum Jahr 2028 verstdrkt worden, die insbesondere zur Foérderung Innovativer
Hafentechnologien vorgesehen wiren. Die Forderung der Traditionsschifffahrt sei auf die Neuzulassung und die
technische Anpassung erweitert und um fiinf Millionen Euro aufgestockt worden. Auch die Zuschiisse zu den
Kosten deutscher Sozialeinrichtungen fiir Seeleute in auslandischen Hafen wiirden bis zum Jahr 2028 um gut fiinf
Millionen Euro aufwachsen. Zusétzlich enthalte der Etat fiir die Errichtung der neuen Bundesstiftung ,,Deutsche
Stiftung Maritimes Erbe“ eine Million Euro. Die Errichtung dieser neuen Bundesstiftung werde durch einen MaB-
gabebeschluss des Haushaltsausschusses flankiert. Die Wasser- und Schifffahrtsverwaltung erhalte bis zum Jahr
2028 mehr als 13 Mio. Euro fiir die Verstarkung der Lotsenausbildung.

Der Etat des Bundesministeriums der Verteidigung bilde die notwendige finanzielle Grundlage fiir die Umsetzung
wichtiger Riistungsvorhaben und habe diesbeziiglich im Zuge der parlamentarischen Beratungen bei diversen
Titeln Verstirkungen erfahren. So seien bis zum Jahr 2037 insgesamt weitere Mittel im Umfang von rund
2,8 Mrd. Euro fiir die Entwicklung und Beschaffung des Waffensystems Eurofighter, fiir das Vorhaben
Schwimmschnellbriicke, fiir die Beschaffung von Schiffen, Radpanzern, Kampffahrzeugen, fiir Betreiber- und
Vorhaltechartermodelle eingestellt worden. Fiir Radpanzer seien weitere rund 860 Mio. Euro {iber das Jahr 2037
hinaus eingeplant worden. Zusétzliche rund 570 Mio. Euro weise der Etat nun bis zum Jahr 2032 fiir die Beschaf-
fung von Munition aus. Gleichermafen sei das Bekleidungswesen bis zum Jahr 2032 mit iiber zwei Milliarden
Euro verstérkt worden. Die Bundeswehr werde damit weiterhin umfassend fiir die Landes- und Biindnisverteidi-
gung ertiichtigt und in die Lage versetzt, den Neuen Wehrdienst sukzessive in die Wege zu leiten.

Im Einzelplan des Bundesministeriums fiir Gesundheit seien gut eine Million Euro zugunsten von IT-Vorhaben
umgeschichtet worden.

Das Bundesministerium fiir Umwelt, Klimaschutz, Naturschutz und nukleare Sicherheit habe bis zum Jahr 2028
neue Mittel fiir die Bergung von Munitionsaltlasten in Nord- und Ostsee im Umfang von 400.000 Euro erhalten.
Hierzu gehore auch die Griindung eines Bundeskompetenzzentrums Meeresmunition in Rostock, fiir das bereits
im Jahr 2025 erste vorbereitende MaBBnahmen starten sollen. Aulerdem werde das Programm ,,Reparieren statt
Wegwerfen™ um 500.000 Euro verstirkt. Gerade die hohe Nachfrage in diesem Programm zeige, dass der Repa-
raturgedanke in der Gesellschaft ankomme. Zudem sei auch der Titel fiir den Export griiner und nachhaltiger
Umwelttechnologien um 500.000 Euro angehoben worden, um die weltweite Verbreitung deutscher Umweltstan-
dards zu fordern. Dies erdffne zugleich neue Chancen fiir die deutsche Wirtschatft.

Im Etat des Bundesministeriums fiir Bildung, Familie, Senioren, Frauen und Jugend stelle die Koalition zusétzli-
che Mittel in Hohe von 700.000 Euro fiir die Schwangerschaftskonfliktberatung zur Verfiigung. Weitere knapp
fiinf Millionen Euro seien fiir die Sicherstellung einer ausreichenden psychosozialen Beratung und Betreuung
auslindischer Fliichtlinge eingestellt worden. Des Weiteren werde die Projektférderung fiir Schulen um eine Mil-
lion Euro angehoben. Daneben werde die Bundesregierung unter Bezugnahme auf den aktuellen Koalitionsvertrag
mit einem MaBgabebeschluss des Haushaltsausschusses zur rechtssicheren Fortfithrung des Fonds sexueller Miss-
brauch aufgefordert.

Im Einzelplan des Bundesministeriums fiir wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung habe man entschei-
dende Bereiche gestirkt. So bekomme das Welterndhrungsprogramm 22 Mio. Euro mehr. Jeweils um
10 Mio. Euro wiirden die Ansétze fiir die Krisenbewdéltigung, die Entwicklungsvorhaben der Kirchen sowie der
privaten Triger und die Initiative zu Ausrottung der Kinderlahmung (Polio) aufwachsen. Fiir Entwicklungspart-
nerschaften mit der Wirtschaft gebe es zusétzliche acht Millionen Euro. Die wichtige Arbeit der politischen Stif-
tungen im Ausland werde bis zum Jahr 2028 mit zusétzlichen 62 Mio. Euro unterstiitzt. Damit komme Deutsch-
land auch weiterhin seinen internationalen Verpflichtungen in der Entwicklungshilfe nach.

Im Etat des Bundesministeriums fiir Wohnen, Stadtentwicklung und Bauwesen seien - entsprechend der Verein-
barung im aktuellen Koalitionsvertrag - neue Mittel im Umfang von 300.000 Euro fiir die Biindelung von Bera-
tungskompetenzen in einer Anlaufstelle fiir Auszubildenden-Wohnen auf Bundesebene eingestellt worden. Zu-
sétzlich habe man durch die Ausbringung neuer verbindlicher Erlduterungen die parlamentarische Kontrolle hin-
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sichtlich des Aufbaus des Bundesforschungszentrums fiir klimaneutrales und ressourceneffizientes Bauen ge-
starkt. Ebenso sei die Forderung des Ausbaus, Neubaus und der Sanierung einer weiteren Mutter-Kind-Klinik des
Miittergenesungswerks um zwei Millionen Euro angehoben worden. Die Anpassung der Zweckbestimmung fiir
Zuschiisse zu Investitionen bei Industriedenkmaélern gewahrleiste, dass zukiinftig aus dem Ansatz nicht nur der
Umbau, sondern auch der Wiederaufbau und die Rekonstruktion bezahlt werden konnten.

Der Etat des Bundesministeriums fiir Forschung, Technologie und Raumfahrt enthalte bis zum Jahr 2028 zusétz-
lich eine Million fiir den Aufbau einer Nationalen Kontaktstelle, die bei Angriffen und unsachlichen Konflikten
in der Wissenschaftskommunikation Unterstiitzung anbiete. Fiir die weitere Digitalisierung im Hochschul- und
Wissenschaftssystem, insbesondere fiir den Aufbau des Hochschul- und Weiterbildungsportals, seien bis zum
Jahr 2026 weitere 740.000 Euro eingestellt worden. Fiir die Fachkriftegewinnung im Hochschul- und Wissen-
schaftssystem werde einmalig ein Selbstbewirtschaftungsvermerk ausgebracht, um die erforderliche Flexibilitat
in der Anlaufphase des 1000-K6pfe-Programms zu gewihrleisten. Das Ludwig-Erhard-Forum fiir Wirtschaft und
Gesellschaft, welches einen wissenschaftlichen Beitrag zur Verkniipfung von wirtschafts- und gesellschaftspoli-
tischen Themen leiste, werde bis zum Jahr 2029 mit insgesamt zwei Millionen Euro unterstiitzt. Zur Starkung der
Grundlagenforschung im Bereich Long COVID bzw. ME/CFS seien zusétzliche zwei Millionen Euro ausgebracht
worden. Zusétzlich habe man zur Starkung der parlamentarischen Kontrolle eine neue Berichtspflicht zum Stand
der Selbstbewirtschaftungsmittel der im Pakt fiir Forschung und Innovation eingeschlossenen Organisationen
festgeschrieben.

Die Fraktionen von CDU/CSU und SPD unterstrichen, dass der Klima- und Transformationsfonds einen entschei-
denden Beitrag auf dem Weg hin zur Klimaneutralitit leiste. Die im Wirtschaftsplan des Klima- und Transforma-
tionsfonds (KTF) neu ausgebrachte Programmscheibe fiir die ,,Anpassung urbaner und liandlicher Rdume an den
Klimawandel in Hohe von 80 Mio. Euro bis zum Jahr 2028 ermdgliche eine Fortfithrung dieses wichtigen Bun-
desprogramms. Stddte und Gemeinden kdnnten nun wieder dabei unterstiitzt werden, Griin- und Freirdume wi-
derstands- und zukunftsfahig zu gestalten sowie Flachen zu entsiegeln.

Die Fraktionen von CDU/CSU und SPD stellten mit Blick auf die Bedeutung des neuen Sondervermogens ,,Inf-
rastruktur und Klimaneutralitdt” die Notwendigkeit von Umschichtungen in dessen Wirtschaftsplan 2025 heraus.
So gewdhrleiste der nun vorgesehene Aufwuchs in Hoéhe von 2,5 Mrd. Euro bis zum Jahr 2032 im Bereich der
Investitionen in die Verkehrsinfrastruktur Planungs- und Finanzierungssicherheit. Gerade fiir den langlaufenden
Roll-Out der ,,Digitalen Schiene Deutschland* sei dies unverzichtbar. Daneben gewihrleiste die Ausbringung
einer neuen verbindlichen Erléuterung, dass Zuwendungen des Bundes fiir den Digitalpakt 2.0 bis zur Hohe der
Zuwendungen der Lander moglich sind. Durch die neu fiir die Investitionen in die Forschung und Entwicklung
ausgebrachten qualifizierten Sperren werde die Verfiigbarkeit der Mittel von der Vorlage entsprechender detail-
lierter Konzepte an den Haushaltsausschuss abhdngig gemacht. Dies stirke die parlamentarische Kontrolle. Fiir
den klimafreundlichen Neubau wiirden bis zum Jahr 2035 neun Millionen Euro zusétzlich bereitgestellt, um den
Bauiiberhang im Bereich EH55 EE-Standard zu aktivieren. Die Wohneigentumsfoérderung fiir Familien werde bis
zum Jahr 2045 um 100 Mio. Euro verstirkt. Zusétzlich sei unter Verweis auf den Koalitionsvertrag der 21. Wahl-
periode eine neue Titelgruppe fiir Investitionen in die Sportinfrastruktur ausgebracht worden. Dies gewéhrleiste
die Umsetzung der im Koalitionsvertrag festgeschriebenen Sportmilliarde. Zusitzlich sei in einem Maflgabebe-
schluss des Haushaltsausschusses festgeschrieben worden, dass bei Forderprogrammen, die aus dieser neuen Ti-
telgruppe finanziert werden wiirden, ein vereinfachtes Zuwendungsverfahren anzuwenden sei. Die gesetzlich
hierfiir erforderlichen Anpassungen seien Teil des Haushaltsgesetzes. Fiir die Sanierung kommunaler Sportstétten
habe man 333 Mio. Euro bis zum Jahr 2028 ausgebracht. Deren Umsetzung werde durch klare Mafigaben des
Haushaltsausschusses hinsichtlich der Ausgestaltung der Forderrichtlinie flankiert. Ein erster neuer Projektaufruf
solle kurzfristig erfolgen. Daneben werde die Bundesregierung mit einer Ma3gabe des Haushaltsausschusses auf-
gefordert, fir die Umsetzung des Sondervermdogens ,,Infrastruktur und Klimaneutralitét™ ein Monitoring aufzu-
setzen, welches im Sinne einer wirkungs- und zielorientieren Haushaltsfiihrung ausgerichtet wire. Uber diese
Ergebnisse sei dem Haushaltsausschuss jahrlich Bericht zu erstatten.

Die Fraktion der AfD erklérte, dass die von Bundeskanzler Merz gefiihrte Bundesregierung mit ihrem Haus-
haltsplan zentrale Wahlversprechen nicht einhalte und sich damit die Krise, in der sich Deutschland befinde, wei-
ter verschérfen wiirde.
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Die Bundesregierung setze mit ihrem Haushalt eine hohe Nettokreditaufnahme durch, die nicht die nétigen
Wachstumsimpulse fiir die deutsche Wirtschaft auslosen werde. Gleichzeitig blieben die Belastungen fiir Biirger
und Unternehmen auf einem historisch hohen Niveau. Damit setze die amtierende Regierung den Kurs der Vor-
gingerregierung fort, der sich durch Verantwortungslosigkeit und eine Schwichung des deutschen Wirtschafts-
standortes ausgezeichnet habe.

Statt die Krise in Deutschland mit weiteren Schuldenprogrammen notdiirftig zu kaschieren und im Endeffekt zu
verschlimmern, brauche es dringend echte Entlastungen flir Biirger und Wirtschaft. Nur wenn Unternehmen wie-
der investieren und Arbeitsplétze schaffen wiirden und Biirgern und Familien mehr von ihrem Einkommen bleibe,
werde die deutsche Wirtschaft wieder in Schwung kommen. Dies wiirde nicht nur zu steigenden Steuereinnahmen
fithren, sondern sei auch die Voraussetzung dafiir, die sozialen Sicherungssysteme dauerhaft zu stabilisieren.
Denn klar sei: Ohne eine funktionierende Wirtschaft gebe es auch keinen tragfiahigen Sozialstaat.

Die Fraktion der AfD habe mit rund 1.000 eigenen Antrégen in Einzelplanberatung und Bereinigungssitzung
gezeigt, dass es auch anders gehe. Diese Antrdge spiegelten die Grundbausteine einer dringend notwendigen
Strukturreform wider, die Biirokratie abbaue, den undurchsichtigen und ineffizienten Férderdschungel lichte und
Steuergelder in wesentlichem Umfang im Wirtschaftskreislauf und bei den Biirgern belasse.

Mit diesem Konzept wiirden die Biirger und die Wirtschaft um 66,1 Mrd. Euro entlastet werden. Diese Entlastun-
gen wiirden sich u. a. aus einer Senkung der Stromsteuer auf das EU-Minimum (5,8 Mrd. Euro), der Abschaffung
des CO»-Preises (15,4 Mrd. Euro), der Abschaffung des CO2-Emissionshandels (5,3 Mrd. Euro), der Abschaffung
der Gasspeicherumlage (3,4 Mrd. Euro), der Absenkung der LKW-Maut (2,2 Mrd. Euro), der Senkung der Lohn-
steuer (9 Mrd. Euro), der Senkung der Einkommensteuer (1,7 Mrd. Euro), der Senkung der Korperschaftsteuer
(3 Mrd. Euro), der vollstindigen Abschaffung des Solidaritatszuschlags (12,5 Mrd. Euro) und zusitzlichen Bun-
deszuschiissen in die Sozialversicherungen (Rentenversicherung: 3,7 Mrd. Euro; Krankenversicherung:
4 Mrd. Euro) ergeben.

All diese MaBnahmen seien vollstindig durch Kiirzungen an anderer Stelle gegenfinanzierbar. Die Fraktion der
AfD zidhlte auf, in welchen Bereichen sie wesentliche Einsparpotentiale sehe: Bei der Abschaffung des Entwick-
lungshilfeministeriums (minus 7,8 Mrd. Euro) sowie weiterer Kiirzungen bei Auslandszahlungen, durch den
Stopp der Waffenlieferungen an die Ukraine (minus 8,7 Mrd. Euro), durch eine Reform des Biirgergeldes und
damit die Reduzierung der Masseneinwanderung in die Sozialsysteme (minus 14,6 Mrd. Euro), durch eine Redu-
zierung der Zahlungen an die EU (minus 18 Mrd. Euro), durch Kiirzungen bei iiberh6hten Verteidigungsausgaben
(minus 10,7 Mrd. Euro), durch Streichungen im Klima- und Transformationsfonds (minus 36,7 Mrd. Euro) und
bei weiteren unndtigen oder ineffizienten Staatsausgaben.

Insgesamt konne so der Haushalt mit insgesamt 76,7 Mrd. Euro weniger Nettokreditaufnahme als der Entwurf der
Bundesregierung auskommen. Damit konne man einen generationengerechteren Haushalt vorlegen, der Biirger
und Wirtschaft nachhaltig entlasten und zugleich die ,alte’ Schuldenbremse einhalten wiirde.

Die Fraktion der AfD bedauerte, dass die anderen Oppositionsparteien im Beratungsverlauf nur sehr wenige ei-
gene Antrige eingebracht hitten. Die sei in ihren Augen ebenso wie bei der Regierung selbst eine Kapitulation
vor der wichtigen Aufgabe der Staatsmodernisierung in Deutschland. Ein Parlament von der Gréf3e des Deutschen
Bundestages, mit seiner mehr als auskémmlichen finanziellen Ausstattung (die sich auf Antrag der Koalitions-
fraktionen in der Bereinigungssitzung noch einmal erhdht habe) miisse dem Schuldenmachen der Bundesregie-
rung mehr entgegensetzen als ein paar blof3e kritische Randbemerkungen.

Die Fraktion BUNDNIS 90/DIE GRUNEN erklirte, mit diesem Haushaltsgesetz werde bei den Schwichsten
gespart und Politik fiir Wenige gemacht. Probleme wiirden in die Zukunft verschoben und Politik werde auf Kos-
ten der jungen Generation gemacht. Dies zeige sich in fast allen Bereichen. Dariiber hinaus zeige der Wirtschafts-
plan des Sondervermdgens Infrastruktur und Klimaneutralitét, dass die Mittel nicht zur Finanzierung zusétzlicher
Investitionen verwendet wiirden und der Zweck der Klimaneutralitit nicht ausreichend beriicksichtigt werde.

Dieser Haushaltshalt sende das fatale Signal, dass demokratische Bildung und Integration keine Prioritét hétten.
Damit wiirden genau die Bereiche geschwicht, die in Krisenzeiten wichtig seien. Demokratie und Vielfalt seien
das Fundament unseres Landes und sie brauchten gezielte Unterstiitzung. Institutionen wie die Bundeszentrale
fiir politische Bildung, Freiwilligendienste, Integrationskurse und der Kulturpass miissten langfristig abgesichert
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werden. Das sei in diesem Haushalt nicht zu erkennen. Stattdessen werde bei zentralen Maflnahmen, wie den
Integrationskursen, gekiirzt.

In gleichem Malle verpasse es dieser Haushalt, das Leben fiir alle Menschen bezahlbar zu machen und echte
Chancen zu schaffen. Die Senkung der Stromsteuer fiir alle fehle ebenso wie Strategien, um das Wohnen lang-
fristig bezahlbar zu machen.

Auch der globalen Verantwortung werde Deutschland mit diesem Haushalt nicht gerecht. Gerade in Zeiten zu-
nehmender Konflikte und steigender Militirausgaben miissten die Humanitére Hilfe und die Finanzierung von
Diplomatie und Zusammenarbeit mit Partnerldndern ausgebaut und priorisiert werden. Sowohl die Arbeit des
Auswirtigen Amts als auch die des Bundesministeriums fiir wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung
miissten gestdrkt werden.

Die Klimakrise betreffe uns alle schon heute, der Haushalt gebe darauf keine ausreichende Antwort. Stattdessen
wiirden Mittel flir Klimaanpassung und den Bundesnaturschutzfonds gekiirzt. Eigentlich wére im Hinblick auf
die bestehenden Herausforderungen zu erwarten, dass mehr Mittel in Bereiche wie den natiirlichen Klimaschutz
und die Internationale Klimaschutzinitiative flieBen wiirden. Auch der Okolandbau, die Gemeinschaftsaufgabe
fiir Agrarstruktur und Kiistenschutz und die Anpassung urbaner und l&ndlicher Rdume an den Klimawandel miiss-
ten deutlich gestédrkt werden.

Der Haushalt schaffe auch nicht die Planungssicherheit, die Unternehmen brauchten und verpasse es, den Struk-
turwandel zu gestalten. Stattdessen wiirden Programmen zur Dekarbonisierung und zu Sanierungen im Bau ge-
schwicht. Die Fraktion BUNDNIS 90/DIE GRUNEN stehe fiir eine Wirtschaftspolitik, die nicht nur auf kurzfris-
tige Effekte setze, sondern nachhaltiges Wachstum schaffe und die Grundlagen fiir Wohlstand und Wettbewerbs-
fahigkeit in einer klimaneutralen Zukunft lege.

Der Haushalt werde den bestehenden Herausforderungen nicht gerecht. Es werde weder ausreichend in neue
Technologien noch in Arbeitsplitze, Klimaschutz und eine echte Entlastung fiir die Biirgerinnen und Biirger in-
vestiert. Dies gefdhrde die Zukunft und werde in absehbarer Zeit zu deutlich hoheren Kosten fiihren. Die Fraktion
BUNDNIS 90/DIE GRUNEN lehne den Haushalt ab.

Die Fraktion Die Linke kritisierte, die Koalition habe die Schuldenbremse fiir militirische Ausgaben geoffnet,
wihrend fiir zentrale Zukunftsinvestitionen in Infrastruktur, Bildung, Forschung und Klimaschutz keine ver-
gleichbare Ausnahmeregel geschaffen werde und fiir die kommenden Jahre nur ein unzureichendes Sonderver-
mogen vorliege. Blieben Strukturreformen aus und wiirden gleichzeitig die Schleusen fiir Riistungsausgaben ge-
offnet, wiirden Hunderte Milliarden Euro 6ffentlicher Mittel verschwendet. Das fiihre zu gesellschaftlichen Ak-
zeptanzproblemen und verschérften Verteilungskdmpfen. Diese einseitige Ressourcenbindung wirke sich negativ
auf andere Schliisselbereiche der Wirtschaft aus: Wiirden Arbeitskréfte, Produktionskapazititen und Haushalts-
mittel vorrangig flir militdrische Auftrage gebunden, fehlten sie fiir den Ausbau erneuerbarer Energien, moderner
Verkehrssysteme oder innovativer Forschung — wodurch die erhofften Wachstumseffekte ausblieben. Verteidi-
gungsausgaben oberhalb von einem Prozent des Bruttoinlandsproduktes von der Schuldenbremse auszunehmen,
bedeute, dass fiir Aufriistung unbegrenzt Mittel aus Krediten zur Verfiigung stiinden. Durch die steigende Schul-
denlast wiirden Sozialausgaben im Kernhaushalt noch stirker unter Druck geraten. Die geplante finanzpolitische
Priorisierung der Produktion von Riistungsgiitern stehe in direkter Konkurrenz zu einer nachhaltigen Industriepo-
litik und verhindere einen wirksamen Klimaschutz. Die Bundeswehr sollte sich auf ihre im Grundgesetz festge-
legten Kernaufgabe beschrianken. Die Fraktion Die Linke erklérte, sie lehne Waffenlieferungen ab und drénge auf
diplomatische Losungen.

Den gesteigerten Investitionsbedarf im Infrastrukturbereich begriindeten die Koalitionsfraktionen an erster Stelle
,,mit der angestrebten sehr ziigigen und umfassenden Ertiichtigung der Verteidigungsfahigkeit®. Ein Sonderver-
mogen flr die Infrastruktur kdnnte sinnvoll sein, eine Verkniipfung mit der ,,Ertiichtigung der Verteidigungsfa-
higkeit“ lehne die Fraktion Die Linke jedoch ab. Weder mit dem Bundeshaushalt 2025 noch mit dem Sonderver-
mogen Infrastruktur konne der Investitionsstau in Deutschland aufgelost werde. Die 500 Mrd. Euro fiir Infrastruk-
tur seien zu wenig, um die realen Bedarfe vor allem auf kommunaler Ebene anzugehen. Laut KfW-Kommunal-
Panel bestehe derzeit ein Investitionsstau von iiber 215 Mrd. Euro allein auf kommunaler Ebene. Die Kommunen
hétten 2024 ein Rekorddefizit von 24,3 Mrd. Euro in den Kernhaushalten. Von den insgesamt 100 Mrd. Euro, die
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aus dem Sondervermdgen Infrastruktur an Bund und Lénder gehen sollten, wiirden ab dem Jahr 2025 nur 8,3 Mrd.
Euro jéhrlich flieBen— zu wenig fiir die Bedarfe vor allem der Kommunen.

Die viel zu geringe Erhohung des Mindestlohns und kaum Entlastungen fiir die kleinen und mittleren Einkommen
bedeuteten, dass der beabsichtigt Konjunkturimpuls iiber hohere Investitionsausgaben nicht ausreichen werde.
Steigende Preise unter anderem bei Energie und Lebensmitteln seien auch ein Ergebnis mangelnder Kontrollen
und unzureichender MaBnahmen durch das Bundeskartellamt und anderer Behorden. Anstatt die Biirgerinnen und
Biirger gegen Preisabsprachen und Betrug bei Miete und Nebenkostenabrechnungen zu schiitzen, fahre die Bun-
desregierung eine Kampagne gegen einen angeblich zu teuren Sozialstaat —und das, obwohl die Kosten fiir Sozi-
alausgaben gemessen am Bruttoinlandsprodukt heute nicht hoher seien als vor zehn Jahren.

Die Binnennachfrage miisse {iber kréftige Reallohnerhdhungen, einen wirksamen Mietendeckel und die Senkung
der Mehrwertsteuer auf Grundnahrungsmittel, Hygieneprodukte, Bus und Bahn gestarkt werden. Dadurch kénn-
ten Unternehmen wieder in die Ausweitung ihrer Kapazititen fiir den Inlandsmarkt investieren. Das wiirde auch
einen Beitrag dazu leisten, die Handelsbilanz gegeniiber dem Ausland auszugleichen und die Exportabhingigkeit
der deutschen Wirtschaft zu senken.

3,5 Prozent des Bruttoinlandsprodukts (NATO-Ziel reine Riistungsausgaben) entsprichen jedes Jahr mindestens
150 Mrd. Euro (gemessen am Bruttoinlandsprodukt von 2024 in Hohe von 4,3 Billionen Euro). Die Ausgaben fiir
Verteidigung sollten 2025 nach NATO-Kriterien 95,5 Mrd. Euro betragen. Gleichzeitig sollten Mittel fiir wirt-
schaftliche Zusammenarbeit, Frieden und Stabilitéit drastisch gekiirzt werden — so beim Titel ,, Krisenbewaltigung
und Wiederaufbau, Infrastruktur im Vergleich zu 2024 um {iiber ein Drittel, bei der ,,Humanitdren Hilfe und
Krisenpravention® im Vergleich zu 2024 um fast die Hélfte.

Die Regierungspolitik der vergangenen Jahrzehnte habe Deutschland in die aktuelle Krisensituation gesteuert,
dringend notwendige Investitionen verhindert, die Schere zwischen Arm und Reich immer grofer werden lassen
und den Sozialstaat weiter abgebaut. Ab dem Bundeshaushalt 2027 bestehe allein fiir die drei Jahre bis 2029 eine
Liicke von 172 Mrd. Euro im Finanzplan des Kernhaushaltes. Bis zum Jahr 2029 wiirden die geplanten Zinsaus-
gaben von 30 Mrd. Euro (2025) auf mehr als 60 Mrd. Euro steigen. Die Koalition und die Bundesregierung planten
keine solidarische Finanzierung der Lasten iiber die Einnahmenseite — im Gegenteil, Einkommensstarke und
Wohlhabende sollten durch Unternehmenssteuersenkungen sogar noch entlastet werden

Der vorgelegte Gesetzentwurf fiir den Bundeshaushalt 2025 werde den gesellschaftlichen Herausforderungen
nicht gerecht und verschérfe die sozialen Gegensétze. Die Fraktion Die Linke lehne ihn daher ab.
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2.2. Zu den Einzelplanberatungen im Haushaltsausschuss

Einzelplan 01 (Bundespriisident und Bundesprisidialamt)

Die Gesamtausgaben fiir den Bundesprésidenten und das Bundesprésidialamt stiegen nach dem zweiten Regie-
rungsentwurf im Jahr 2025 auf rund 58,940 Mio. Euro. Die Haushaltsmittel fiir die gro3e Baumafinahme am Ber-
liner Amtssitz des Bundesprésidenten werden auBlerhalb des Einzelplans 01 im Etat des Bundesministeriums fiir
Wohnen, Stadtentwicklung und Bauwesen (BMWSB) (Einzelplan 25, Kapitel 2503) veranschlagt.

Der Ausschuss betonte in seinem Gesprich mit der Chefin des Bundesprisidialamtes die Bedeutung der Offent-
lichkeitsarbeit des Bundesprisidenten bzw. des Bundesprésidialamtes. Des Weiteren wurden die Baumafinahmen
des Bundesprésidialamtes erortert.

Die Berichterstatter hatten dem Ausschuss keine Empfehlungen fiir vom zweiten Regierungsentwurf abweichende
Beschlussfassungen vorgelegt.

Die im Ausschuss vertretenen Fraktionen legten weder in der Einzelplanberatung noch in der Bereinigungssitzung
Anderungsantrige zu diesem Einzelplan vor. Damit blieben die im zweiten Regierungsentwurf veranschlagten
Gesamtausgaben unverindert.

Der Etat schloss in der Bereinigungssitzung im Saldo unverdndert mit den im zweiten Regierungsentwurf veran-
schlagten Ausgaben von rund von rund 58,940 Mio. Euro ab.

Der Ausschuss stimmte dem so gednderten zweiten Regierungsentwurf des Einzelplans 01 in der Bereinigungs-
sitzung mit den Stimmen der Fraktionen CDU/CSU, AfD, SPD, BUNDNIS 90/DIE GRUNEN und Die Linke zu.

Einzelplan 02 (Deutscher Bundestag)

Der zweite Regierungsentwurf sah bei diesem Einzelplan Ausgaben in H6éhe von rund 1,234 Mrd. Euro vor. Die
Gesamtausgaben verringerten sich damit gegeniiber dem Vorjahr leicht. Die Haushaltsmittel fiir die Neubaumalf3-
nahmen des Deutschen Bundestages in Berlin werden im Etat der Bundesanstalt fiir Immobilienaufgaben (Kapi-
tel 6004) etatisiert.

Wie bereits in den vergangenen Jahren tauschte sich der Ausschuss in einem ausschlieBlich im Kreis der Abge-
ordneten gefiihrten Gespriach zu aktuellen Fragen aus dem Geschéftsbereich mit der Prasidentin des Deutschen
Bundestages aus.

Abweichend von dem in den Vorjahren praktizierten Verfahren beriet der Ausschuss in der Einzelplanberatung
am 3. September 2025 nur die Sachtitel, die Personaltitel wurden im Rahmen der Bereinigungssitzung (4. Sep-
tember 2025) verhandelt.

Mit Schreiben vom 4. September 2025 an die amtierende Vorsitzende des Haushaltsausschusses hat der Altesten-
rat hinsichtlich der vom Haushaltsvoranschlag zum Einzelplan 02 abweichenden Beschliisse des Haushaltsaus-
schusses vom 3. und 4. September 2025 das Benehmen gemil § 6 Absatz 3 Satz 3 der Geschiftsordnung des
Deutschen Bundestages hergestellt. Fiir den Fall, dass in der Bereinigungssitzung des Haushaltsausschusses Be-
schliisse gefasst werden, die iiber die dem Altestenrat bekannten Beschliisse vom 3. und 4. September 2025 hin-
ausgehen, sind diese mit Sperrvermerken zu versehen, deren Aufhebung erst nach erneuter Befassung des Altes-
tenrats erfolgen darf.

Die Berichterstatter hatten dem Ausschuss einige wenige Anderungen vorgelegt, zu denen die Titel offen gestellt
worden waren. Die Abstimmung dariiber erfolgte in der Einzelplanberatung.

In Kapitel 0211 — Zentral veranschlagte Verwaltungseinnahmen und -ausgaben — wurde in der Einzelplanberatung
der Antrag der Fraktion der AfD, den Ansatz fiir Konferenzen, Tagungen etc. zu kiirzen ebenso abgelehnt wie
deren Vorschlag, im Titel der Sachverstindigen die Ausgaben fiir den Deutschen Ethikrat zu streichen.
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In Kapitel 0212 — Deutscher Bundestag — betrafen die Kiirzungsantrdge der Fraktion der AfD in der Einzelplan-
beratung die Auslandsdienstreisen der Abgeordneten sowie die Mittel fiir den Erwerb zeitgendssischer Kunst. Des
Weiteren wollte die Fraktion der AfD einen neuen Titel ,,Globale Minderausgabe® ausbringen, damit auch der
Deutsche Bundestag seinen Beitrag zur Haushaltskonsolidierung leistet.

In der Bereinigungssitzung verwiesen die Koalitionsfraktionen auf einen zunehmenden Modernisierungsbedarf
in den Bereichen Digitalisierung und Kiinstliche Intelligenz sowie auf eine sich dadurch veriindernde Offentlich-
keitsarbeit. In diesem Sinne sollten die Geldleistungen an die Fraktionen des Deutschen Bundestages erhoht wer-
den. Der Beschluss wurde mit den Stimmen der Fraktionen CDU/CSU, SPD und Die Linke gegen die Stimmen
der Fraktionen AfD und BUNDNIS 90/DIE GRUNEN gefasst.

Aufgrund der mehrheitlichen Empfehlung der Berichterstatter hatte der Ausschuss in der Einzelplanberatung den
Baransatz des Titels ,,Forderung des Deutschen Instituts fiir Menschenrechte aufgestockt. Der zu diesem Titel
von der Fraktion der AfD eingebrachte Kiirzungsantrag, mit dem der Titelansatz auf Null gestellt werden sollte,
wurde gegen die Stimmen der antragstellenden Fraktion abgelehnt. Des Weiteren beschloss der Ausschuss auf
Antrag und mit den Stimmen der Koalitionsfraktionen, den Baransatz des Titels ,,Forderung von Einrichtungen
fiir parlamentarische Zwecke* bedarfsgerecht anzupassen.

Der Etat schloss in der Bereinigungssitzung mit Ausgaben von rund 1,248 Mrd. Euro.

Die Beschliisse im Einzelnen sind der Beschlussempfehlung zum Einzelplan 02 bzw. der Ergénzenden Beschlus-
sempfehlung zu entnehmen.

Der Ausschuss stimmte dem so gednderten zweiten Regierungsentwurf des Einzelplans 02 in der Bereinigungs-
sitzung mit den Stimmen der Fraktionen CDU/CSU, SPD, BUNDNIS 90/DIE GRUNEN und Die Linke bei
Stimmenthaltung der Fraktion der AfD zu.

Einzelplan 03 (Bundesrat)

Die im zweiten Regierungsentwurf veranschlagten Gesamtausgaben waren gegeniiber dem Vorjahr nahezu un-
verdndert und beliefen sich auf rund 38,523 Mio. Euro. Die Haushaltsmittel fiir die BaumafB3nahmen und Erneue-
rungen am Dienstsitz Berlin des Bundesrates werden im Etat des Bundesministeriums fiir Wohnen, Stadtentwick-
lung und Bauwesen (Einzelplan 25) sowie im Etat der Bundesanstalt fiir Immobilienaufgaben (Kapitel 6004) eta-
tisiert.

Im Gesprich des Ausschusses mit der Direktorin des Bundesrates wurde darauf verwiesen, dass es sich bei diesem
Einzelplan um einen reinen Verwaltungshaushalt handele, aus dem vor allem Personalausgaben und sichliche
Verwaltungsausgaben finanziert wiirden.

Gegenstand der Erorterung im Ausschuss waren auch in diesem Jahr die aus den Personalausgaben zu leistenden
Ausgaben fiir die von den ordentlichen und stellvertretenden Bundesratsmitgliedern sowie den Beauftragten der
Landesregierungen genutzten Jahresnetzkarten der Deutschen Bahn AG. Auf Vorschlag der Berichterstatter strich
der Ausschuss den Haushaltsvermerk zur Wirtschaftlichkeit der Beschaffung von Jahresnetzkarten der Deutschen
Bahn AG und zu einem einzelfallbezogenen Nachweis.

Die Fraktion der AfD kritisierte die Aufrechterhaltung der administrativen Auflenstelle in Bonn und forderte die
Aufgabe dieser Liegenschaft sowie die Kiirzung der dafiir veranschlagten Mittel. Des Weiteren sollten die Mittel
fiir externe Beratungsfirmen im Rahmen der Erstellung eines Konzeptes fiir ein neues Corporate Design gestri-
chen und die Aufgaben von internen Beschéftigten iibernommen werden.

Der Ausschuss machte sich in der Einzelplanberatung ausschliefilich die von den Berichterstattern einvernehmlich
beschlossene Anderung zu eigen. In der Bereinigungssitzung lagen dem Ausschuss keine Antrdge vor.

Der Etat schloss im Saldo unverdndert mit den im zweiten Regierungsentwurf veranschlagten Ausgaben von rund

38,523 Mio. Euro ab.

Die Beschliisse im Einzelnen sind der Beschlussempfehlung zum Einzelplan 03 bzw. der Ergénzenden Beschlus-
sempfehlung zu entnehmen.
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Der Ausschuss stimmte dem so geénderten zweiten Regierungsentwurf des Einzelplans 03 in der Bereinigungs-
sitzung mit den Stimmen der Fraktionen CDU/CSU, SPD, BUNDNI 90/DIE GRUNEN und Die Linke bei Stimm-
enthaltung der Fraktion der AfD zu.

Einzelplan 04 (Geschiftsbereich des Bundeskanzlers und des Bundeskanzleramtes)

Im Vergleich zum Soll des Jahres 2024 sah der Etatentwurf 2025 fiir diesen Einzelplan mit rund 3,967 Mrd. Euro
eine Erhdhung um 93,766 Mio. Euro vor.

Bundeskanzler und Bundeskanzleramt (Kapitel 0410, 0411 und 0412)

In dem Gespriach mit dem Chef des Bundeskanzleramtes stand der geplante Erweiterungsneubau des Bundes-
kanzleramtes im Vordergrund. Von Seiten der Oppositionsfraktionen wurde auf die erheblichen Kostenrisiken
der Baumafinahme verwiesen. Sie kritisierten, dass es der Bund versdumt habe, seine Flachenbedarfe an flexible
Arbeitsformen anzupassen und mahnten entsprechende Einsparmalnahmen an. Der Chef des Bundeskanzleram-
tes gab zu bedenken, dass die Baumafilnahme bereits weit fortgeschritten sei und Plandnderungen mit massiven
Kosten verbunden wiren. Ein verdichtetes Raumkonzept sei geplant. Dariiber hinaus strebe man an, angemietete
Raumlichkeiten nach Fertigstellung des Erweiterungsneubaus aufzugeben.

Des Weiteren wurde der Organisationserlass des Bundeskanzlers und dessen finanzielle und personelle Konse-
quenzen fiir die betroffenen Ressort erortert. Der Chef des Bundeskanzleramtes erklirte dazu, dass mit der Um-
setzung des Organisationserlasses begonnen worden sei, dessen Finalisierung jedoch erst mit dem Haushaltsent-
wurf 2026 vollzogen werden konne.

In der Einzelplanberatung lagen dem Ausschuss einige wenige Kiirzungsantrage der Fraktion der AfD vor, die
ebenso abgelehnt wurden wie der Antrag der Fraktion BUNDNIS 90/DIE GRUNEN, die die Regionalen Netz-
stellen Nachhaltigkeitsstrategien (RENN) e.V. im Etat beriicksichtigt sehen wollte.

Damit blieben die Veranschlagungen des zweiten Regierungsentwurfs in der Einzelplanberatung unveréndert.

Sport und Ehrenamt

Mit Organisationserlass des Bundeskanzlers vom 6. Mai 2025 wurden dem Geschéftsbereich des Bundeskanzler-
amtes die Zustdndigkeiten fiir Sportpolitik sowie fiir das Themenfeld Ehrenamt aus dem Geschéftsbereich des
Bundesministeriums des Innern iibertragen. Die finanzielle und personelle Umsetzung des Organisationserlasses
wurde im zweiten Regierungsentwurf noch nicht realisiert.

Unabhéngig davon, dass die haushalterische Umsetzung des Organisationserlasses noch nicht erfolgt war, fiihrte
der Ausschuss das Gesprich tiber die Sportpolitik und das Ehrenamt mit der bereits dafiir bestellten Beauftragten
der Bundesregierung. Dabei standen die deutsche Olympia-Bewerbung und die Férderung des Spitzensports im
Vordergrund. Dariiber hinaus wurde die Bedeutung des Ehrenamtes fiir den Zusammenhalt der Gesellschaft be-
tont.

Die Beauftragte der Bundesregierung fiir Migration, Fliichtlinge und Integration und
die Beauftragte der Bundesregierung fiir Antirassismus (Kapitel 0413) (entfillt)

Mit Organisationserlass des Bundeskanzlers vom 6. Mai 2025 wurden aus dem Geschiftsbereich des Bundes-
kanzleramtes die Zustindigkeiten der Beauftragten der Bundesregierung fiir Migration, Fliichtlinge und Integra-
tion einschlieflich des Arbeitsstabes sowie der Beauftragten filir Antirassismus dem Bundesministerium fiir Arbeit
und Soziales {ibertragen.

Das Gespriach mit der Beauftragten der Bundesregierung wurde im Rahmen der Beratung des Einzelplans 11
(Bundesministerium fiir Arbeit und Soziales) gefiihrt.

Bundesnachrichtendienst (Kapitel 0414)
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Beim Kapitel des Bundesnachrichtendienstes, das nicht Gegenstand der Aussprache im Haushaltsausschuss war,
beantragte die Fraktion der AfD bei Titel ,,Zuschuss an den Bundesnachrichtendienst®, den Zuschussbetrag auf
den im Haushaltsjahr 2017 veranschlagten Ansatz zuriickzufithren. Der Antrag wurde gegen die Stimmen der
antragstellenden Fraktion abgelehnt.

Die Beauftragte der Bundesregierung fiir Ostdeutschland (Kapitel 0415)

Mit Organisationserlass des Bundeskanzlers vom 6. Mai 2025 wurde die Zustdndigkeit der Beauftragten der Bun-
desregierung fiir Ostdeutschland aus dem Geschéftsbereich des Bundeskanzleramtes in den des Bundesministeri-
ums der Finanzen tibertragen.

Da die finanzielle und personelle Umsetzung des Organisationserlasses bislang noch nicht erfolgt ist und erst mit
dem Haushaltsentwurf 2026 endgiiltig vollzogen wird, wurde das Gespriach mit der Beauftragten der Bundesre-
gierung fiir Ostdeutschland noch im Rahmen der Beratung dieses Einzelplans gefiihrt.

In der Einzelplanberatung lag dem Ausschuss lediglich ein Kiirzungsantriige der Fraktion der AfD zur Offentlich-
keitsarbeit vor. Der Antrag wurde gegen die Stimmen der antragstellenden Fraktion abgelehnt.

Damit blieben die Veranschlagungen des zweiten Regierungsentwurfs in der Einzelplanberatung unveréandert.

Presse- und Informationsamt der Bundesregierung (Kapitel 0431 und 0432)

Mit der stellvertretenden Chefin des Presse- und Informationsamtes der Bundesregierung thematisierte der Aus-
schuss in der Einzelplanberatung die durch das Bundespresseamt (BPA) organisierten und finanzierten BPA-
Informationsfahrten fiir politisch interessierte Personen sowie die vom BPA koordinierte ressortiibergreifende
Presse- und Offentlichkeitsarbeit der Bundesregierung. Der Ausschuss betonte die Bedeutung der Informations-
fahrten fiir den politischen Diskurs ausdriicklich und sprach sich gegen mogliche Kiirzungen aus.

In der Bereinigungssitzung erlduterte der Chef des Presse- und Informationsamtes der Bundesregierung die beab-
sichtigte Neuausrichtung des BPA in der 21. Wahlperiode und fiihrte zu einzelnen Themenschwerpunkten aus.
U. a. verwies er auf die zunehmende Bedeutung der Digitalisierung und das verénderte Medienverhalten der po-
litisch interessierten Personen.

Die Fraktion der AfD kritisierte mit ihrem in der Einzelplanberatung eingebrachten Kiirzungsantrag eine einsei-
tige politische Ausrichtung des Zentrums Liberale Moderne gGmbH und wollte die dafiir eingestellten Mittel
streichen. Der Antrag wurde gegen die Stimmen der antragstellenden Fraktion abgelehnt.

Damit blieben die Veranschlagungen des zweiten Regierungsentwurfs in der Einzelplanberatung unveréandert.

In der Bereinigungssitzung lagen dem Ausschuss einige wenige Anderungsantrige der Koalitionsfraktionen vor,
die sich der Ausschuss mit der Stimmenmehrheit der Koalitionsfraktionen bei unterschiedlichem Abstimmungs-
verhalten der Oppositionsfraktionen zu eigen machte.

Der Beauftragte der Bundesregierung fiir Kultur und Medien (Kapitel 0451 bis 0456)

Mit Organisationserlass des Bundeskanzlers vom 6. Mai 2025 wurden aus dem Geschéftsbereich des Beauftragten
der Bundesregierung fiir Kultur und Medien die Zustandigkeiten fiir die Kultur und Geschichte der Deutschen im
oOstlichen Europa einschlieBlich der Stiftung Flucht, Vertreibung, Verséhnung sowie fiir die Kulturférderung au-
tochthoner Minderheiten dem Bundesministerium des Innern tibertragen.

Ein Schwerpunktthema des Gesprachs mit dem Beauftragten der Bundesregierung fiir Kultur und Medien (BKM)
war die weltweite mediale Bedeutung sowie die Finanzierung der Deutschen Welle, insbesondere vor dem Hin-
tergrund des Ukraine-Krieges und einer zunehmend aggressiven Einflussnahme Russlands auf die bevorstehenden
Parlamentswahlen in der Republik Moldau. Der Beauftragte fiir Kultur und Medien erklirte, die Bedeutung der
Deutschen Welle als dem Auslandsrundfunk der Bundesrepublik Deutschland habe in den vergangenen Jahren
noch zugenommen, auch weil Rundfunksender anderer Nationen ihr Programm eingeschrénkt hétten. Der Beauf-
tragte fiir Kultur und Medien berichtete des Weiteren iiber ein Gesprich mit seinem ukrainischen Amtskollegen,
in dem sich dieser fiir die Kulturhilfe fiir sein Land bedankt habe.



Drucksache 21/1062 — 18— Deutscher Bundestag — 21. Wahlperiode

Weitere Themenschwerpunkte waren die Filmforderung und die Zukunft des Kulturpasses. Die Fraktion BUND-
NIS 90/DIE GRUNEN brachte dariiber hinaus die Aufarbeitung der Kolonialzeit und das geplante neue Gedenk-
stattenkonzept in die Diskussion ein. Die Fraktion der AfD erkundigte sich nach dem aktuellen Sachstand des
Projekts zur Rekonstruktion vorvernichteter Unterlagen des ehemaligen Ministeriums fiir Staatssicherheit.

Die Veranschlagungen des zweiten Regierungsentwurfs blieben in der Einzelplanberatung unverindert.

Uber die Bereinigungsvorlage hinaus beschloss der Ausschuss in der Bereinigungssitzung im Kapitel des Beauf-
tragten der Bundesregierung fiir Kultur und Medien auf Antrag der Koalitionsfraktionen und bei unterschiedli-
chem Abstimmungsverhalten der Oppositionsfraktionen eine Vielzahl von Verdnderungen bzw. passte die Ver-
anschlagungen an den aktuellen Bedarf an.

Bei den Zentral veranschlagten Verwaltungseinnahmen und -ausgaben der BKM und des Geschiftsbereichs (Ka-
pitel 0451) lagen dem Ausschuss in der Einzelplanberatung zwei Anderungsantrige der Fraktion der AfD vor, die
gegen die Stimmen der antragstellenden Fraktion abgelehnt wurden.

In Kapitel 0452 — Die Beauftragte der Bundesregierung fiir Kultur und Medien — in der Titelgruppe 01 — Allge-
meine kulturelle Angelegenheiten — beantragte die Fraktion der AfD erhebliche Kiirzungen, u. a. bei den Mitteln
zur Stirkung der Medienkompetenz, der Kulturellen Vermittlung, dem Programm ,,Globaler Siiden* und der For-
derung der Kultur- und Kreativwirtschaft.

Die Fraktion BUNDNIS 90/DIE GRUNEN kritisierte, dass im zweiten Regierungsentwurf 2025 keine Mittel fiir
eine Fortfithrung des Programms ,,Kulturpass® vorgesehen seien und legte dazu einen Aufstockungsantrag vor.
Zusitzliche Mittel sollte es auch fiir die Férderung von national und international bedeutsamen Vorhaben geben.
Ferner mahnte die Fraktion an, dass es keine etablierte Erinnerungskultur fiir die koloniale Geschichte gebe und
beantragte bei Titel ,,Globaler Siiden, Aufarbeitung des Kolonialismus* die Bereitstellung von Mitteln fiir die
Erarbeitung eines entsprechenden Konzeptes. Diesen Forderungen schloss sich die Fraktion Die Linke jeweils
mit eigenen Antrigen an.

Dariiber hinaus betonte die Fraktion Die Linke die Bedeutung der Medienkompetenz und eines guten Journalis-
mus zur Stirkung der Zivilgesellschaft und der Wiederherstellung des Vertrauens in die Demokratie. Dazu sollten
zusitzliche Mittel zur Verfiigung gestellt werden. Des Weiteren sollten die Mittel fiir die ,,Kulturelle Vermittlung®
und damit fiir die kulturelle Bildung insbesondere von zugewanderten Menschen deutlich aufgestockt werden.

AbschlieBend wies die Fraktion Die Linke auf die sich verschiarfenden wirtschaftlichen Rahmenbedingungen fiir
Kleinverlage hin und beantragte die Ausbringung eines neuen Titels ,,Strukturelle Verlagsforderung*.

In der Bereinigungssitzung stellte der Ausschuss auf Antrag der Koalitionsfraktionen fiir die ,,Substanzerhaltung
und Restaurierung von unbeweglichen Kulturdenkmaélern von nationaler Bedeutung, Zuschiisse fiir national be-
deutsame Kulturinvestitionen* Barmittel ein. In einem dazu vorgelegten Maf3gabebeschluss stellte der Ausschuss
klar, dass die Vorhabenauswahl zu den veranschlagten Haushaltsmitteln fiir das Denkmalschutzsonderprogramm
XIV durch den Haushaltsausschuss erfolgen solle.

Auch in der Titelgruppe 02 — Kulturférderung im Inland — hatte die Fraktion der AfD in der Einzelplanberatung
erhebliche Kiirzungsantrige vorgelegt; so lehnte sie die Subventionierung von ausléndischen Streaming-Diensten
ab und wollte den Ansatz fiir die Férderung des Reeperbahn Festivals zugunsten anderer Veranstaltungen kiirzen.

Die Fraktion BUNDNIS 90/DIE GRUNEN sprach sich zur Sicherstellung der Finanzierung fiir eine Erhohung
der Zuschiisse fiir Einrichtungen auf dem Gebiet der Musik, Literatur, Tanz und Theater aus. Dieser Forderung
schloss sich die Fraktion Die Linke mit einem eigenen Antrag an. In der Bereinigungssitzung stockte der Aus-
schuss auf Antrag der Koalitionsfraktionen diesen Titel beim Baransatz und der Verpflichtungserméchtigung auf.

In der Einzelplanberatung hatte die Fraktion Die Linke kritisiert, dass die Mittel fiir die Filmforderung hinter
denen des bisherigen Zukunftsprogramms Kino zuriickgeblieben seien und sprach sich fiir eine deutliche Erho-
hung aus.

In der Titelgruppe 03 — Stiftung PreuBischer Kulturbesitz — hatte dem Ausschuss in der Einzelplanberatung ledig-
lich ein Antrag der Fraktion Die Linke vorgelegen, mit dem der Beitrag an die Stiftung PreuBischer Kulturbesitz
deutlich aufgestockt werden sollte. Die Fraktion begriindete ihren Antrag damit, dass die kulturelle Teilhabe und
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Bildung noch weit von dem Ideal der Teilhabegerechtigkeit entfernt sei. Um auch denjenigen den Zugang zu
klassischen Kulturangeboten zu ermdglichen, die nicht iiber die notwendigen finanziellen Mittel verfiigten, sollte
der Titel deutlich aufgestockt werden. In der Bereinigungssitzung stockte der Ausschuss diesen Titel auf Antrag
der Koalitionsfraktionen bei den Barmitteln auf.

Ferner nahm der Ausschuss eine Erhohung sowohl der Barmittel als auch der Verpflichtungserméchtigung beim
Beitrag an die Deutsche Nationalbibliothek vor.

In der Titelgruppe 06 — Pflege des Geschichtsbewusstseins — erhdhte der Ausschuss in der Bereinigungssitzung
auf Antrag der Koalitionsfraktionen den Baransatz fiir die bauliche Erweiterung des Gedenkstittengebdudes der
KZ-Gedenkstétte Kaltenkirchen.

In der Titelgruppe 07 — Forderung kultureller Maflnahmen im Rahmen des § 96 Bundesvertriebenengesetz
(BVFG) und kulturelles Eigenleben fremder Volksgruppen — passte der Ausschuss in der Bereinigungssitzung
den Baransatz auf Antrag der Koalitionsfraktionen leicht nach oben an.

Auf Antrag der Koalitionsfraktionen korrigierte der Ausschuss in der Titelgruppe 09 — Auslandsrundfunk (Hor-
funk und Fernsehen) — den Ansatz der ,,Kosten der Neuordnung im Rundfunkbereich* leicht nach unten.

In Kapitel 0453 — Bundesarchiv — lagen dem Ausschuss einige wenige Antrage der Koalitionsfraktionen zur An-
passung des Bedarfs vor, die dieser sich zu eigen machte.

Der Etat schloss in der Bereinigungssitzung mit Ausgaben von rund 4,043 Mrd. Euro ab.
Die Beschliisse im Einzelnen sind der Ergdnzenden Beschlussempfehlung zu entnehmen.

Der Ausschuss stimmte dem so gednderten zweiten Regierungsentwurf des Einzelplans 04 in der Bereinigungs-
sitzung mit den Stimmen der Fraktionen der CDU/CSU und SPD gegen die Stimmen der Fraktionen AfD, BUND-
NIS 90/DIE GRUNEN und Die Linke zu.

Einzelplan 05 (Geschiftsbereich des Auswirtigen Amts)

Nach dem zweiten Regierungsentwurf 2025 wurden im Einzelplan 05 Gesamtausgaben in Hohe von 5,965 Mrd.
Euro veranschlagt und damit 742,9 Mio. Euro weniger als im Vorjahr. Obwohl der Mittelansatz 2025 fiir Mal3-
nahmen der humanitéren Hilfe absolut als auch prozentual den grofiten Riickgang zu verzeichnen hatte, sind deut-
liche Ausgabenschwerpunkte weiterhin die Férderbereiche humanitire Hilfe und Krisenpridvention mit insgesamt
1,38 Mrd. Euro.

Erneut war die Debatte zu diesem Einzelplan von der zunehmenden Krisenhaftigkeit in der Welt gepragt. Neben
dem Thema des russischen Angriffskrieges auf die Ukraine dominierte die am 7. Oktober 2023 durch den Terror-
angriff der Hamas auf Israel ausgeloste Eskalation des Nahost-Konflikts und die damit verbundenen menschen-
rechtlichen und humanitiren Konsequenzen im Gazastreifen die Diskussion. Die im Regierungsentwurf vorgese-
henen Kiirzungen im Bereich der humanitiren Hilfe standen dabei mehrheitlich in der Kritik. Es zeigte sich das
Dilemma zwischen einer angespannten Haushaltslage und der politischen Willenserklarung, Verantwortung in
der Welt iibernehmen zu wollen, auf. Bundesminister Dr. Wadephul betonte, die Mittel wiirden in Gaza als auch
in Syrien oder im Sudan aus humanitéren Griinden, aber auch aus dem interessengeleiteten Gesichtspunkt, Fluch-
tursachen zu bekdmpfen und Lebensrdume zu schaffen, dringend benétigt. Er werde sich fiir eine Aufstockung
der Mittel fiir die humanitére Hilfe einsetzen.

Ein weiteres zentrales Thema der Aussprache mit dem Bundesminister waren die Liegenschaften der Auslands-
vertretungen. Der Bundesminister sicherte Wirtschaftlichkeitsuntersuchungen und vorurteilsfreie Einzelfallprii-
fungen zu, grundsétzlich miissten die Vertretungen im Ausland aber eher gestirkt werden. Ansprechpartner vor
Ort seien von immenser Bedeutung und auch der ordnungsgeméBe bauliche Zustand der Liegenschaften miisse
gewihrleistet sein.

Fraktionsiibergreifend wurde {iber Zuwendungen an internationale Organisationen aus verschiedenen Einzelplé-
nen diskutiert und ein fehlender Gesamtiiberblick beanstandet. Nach einem Beschluss des Rechnungspriifungs-
ausschusses werde das Auswirtige Amt dem Parlament ab den Haushaltsberatungen 2027 einzelplaniibergreifend
und regelmaBig liber die deutschen Beitragszahlungen an alle internationalen Organisationen berichten.
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Der MaBgabebeschluss der Fraktion BUNDNIS 90/DIE GRUNEN zur Bereichsausnahme fiir die Ukraine-Hilfen
im Einzelplan 05 wurde im Ausschuss ebenfalls ausfiihrlich debattiert. Die Fraktion der AfD kritisierte die Auf-
stellung und Schwerpunktsetzung des Budgets grundsitzlich. Die Fraktion Die Linke beanstandete die massiven
Kiirzungen bei friedenserhaltenden Maflnahmen, wéhrend die militdrischen Ausgaben auf einem Rekordniveau
seien. Dass sich andere Berichterstatter und der Bundesminister von den Kiirzungen betroffen zeigten, niitze nie-
mandem, es sei konkretes politisches Handeln notwendig.

Auch die wiederkehrenden Themen Seenotrettung, Sanierung der St. Petri-Kirche in Riga, Auswirtige Kultur-
und Bildungspolitik, Visabearbeitung sowie die Fachkrifteoffensive wurden in der Einzelplanberatung diskutiert.

In der Bereinigungssitzung war die Mittelaufstockung im Bereich der humanitéren Hilfe zentrales Thema. Die
Fraktionen BUNDNIS 90/DIE GRUNEN und Die Linke hielten diese angesichts der Vielzahl humanitirer Krisen
in der Welt fiir deutlich zu gering. Auch die Koalitionsfraktionen sowie Bundesminister Dr. Wadephul unterstri-
chen die Notwendigkeit, noch mehr Mittel zur Verfiigung zu stellen, innerhalb des Einzelplans hitten aber keine
Umschichtungen in derartiger Milliardenh6éhe vorgenommen werden konnen. Zudem sei eine Kurskorrektur im
Einzelplan kurzfristig im laufenden Haushalt 2025 noch nicht mdglich gewesen. Im Falle akuter Krisen miisse es
eine Nachsteuerung in Form von iiberplanméfigen Ausgaben geben. Die Anhebung der Barmittel und Verpflich-
tungserméchtigungen fiir Humanitdre Hilfsmafinahmen im Ausland in der Bereinigungssitzung sei fiir den Bau
eines Krankenhauses im Libanon durch den Malteser Hilfsdienst e. V. vorgesehen.

Hinsichtlich der Fragen der Berichterstatterinnen und Berichterstatter zum Bundesaufnahmeprogramm fiir Af-
ghanistan und der Abschiebung von Afghaninnen und Afghanen mit einer Aufhahmezusage aus Deutschland aus
Pakistan erklérte der BundesauBenminister, die Bundesregierung halte sich an ihre rechtsverbindlichen Zusagen,
es miissten aber auch die notwendige Sicherheitsiiberpriifung durchfithren werden. Eine Taskforce des Auswérti-
gen Amtes und des Bundesministeriums des Innern arbeite mit Hochdruck daran, zudem gebe es auch Gespréiche
mit der pakistanischen Regierung.

Die Fraktion der AfD forderte eine grundlegende Flurbereinigung des Einzelplans sowie eine Evaluation des
Mitteleinsatzes, zudem kritisierte sie den Sanierungsstau in den Auslandsliegenschaften.

Weitere Themen in der Bereinigungssitzung waren die Digitalisierung des Visaverfahrens, die Fachkriftegewin-
nung, die Seenotrettung sowie die Arbeit des Goethe-Instituts.

Die Berichterstatter hatten dem Ausschuss keine Empfehlungen fiir vom Regierungsentwurf abweichende Be-
schlussfassungen vorgelegt.

In der Einzelplanberatung legte die Fraktion der AfD 26 Anderungsantriige vor. Davon wurden zehn Anderungs-
antriige, die eine Abschaffung des BMZ und eine Ubertragung einzelner Mittel vom Einzelplan 23 in den Einzel-
plan 05 vorsahen, zu einem Sammeldeckblatt zusammengefiihrt. Die Fraktion BUNDNIS 90/ DIE GRUNEN
brachte insgesamt sieben Anderungsantriige sowie drei MaBgabebeschliisse zur Umsetzung der Bereichsausnah-
men im Einzelplan 05, zur Fortfiihrung der Berichtspflicht zum Ausstattungshilfeprogramm der auslidndischen
Streitkrifte sowie fiir eine Européische Seenotrettungsmission ein. Die Fraktion Die Linke legte zehn Anderungs-
antrage vor.

In der Bereinigungssitzung brachten die Koalitionsfraktionen drei Anderungsantriige sowie zwei MaBgabebe-
schliisse sowie die Fraktion BUNDNIS 90/DIE GRUNEN sieben Anderungsantrige sowie zwei MaBgabebe-
schluss ein. Die Fraktionen der AfD und Die Linke verzichteten in der Bereinigungssitzung auf die Vorlage von
Deckbléttern.

Die Oppositionsantrdge fanden im Ausschuss keine Mehrheit, wihrend die Antrige der Koalitionsfraktionen
mehrheitlich angenommen wurden.

Im Kapitel 0501 — Sicherung von Frieden und Stabilitét — kritisierte die Fraktion der AfD die hohen Beitrdge an
die Vereinten Nationen (Titel 687 10) und forderte eine Absenkung des Ansatzes um 359,9 Mio. Euro. In der
Bereinigungssitzung wurde auf Basis der Bereinigungsvorlage der Ansatz um 73,9 Mio. Euro gekiirzt. Die Frak-
tion der AfD forderte ebenso, die Zahlungen an UNWRA (Titel 687 13) sofort einzustellen sowie die Beitrige an
Organisationen und Einrichten im internationalen Bereich zu reduzieren (Titel 687 14, minus 41,4 Mio. Euro).
Die Bereinigungsvorlage sah letztlich eine Kiirzung der Beitrdge an internationale Organisationen und Einrich-
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tungen in H6éhe von 1,78 Mio. Euro vor. Die Fraktion Die Linke setzte sich hingegen fiir Aufstockung von Mitteln
(+ 54 Mio. Euro) an internationale Organisationen wie IKRK, UNHCR, UNRWA, OHCHR und OCHA beim
Titel 687 17 ein. Der Titel 687 23 (MaBnahmen zur Forderung der Menschenrechte) sollte nach Ansicht der Frak-
tion der AfD aufgrund fragwiirdiger Projekte deutlich reduziert werden (minus 23 Mio. Euro), die Fraktion
Die Linke forderte in Anbetracht der global immer dramatischeren Lage eine Aufstockung um 17 Mio. Euro. Die
Fraktionen BUNDNIS 90/DIE GRUNEN und Die Linke beantragten in der Einzelplanberatung, die Mittel fiir
Humanitire HilfsmaBnahmen im Ausland (Titel 687 32) von 1,048 Mrd. Euro auf 3 Mrd. Euro anzuheben. In der
Bereinigungssitzung setzte sich die Fraktion BUNDNIS 90/DIE GRUNEN nochmals dafiir ein, die Mittel um 2
Mrd. Euro aufzustocken. Letztlich wurde der Regierungsansatz fiir Humanitire HilfsmaBnahmen im Ausland auf
Antrag der Koalitionsfraktionen um 2 Mio. Euro auf 1,05 Mrd. Euro erhoht. Wéhrend die Fraktion der AfD den
Ansatz im Titel 687 34 (Krisenpravention, Stabilisierung und Friedensférderung, Klima- und Sicherheitspolitik)
um 177 Mio. Euro reduzieren wollte, forderte die Fraktion BUNDNIS 90/DIE GRUNEN eine Anhebung um 73
Mio. Euro.

Im Kapitel 0502 — Bilaterale Zusammenarbeit und Pflege der Auslandsbeziehungen — forderte die Fraktion der
AfD eine Streichung des Titels 687 27 (Gesellschafts- und europapolitische Mafinahmen der Politischen Stiftun-
gen), die Fraktion BUNDNIS 90/DIE GRUNEN schlug hingegen eine Erhéhung um 10 Mio. Euro vor. Die Ko-
alitionsfraktionen beantragte erfolgreich 2 Mio. Euro mehr fiir die Erhaltung deutscher Kriegsgraber im Ausland,
von Grébern der aufgrund von NS-Verfolgung ausgewanderten und im Ausland verstorbenen Personen sowie fiir
die Jugendbegegnung und fiir Gedenkarbeit (Titel 685 01).

Zu dem Titel 681 11 (Forderung akademischer Stipendienprogramme fiir auslédndische Studierende, Graduierte,
Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler) im Kapitel 0504 — Pflege kultureller Beziehungen zum Ausland —
brachten die Fraktionen AfD (minus 10 Mio. Euro), BUNDNIS 90/DIE GRUNEN (+ 6 Mio. Euro) und Die Linke
(+ 11,7 Mio. Euro) jeweils einen Anderungsantrag ein. Im selben Kapitel forderte die Fraktion BUND-
NIS 90/DIE GRUNEN eine Erhéhung der Mittel um 10 Mio. Euro fiir die Ostlichen Partnerschaften (Titel
687 13), die Fraktion der AfD schlug hingegen eine Reduzierung um 7,7 Mio. Euro vor. Sowohl die Koalitions-
fraktionen als auch die Fraktion BUNDNIS 90/DIE GRUNEN beantragten, fiir die elf deutsch-amerikanischen
Institute in Deutschland (Titel 687 17) 0,44 Mio. Euro mehr zur Verfiigung zu stellen, der Antrag der Koalitions-
fraktionen fand eine Mehrheit. In der Titelgruppe 01 — allgemeine Auslandskulturarbeit — brachte die Fraktion der
AfD mehrere Kiirzungsantrige ein. Fiir die Zuwendungen an Schulen im Ausland (Titel 687 22) beantragte die
Fraktion BUNDNIS 90/DIE GRUNEN eine Mittelaufstockung um 18 Mio. Euro. Die Fraktionen BUND-
NIS 90/DIE GRUNEN und Die Linke forderten in mehreren Anderungsantrigen mehr Mittel fiir das Goethe-
Institut (Titel 687 40, + 4,9 Mio. Euro bzw. + 1,1 Mio. Euro), fiir die Alexander von Humboldt-Stiftung (Titel
687 46, + 5 Mio. Euro bzw. + 1,4 Mio. Euro) sowie fiir den Deutschen Akademischen Austauschdienst (Titel
687 48, + 10 Mio. Euro bzw. + 7,3 Mio. Euro).

Im Kapitel 0512 — Bundesministerium — beantragte die Fraktion Die Linke bei den Entgelten der Arbeitnehme-
rinnen und Arbeitnehmern (Titel 428 21) 10 Mio. Euro mehr fiir Besserstellung der bei den Auslandsvertretungen
lokal Beschéftigten.

Uber den gesamten Einzelplan hinweg legte die Fraktion der AfD zudem im Sinne der sparsamen Haushaltsfiih-
rung verschiedene Antrage zur Kiirzung bzw. Streichung vor.

Die Koalitionsfraktionen forderten das Auswértige Amt in zwei Mallgabebeschliissen auf, dem Haushaltsaus-
schuss tiber kiinftige Reformpline hinsichtlich des Goethe-Instituts sowie iiber laufende und zukiinftige MafBnah-
men und Bedarfe zur Beschleunigung des Visumsverfahrens zu berichten. Die Fraktion BUNDNIS 90/DIE GRU-
NEN legte zwei MaBgabebeschliisse zur Finanzierung der deutschen Kriegsgraberfiirsorge im Ausland sowie zum
Bundesaufnahmeprogramm Afghanistan vor.

Im Ergebnis der Bereinigungssitzung wurde der Etatansatz um rund 71,545 Mio. Euro abgesenkt und betrug somit
rund 5,893 Mrd. Euro.

Die Beschliisse im Einzelnen sind der Ergdnzenden Beschlussempfehlung zu entnehmen.

Der Ausschuss stimmte dem so geénderten Regierungsentwurf des Einzelplans 05 mit den Stimmen der Fraktio-
nen der CDU/CSU und SPD gegen die Stimmen der Fraktionen AfD, BUNDNIS 90/DIE GRUNEN und
Die Linke zu.



Drucksache 21/1062 -22 - Deutscher Bundestag — 21. Wahlperiode

Einzelplan 06 (Geschiftsbereich des Bundesministeriums des Innern)

Dem Bundesministerium des Innern wurden mit Organisationserlass des Bundeskanzlers vom 6. Mai 2025 aus
dem Geschiftsbereich des Beauftragten fiir Kultur und Medien die Zustiandigkeiten fiir die Kultur und Geschichte
der Deutschen im 6stlichen Europa einschlieBlich der Stiftung Flucht, Vertreibung, Versohnung sowie fiir die
Kulturforderung autochthoner Minderheiten {ibertragen. Aus dem Geschiftsbereich des Auswértigen Amtes er-
hilt das Ministerium die Zustandigkeit fiir Kultur-, Gesellschafts- und Medienbeziehungen: deutsche Minderhei-
ten. Vom Bundesministerium des Innern gehen Zustdndigkeiten fiir die digitale Sicherheit und Cybersicherheit
an das neue Ministerium fiir Digitales und Staatsmodernisierung (BMDS) sowie die Sport- und Ehrenamtsforde-
rung an das Bundeskanzleramt {iber. Diese Verdnderungen im Ressortzuschnitt spiegeln sich im zweiten Regie-
rungsentwurf fiir den Bundeshaushalt 2025 noch nicht wider.

Nach dem zweiten Regierungsentwurf 2025 wurden im Einzelplan 06 Gesamtausgaben in Héhe von 15,17 Mrd.
Euro veranschlagt und damit 1,8 Mrd. Euro mehr als im Vorjahr. Den grofiten Anteil macht die Innere Sicherheit
mit 6,9 Mrd. Euro aus, gefolgt von den Mitteln fiir Integration und Migration in Héhe von 2,2 Mrd. Euro. Weitere
Ausgabenschwerpunkte sind die IT- und Netzpolitik, Digitalfunk und Moderne Verwaltung mit zusammen 1,2
Mrd. Euro, Versorgungsausgaben in Héhe von 1,1 Mrd. Euro sowie Bevolkerungsschutz mit 0,8 Mrd. Euro.

In der Aussprache mit Bundesminister Dobrindt ging es schwerpunktméBig um die Mittel fiir die innere Sicherheit
sowie fiir Integration und Migration, im Einzelnen vor allem um die Uberbelastung und Ausstattung der Bundes-
polizei, um Integrationskurse sowie das Bundesaufnahmeprogramm fiir afghanische Ortskréfte.

Die Koalitionsfraktionen betonten, dass der zweite Regierungsentwurf im Bereich der inneren Sicherheit gegen-
iiber dem ersten noch besser aufgestellt sei. Dort sei bereits die so genannte Sicherheitsmilliarde verankert gewe-
sen, nun kdmen weitere Aufwiichse hinzu. Auch im Bereich der Migration sei eine Wende in Sicht, die sich in
sinkenden Asylantrigen zeige. Positiv zu vermelden sei, dass die Mittel fiir den Zivil- und Katastrophenschutz
verstirkt wiirden, weitere Mittel seien flir die kommenden Haushalte vorgesehen. Auch die Warn- und Schutzsys-
teme wiirden weiter ausgebaut.

Die Fraktion der AfD erklérte, dass der Haushalt fiir die innere Sicherheit nicht auskdmmlich sei und dass mehr
Investitionen in die Sicherheitsbehdrden gebraucht wiirden.

Die Fraktion BUNDNIS 90/DIE GRUNEN hielt hingegen fest, dass der Aufwuchs im Etat aus ihrer Sicht eine
Unwucht habe. Mehr zusétzliche Mittel hétten auch in den gesellschaftlichen Zusammenhalt gesteckt werden
sollen, nicht allein in die Sicherheitsthemen.

Die hohe Belastung der Bundespolizei war fiir mehrere Fraktionen ein Thema.

Die Berichterstatter dieses Einzelplans hatten dem Ausschuss zur Einzelplanberatung keine Anderung zur Be-
schlussfassung vorgelegt. Die von der Opposition eingebrachten Antridge fanden in den Abstimmungen durchweg
keine Mehrheit. Da die Koalitionsfraktionen in der Einzelplanberatung auf Anderungsantriige verzichtet hatten,
blieb der Einzelplan unverindert.

In Kapitel 0601 — Heimat, Gesellschaft und Verfassung — brachte die AfD eine Reihe von Antréigen fiir Kiirzungen
oder Streichungen ein. Die Globalzuschiisse an die parteinahen politischen Stiftungen sollten danach auf 80 Mio.
Euro gekiirzt werden (minus 68 Mio. Euro). Die Zuschiisse fiir Investitionen an 6ffentliche Einrichtungen zur
gesellschaftspolitischen und demokratischen Bildungsarbeit wollte die Fraktion ganz streichen, da Zuschiisse iiber
die Globalzuschiisse hinaus nicht erforderlich seien. (minus 16,8 Mio. Euro auf null). Auch die Kosten der Deut-
schen Islam Konferenz (DIK) sowie die Forderung von Projekten zur Umsetzung der Ziele der DIK und des
interreligiosen Dialogs mit Bezug zum Islam stieBen bei der Fraktion der AfD auf Ablehnung. Entsprechend
wollte sie diese Mittel von gut 6 Mio. Euro auf null kiirzen. Die Antrige erhielten durchweg keine Mehrheit.

Die Antrdge der Fraktion Die Linke in diesem Kapitel zielten auf die Férderung des Spitzensports. Die inter-
nationale Wettbewerbsfahigkeit des deutschen Leistungssports sei massiv gefahrdet. Deshalb miissten die Mittel
fiir Personal sowie fiir die Olympiastiitzpunkte und Trainingszentren um 134 Mio. Euro auf insgesamt 335 Mio.
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Euro erhoht werden. Die Fraktion der AfD beantragte eine Aufstockung desselben Titels um 20 Mio. Euro. Beide
Antrige wurden abgelehnt.

In Kapitel 0602 — IT und Netzpolitik, Digitalfunk und Moderne Verwaltung — beantragte die AfD ohne Erfolg die
Ubertragung von Mitteln fiir die Digitalisierung der Verwaltung aus dem Sondervermdgen Infrastruktur und Kli-
maneutralitit in den Einzelplan 06.

Mit unterschiedlicher StoBrichtung wurde {iber die Integrationskurse diskutiert. Wéahrend die Koalitionsfraktionen
hervorhoben, dass es dafiir nun wieder einen auskdmmlichen Ansatz gebe, beantragte die Fraktion BUND-
NIS 90/DIE GRUNEN im Kapitel 0603 — Integration und Migration, Minderheiten und Vertriebene — eine Erho-
hung der Mittel fiir die Durchfiihrung der Kurse von 1,07 Mrd. Euro um 300 Mio. Euro auf knapp 1,37 Mrd. Euro.
Durch die Erhohung sollten die Zulassung zur Wiederholung sowie Fahrtkosten fiir alle Teilnehmenden finanziert
werden, dariiber hinaus die gestiegenen Verwaltungskosten bei den Trigern. Die Fraktion der AfD hingegen
sprach sich fiir eine Senkung der Mittel um 600 Mio. Euro auf knapp 466 Mio. Euro aus. Der Mitteleinsatz und
die damit erzielten Ergebnisse seien nicht verhéltnis-méBig. Beide Antrige scheiterten.

In der Diskussion iiber das Bundesaufnahmeprogramm Afghanistan mahnte die Fraktion BUNDNIS 90/
DIE GRUNEN eine Aufarbeitung dazu an, warum die Ortskriifte nicht wie zugesagt aufgenommen worden seien,
obwohl die Mittel dafiir zur Verfiigung gestanden hétten. Die Fraktion beantragte, die Mittel fiir das Aufnahme-
programm Afghanistan von 15 Mio. Euro um 18,5 auf knapp 34 Mio. Euro zu erhdhen (Kapitel 0603), um eine
sofortige Umsetzung des Programms gewéhrleisten zu konnen. Die Fraktion der AfD beantragte, den gleichen
Titel auf null zu setzen. Es bediirfe in Deutschland keiner Resettlement-Programme. Beide Antrage setzten sich
nicht durch.

In Kapitel 0603 — Integration und Migration, Minderheiten und Vertriebene — forderte die Fraktion der AfD einige
weitere Streichungen, darunter Zuschiisse fiir Programme zur Férderung der freiwilligen Ausreise sowie Rein-
tegration sowie die Mittel fiir die behdrdenunabhéngige Asylverfahrensberatung, die aus ihrer Sicht eine Doppe-
lung zu den Beratungen im BAMF bedeute. Die Fraktion von BUNDNIS 90/DIE GRU-NEN hingegen wollte die
ihrer Meinung nach wirkungsvolle Arbeit weiter verstirken und beantragte eine Erhohung des Titels. Alle Antrige
der Oppositionsfraktionen in diesem Kapitel blieben ohne Mehrheit.

In Kapitel 0610 — Sonstige Bewilligungen — beantragte die Fraktion der AfD, die Mittel zur Unterstiitzung der
Grenzschutzbehdrden der mittel- und osteuropéischen Lander sowie die Ausstattungshilfen zu erh6hen.

Im Kapitel 0611 — Zentral veranschlagte Verwaltungseinnahmen und -ausgaben — stellte die Fraktion der AfD
den Antrag, den Konsolidierungsbeitrag des Etats zur globalen Minderausgabe um 100 Mio. Euro zu erhéhen.

In Kapitel 0625 — Bundespolizei — schlug die Fraktion der AfD vor, die Bundespolizei angesichts ihrer Aufgaben
und der hohen Zahl an Uberstunden um weitere 2.000 Stellen zu verstirken und dariiber hinaus die Ausstattung
zu verbessern. Die Mittel fiir die Bundeszentrale fiir politische Bildung (Kapitel 0635) wollte die Fraktion der
AfD mit einem weiteren Antrag ganz streichen. Die Antrige erhielten keine Mehrheit.

In der Bereinigungssitzung brachten die Koalitionsfraktionen Ar}derungsantrége und Mafigabebeschliisse ein, die
durchweg eine Mehrheit im Ausschuss fanden. Die Fraktion BUNDNIS 90/DIE GRUNEN stellte einige Ande-
rungsantrige, die jeweils abgelehnt wurden.

In Kapitel 0601 — Heimat, Gesellschaft und Verfassung — verstirkten die Koalitionsfraktionen die Global-zu-
schiisse zur gesellschaftspolitischen und demokratischen Bildungsarbeit um 20 Mio. Euro auf 168 Mio. Euro. In
Kapitel 0602 senkten sie die Zuschiisse an die Bundesanstalt fiir den Digitalfunk der Behdrden und Organisatio-
nen mit Sicherheitsaufgaben um 9 Mio. Euro ab und begriindeten dies mit einer Anpassung an den Bedarf.

Die Fraktion BUNDNIS 90/DIE GRUNEN konnte sich auch in der Bereinigungssitzung mit ihren Antriigen auf
einen Mittelzuwachs bei der Migrationsberatung flir erwachsene Zuwanderer in Kapitel 0603 — Integration und
Migration, Minderheiten und Vertriebene — sowie auf eine Verstirkung der Mittel fiir Resettlement und Leistun-
gen im Rahmen der humanitiren Aufnahme nicht durchsetzen. Auch ihr Antrag auf eine Anhebung der Gelder
fiir die Behdrdenunabhéngige Asylverfahrensberatung wurde abgelehnt. Die beiden zuletzt genannten Titel er-
fuhren durch Antrage der Regierungsfraktionen eine Absenkung, die dem gesunkenen Bedarf entspreche.
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Mit einem weiteren Anderungsantrag im Kapitel 0624 — Bundeskriminalamt — erhdhten die Koalitionsfraktionen
den Titel zum Erwerb von Fahrzeugen fiir das BKA.

Verstérkt wurden in Kapitel 0629 die Mittel fiir die Bundesanstalt Technisches Hilfswerk— sowohl fiir den Erwerb
von Anlagen, Geréten, Ausstattung, Ausriistung und Software als auch fiir die Arbeit der Vereinigung der Helfer
und Forderer des THW. Auch die Selbstbewirtschaftungsmittel fiir die Ortsverbdnde wurden angehoben.

Einige weitere Anderungen ergaben sich auf der Basis der Bereinigungsvorlage, etwa durch die Erhohung der
Verpflichtungsermichtigung fiir Baumafinahmen auf 1,09 Mrd. Euro oder der Anpassung der Zuschiisse an die
Anstalt 6ffentlichen Rechts Foderale IT-Kooperation (FITKO). Diese machte sich der Ausschuss ohne Ausnahme
zu Eigen.

Im Ergebnis der Bereinigungssitzung wurde der Etat gegeniiber dem Regierungsentwurf um rund 70 Mio. Euro
auf 15,24 Mrd. Euro erhoht. Die Verpflichtungserméachtigungen stiegen um knapp 1,6 Mrd. Euro auf 5,9 Mrd.
Euro.

Die Beschliisse im Einzelnen sind der der Ergdnzenden Beschlussempfehlung zu entnehmen.

Der Ausschuss stimmte dem so gednderten Regierungsentwurf des Einzelplans 06 mit den Stimmen der Fraktio-
nen der CDU/CSU und SPD gegen die Stimmen der Fraktionen AfD, BUNDNIS 90/DIE GRUNEN und
Die Linke in seiner Sitzung am 4. September 2025 zu.

Einzelplan 07 (Geschiiftsbereich des Bundesministeriums der Justiz und fiir Verbraucherschutz)

Nach dem zweiten Regierungsentwurf 2025 wurden im Einzelplan 07 Gesamtausgaben in Hohe von 1,162 Mrd.
Euro veranschlagt und damit 133,0 Mio. Euro mehr als im Vorjahr. Mit zwei Dritteln der Gesamtausgaben sind
die Personal- und Versorgungsausgaben deutliche Ausgabenschwerpunkte.

Mit Organisationserlass des Bundeskanzlers vom 6. Mai 2025 wurden aus dem Geschéftsbereich des Bundesmi-
nisteriums fiir Umwelt, Klimaschutz, Naturschutz und nukleare Sicherheit (BMUKN) die Zusténdigkeiten fiir den
Verbraucherschutz, die Verbraucherpolitik, die Verbraucherrechtsdurchsetzung sowie die Verbraucherinformati-
onsgesetz dem Bundesministerium der Justiz und Verbraucherschutz (BMJV) iibertragen. Da die finanzielle und
personelle Umsetzung des Organisationserlasses bislang noch nicht erfolgt ist und erst mit dem Haushaltsentwurf
2026 endgiiltig vollzogen wird, wurden die genannten Themenbereiche im Rahmen der Beratung des Einzelplans
16 erdrtert.

In der Einzelplanberatung mit Bundesministerin Dr. Hubig wurde fraktionsiibergreifend intensiv iiber die Stiftung
Forum Recht diskutiert. Wéhrend die Fraktion der AfD die Stiftung mit Verweis auf ein Verfehlen des Griin-
dungszwecks und hohe Personal- sowie Baukosten deutlich kritisierte, bekannten sich die {ibrigen Fraktionen
unmissverstindlich zu ihr.

Des Weiteren wurde iiber die Entwicklungen im Bereich der Digitalisierung in der Justiz gesprochen. Die einge-
planten Mittel wiirden den Bundesldndern Planungssicherheit geben. In diesem Zusammenhang hob die Bundes-
ministerin die gute Zusammenarbeit mit den Léndern hervor, die konsequent berichten und den Mittelabfluss
transparent darstellen miissten. Eine Authebung der qualifizierten Sperre wiirde die Arbeit erleichtern und be-
schleunigen.

Mehrheitlich positiv bewertet wurde die Reduzierung der globalen Minderausgabe sowie die realistischere Ver-
anschlagung von Personalausgaben im zweiten Haushaltsentwurf 2025 im Gegensatz zu den Vorjahren. Die Mi-
nisterin zeigte sich vor dem Hintergrund der angespannten finanziellen Lage mit den Haushaltsverhandlungen
zufrieden, gab aber zu bedenken, die in den kommenden Jahren erforderlichen Einsparungen sowie die pauschale
Personalkiirzung der Bundesregierung wiirden fiir den kleinen und wesentlich von Personal- und Versorgungs-
ausgaben geprigt Einzelplan besonders einschneidend sein. Die Flexibilitdt im Einzelplan sei auch mit Blick auf
die reduzierten Ausgabereste sehr gering. Erfreulich sei, dass Stelleneinsparungen im Sicherheitsbereich, bei-
spielsweise beim Bundesamt fiir Justiz (BfJ), ausgenommen seien. Zudem nehme die Ministerin die Steigerung
der Einnahmen, z. B. beim Deutschen Patent- und Markenamt (DPMA) oder beim BfJ, verstirkt in den Blick.
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Betont wurde ferner die Wichtigkeit der Betreuung der Betroffenen des Anschlags auf dem Weihnachtsmarkt in
Magdeburg durch den Bundesopferbeauftragten sowie die finanzielle Hilfe durch den Bund in Héhe von 25 Mio.
Euro. Dariiber hinaus wurde das Thema Mietpreisbremse, der Zuschuss an das Anne-Frank-Zentrum sowie das
Projekt HateAid erortert.

In der Bereinigungssitzung standen im Gesprach mit der Bundesministerin insbesondere die Themen Digitalisie-
rung in der Justiz mit der bundesweit einheitlichen Justizcloud sowie der Schutz von Frauen vor hauslicher Gewalt
im Mittelpunkt. Die Ministerin verwies in dem Zusammenhang auf die bedauerlicherweise gestiegenen Fallzahlen
und auf den kiirzlich vorgelegten Referentenentwurf zur Anwendung der elektronischen FuBfessel im Gewalt-
schutzgesetz. Die Fraktionen BUNDNIS 90/DIE GRUNEN sowie Die Linke befiirworteten die Antréige der Ko-
alitionsfraktionen zum Schutz vor hiuslicher Gewalt sowie die in den Mallgabebeschliissen enthaltenden Be-
richtspflichten. Die Koalitionsfraktionen betonten, die Entsperrung der Mittel fiir die Digitalisierung in der Justiz
sei wichtig, gleichzeitig miissten aber auch die parlamentarische Kontrolle aufrechterhalten und einheitliche Lo-
sungen fiir alle Bundeslidnder gewéhrleistet werden.

Vor dem Hintergrund der Mittelaufstockung fiir das Institut fiir Ostrecht erklérte die Ministerin, durch den An-
griffskrieg auf die Ukraine sei das Institut eine Anlaufstelle fiir ukrainische Forscherinnen und Forscher geworden
ist, um Expertise im Hinblick auf einen Wiederaufbau in der Ukraine und auf das Justizsystem in der Ukraine
aufzubauen.

Die Fraktion der AfD verwies auf die strukturellen Probleme in der Justiz und kritisierte die groBe Anzahl uner-
ledigter Verfahren bei den Staatsanwaltschaften und Gerichten.

Des Weiteren wurde wie bereits in der Einzelplanberatung die Stiftung Forum Recht sowie die Hilfe fiir Opfer
des Anschlags auf den Magdeburger Weihnachtsmarkt thematisiert.

Die Berichterstatter hatten dem Ausschuss keine Empfehlungen fiir vom zweiten Regierungsentwurf abweichende
Beschlussfassungen vorgelegt.

In der Einzelplanberatung wurden von der Fraktion der AfD fiinf Anderungsantriige eingebracht, die ausnahmslos
abgelehnt wurden.

In der Bereinigungssitzung brachten die Koalitionsfraktionen erfolgreich vier Anderungsan.t.réige sowie zwei Maf-
gabebeschliisse ein, wihrend ein Mafigabebeschluss der Fraktion BUNDNIS 90/DIE GRUNEN keine Mehrheit
fand und die Fraktionen AfD und Die Linke auf die Einbringung von Anderungsantrégen verzichteten.

Im Kapitel 0710 — Sonstige Bewilligungen — forderte die Fraktion der AfD erfolglos Absenkungen des Ansatzes
in den Titeln ,,Zuschiisse zur Forderung justizspezifischer und rechtspolitischer Vorhaben® (minus
1,7 Mio. Euro), ,,Uberregionale Einrichtungen im Interesse von Gesetzgebung, Rechtsprechung und Verwaltung®
(minus 0,9 Mio. Euro), ,,Zuschuss an die Stiftung Datenschutz* (minus 0,6 Mio. Euro) sowie ,,Beratungshilfe fiir
den Aufbau von Demokratie und Marktwirtschaft™ (minus 4,2 Mio. Euro). Ferne pladdierte die Fraktion der AfD
erfolglos, den Titel ,,Zufithrung an die Stiftung Forum Recht* auf Null zu setzen und die Stiftung abzuwickeln.
Der Antrag der Koalitionsfraktionen im Kapitel 0710 zur Aufstockung des Titels ,,Zuschuss fiir iiberregionale
MaBnahmen auf dem Gebiet des Schutzes von Frauen vor hduslicher Gewalt” (Titel 684 01, + 0,3 Mio. Euro) mit
dem dazugehorigen MaBigabebeschluss sowie der Antrag der Koalition zur Aufstockung der Mittel fiir das Institut
fiir Ostrecht e.V. (Titel 685 03, + 0,3 Mio. Euro) fanden im Ausschuss eine Mehrheit. Die Koalitionsfraktionen
beantragten fiir die Ausgaben im Bereich der Digitalisierungsinitiative fiir die Justiz erfolgreich, die bisherige
Haushaltssperre sowie die Sperre der Verpflichtungsermichtigungen aufzuheben. Ergéinzend dazu legten die Ko-
alitionsfraktionen einen Maf3gabebeschluss vor, der eine Berichtspflicht enthdlt. Der Magabebeschluss der Frak-
tion BUNDNIS 90/DIE GRUNEN hinsichtlich eines jéhrlichen Berichts zum Umsetzungsstand des Paktes fiir
den digital Rechtsstaat bzw. der Digitalisierungsinitiative der Justiz fand hingegen keine Mehrheit.

Im Kapitel 0711 — Zentral veranschlagte Verwaltungseinnahmen und -ausgaben — wurden bei dem Titel 542 01
,Offentlichkeitsarbeit* auf Antrag der Koalitionsfraktionen Mittel fiir eine bundesweite Aufklarungskampagne
zum besseren Schutz von Frauen vor hiuslicher Gewalt bereitgestellt.
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Im Ergebnis der Bereinigungssitzung wurde der Etatansatz um 0,8 Mio. Euro aufgestockt und betrug somit rund
1,163 Mrd. Euro.

Die Beschliisse im Einzelnen sind der Ergdnzenden Beschlussempfehlung zu entnehmen.

Der Ausschuss stimmte dem so gednderten Regierungsentwurf des Einzelplans 07 mit den Stimmen der Fraktio-
nen der CDU/CSU und SPD gegen die Stimmen der Fraktionen AfD, BUNDNIS 90/DIE GRUNEN und
Die Linke zu.

Einzelplan 08 (Geschiiftsbereich des Bundesministeriums der Finanzen)

Im zweiten Regierungsentwurf waren bei diesem Einzelplan Ausgaben in Héhe von rund 10,562 Mrd. Euro ver-
anschlagt worden, nach rund 9,809 Mrd. Euro im Vorjahr.

Der Ausschuss nahm die Gelegenheit wahr, mit dem Bundesfinanzminister den eigenen Etat zu thematisieren. Es
wurde darauf verwiesen, dass es sich bei diesem Einzelplan um einen personalintensiven Verwaltungshaushalt
handele, der durch einen hohen Anteil an Personalausgaben und den damit zusammenhingenden Verwaltungs-
ausgaben geprigt sei.

Der Minister berichtete, dass bislang mit dem Informationstechnikzentrum Bund (ITZBund) der zentrale IT-
Dienstleister der Bundesverwaltung zum Geschiftsbereich des BMF gehort habe. Mit Organisationserlass des
Bundeskanzlers vom 6. Mai 2025 solle die Zusténdigkeit fiir das ITZBund an das neu gebildete Bundesministe-
rium fiir Digitales und Staatsmodernisierung iibertragen werden. Davon ausgenommen seien jedoch die Zustén-
digkeiten nach Artikel 108 Grundgesetz, die weiterhin beim Bundesministerium der Finanzen verbleiben sollten.
Die fiir den Ubergang notwendigen Verwaltungsvereinbarungen seien in Vorbereitung.

Weitere Themen der Beratung waren die Bekdmpfung der Finanzkriminalitdt. Der Bundesminister betonte, dass
die Finanzkriminalitdt kein Kavaliersdelikt sei, sondern gesamtgesellschaftlichen Schaden anrichte. Daher miisse
sie schlagkréftig bekdmpft und Sanktionen effektiv durchgesetzt werden. In diesem Zusammenhang wurden auch
die technische Ausstattung und die Kompetenzen der Zentralstelle fiir Finanztransaktionsuntersuchungen (FIU)
und der Finanzkontrolle Schwarzarbeit (FKS) erdrtert. Besondere Aufmerksamkeit fanden dabei die Herausfor-
derungen in der Personalgewinnung und -entwicklung.

Aus dem Kreis der Ausschussmitglieder wurde angemahnt, die Finanzierung der Leistungen fiir jiidische und
nicht-jiidische Verfolgte, insbesondere nach der so genannten Artikel 2-Vereinbarung mit der Conference on
Jewish Material Claims Against Germany sicherzustellen sowie dem daraus resultierenden Bildungsauftrag ge-
recht zu werden. Die Berichterstatter hatten dem Ausschuss keine Empfehlungen fiir vom zweiten Regierungs-
entwurf abweichende Beschlussfassungen vorgelegt.

Die Berichterstatter hatten dem Ausschuss keine Empfehlungen fiir vom zweiten Regierungsentwurf abweichende
Beschlussfassungen vorgelegt.

Da die Koalitionsfraktionen auf die Einbringung von Anderungsantriigen verzichtet hatten und die Antriige der
Oppositionsfraktionen keine Mehrheit fanden, blieb der zweite Regierungsentwurf in der Einzelplanberatung un-
verdndert.

In Kapitel 0811 — Zentral veranschlagte Verwaltungseinnahmen und -ausgaben — wollte die Fraktion der AfD die
Mittel fiir die Offentlichkeitsarbeit und die Fraktion Die Linke die Mittel fiir Sachverstiindige kiirzen. Des Wei-
teren beantragte die Fraktion der AfD, einen neuen Titel ,,Globale Minderausgabe“ ausbringen, damit auch das
Bundesministerium der Finanzen seinen Beitrag zur Haushaltskonsolidierung leistet.

Im Kapitel 0813 — Zollverwaltung — forderte die Fraktion Die Linke erfolglos, die Personalmittel fiir zusitzliche
500 Planstellen fiir die Finanzkontrolle Schwarzarbeit aufzustocken, um das Mindestlohngesetzes wirksam um-
setzen zu kdnnen.

In der Bereinigungssitzung lagen dem Ausschuss zwei MaB3gabebeschliisse der Koalitionsfraktionen zur Zollver-
waltung (Stand der Digitalisierung in der Zollverwaltung/Besetzungsquote der Zentralstelle fiir Sanktionsdurch-
setzung) vor, die sich dieser zu eigen machte.
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Die Beauftragte der Bundesregierung fiir Ostdeutschland

Mit Organisationserlass des Bundeskanzlers vom 6. Mai 2025 wurde die Zustdndigkeit der Beauftragten der Bun-
desregierung fiir Ostdeutschland aus dem Geschéftsbereich des Bundeskanzleramtes in den des Bundesministeri-
ums der Finanzen tibertragen.

Da die finanzielle und personelle Umsetzung des Organisationserlasses bislang noch nicht erfolgt ist und erst mit
dem Haushaltsentwurf 2026 endgiiltig vollzogen wird, wurde das Gesprach mit der Beauftragten der Bundesre-
gierung flir Ostdeutschland im Rahmen der Beratung des Einzelplans 04 — Bundeskanzler und Bundeskanzleramt
— gefiihrt.

Der Etat schloss in der Bereinigungssitzung im Saldo unveridndert mit Ausgaben von rund 10,562 Mrd. Euro ab.
Die Beschliisse im Einzelnen sind der Ergdnzenden Beschlussempfehlung zu entnehmen.

Der Ausschuss stimmte dem im Saldo unverdnderten zweiten Regierungsentwurf des Einzelplans 08 in der Be-
reinigungssitzung mit den Stimmen der Fraktionen der CDU/CSU und SPD gegen die Stimmen der Fraktionen
AfD, BUNDNIS 90/DIE GRUNEN und Die Linke zu.

Einzelplan 09 (Geschiiftsbereich des Bundesministeriums fiir Wirtschaft und Energie)

Im Etatansatz des zweiten Regierungsentwurfs fiir das Jahr 2025 waren fiir den Einzelplan 09 Ausgaben in Hohe
von rund 9 Mrd. Euro veranschlagt. Dies stellt ein Minus von rund 2,1 Mrd. Euro gegeniiber dem Vorjahr dar.
Neben dem Einzelplan werden allerdings wesentliche Teile der Ausgaben des BMWE im Klima- und Transfor-
mationsfonds (KTF) sowie im geplanten Sondervermogen Infrastruktur und Klimaneutralitit (SVIK) etatisiert.

In der Einzelplanberatung mit Bundesministerin Reiche war fraktionsiibergreifend die wirtschaftliche und kon-
junkturelle Situation in Deutschland das beherrschende Thema. Die Koalitionsfraktionen betonten die Wichtigkeit
der Generierung von Wachstum angesichts der Tatsache, dass sich Deutschland im dritten Rezessionsjahr befinde.
In diesem Zusammenhang wurden die von der Bundesregierung geplanten Mafinahmen intensiv diskutiert. Von
den Koalitionsfraktionen wurde dabei auch der Wasserstoffausbau und die Transformation im Energiebereich
betont. Energiesicherheit und die Bezahlbarkeit von Energie seien wichtige Themen. Generell sollte das BMWE
nicht nur die GroBindustrie, sondern auch das Handwerk und den Mittelstand im Blick behalten. Kritisiert wurden
die geringen Ausgriindungen aus Forschungseinrichtungen. Thematisiert wurden fraktionsiibergreifend auch der
Zukauf von Privatunternehmen in der vergangenen Wahlperiode, die ein professionelles Beteiligungsmanagement
notwendig machten. Die Fraktion der AfD kritisierte eine mit zahlreichen Titeln hinterlegte ideologische Trans-
formation und setzte sich fiir massive Streichungen in dem Bereich ein. Ferner strebte die AfD eine Auflosung
des Bundesministeriums flir wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung und eine Integration von Sach-
und Personaltiteln im BMWE an. Auch machte sich die Fraktion fiir eine Ausweitung von Titeln fiir ideologiefreie
Forschung sowie die Stirkung der Rohstoffstrategie stark. Die Fraktion BUNDNIS 90/DIE GRUNEN nahm Be-
zug auf die Anhorung zum Gesetzentwurf zur Errichtung eines Sondervermdgens Infrastruktur und Klimaneutra-
litdt (SVIK, Drucksache 21/779) und kritisierte die geplante Verschiebung von Titeln zu FSRU und der Erdolraf-
finerie PCK Schwedt in das SVIK. Die Fraktion betonte, aus dem SVIK sollten zusétzliche Investitionen getétigt
werden, um Wachstum zu generieren. Zudem wies die Fraktion auf die Bedeutung der beruflichen Bildung sowie
des Rohstofffonds fiir die deutsche Wirtschaft hin. Die Fraktion Die Linke erkundigte sich in den Beratungen
ferner zur Werthaltigkeit der Beteiligung des Bundes an CureVac sowie zu den Auswirkungen von Northvolt auf
den Bundeshaushalt.

In der Bereinigungssitzung mit Bundesministerin Reiche thematisierten die Koalitionsfraktionen angesichts des
fortgeschrittenen Datums den Mittelabfluss und ihre Anderungsantriige in den Bereichen Mittelstand, Innovati-
onskraft und Tourismus. Die Oppositionsfraktionen diskutierten mit der Ministerin fraktionsiibergreifend intensiv
iiber die Kosten fiir Energie und Gas. Die Fraktion der AfD kritisierte anlisslich einer aktuellen Metastudie der
DIHK die zu hohen Kosten der Energiewende und die damit verbundenen Gefahr einer Deindustrialisierung. Der
Strompreis sei viel zu hoch und werde mit verschiedenen Instrumenten aus dem Bundeshaushalt subventioniert.
Die Fraktion BUNDNIS 90/DIE GRUNEN erkundigte sich nach einer Strategie hinsichtlich der Dekarbonisie-
rung und beim Wasserstoff. Kritisiert wurde hinsichtlich der Energiepreise, dass geplante Mallnahmen nur nach
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regionaler Situation wirkten und Verbraucher unterschiedlich davon profierten. Die geplante Abschaffung der
Gasspeicherumlage und deren Finanzierung aus dem KTF sei aus Sicht der Fraktion absurd und wiirde zudem
auch nur zur Entlastung von Gasverbrauchern fithren. Begriit wurde hingegen die Starkung der beruflichen Bil-
dung sowie die Biindelung der Produktion von kritischen Arzneimitteln im Einzelplan 09. Die Fraktion Die Linke
thematisierte dariiber hinaus die von der Bundesregierung eigentlich geplante Entlastung von Verbrauchern bei
der Stromsteuer sowie die Abnahmevertrage beim LNG-Terminal in Brunsbiittel. Ferner setzte sich die Fraktion
fiir eine personelle Stirkung des Bundeskartellamts ein.

Die Berichterstatter hatten dem Ausschuss keine Empfehlungen fiir vom Regierungsentwurf abweichende Be-
schlussfassungen vorgelegt.

In der Einzelplanberatung brachte die Fraktion BUNDNIS 90/DIE GRUNEN drei Deckblitter und zwei MaBgab-
ebeschliisse ein, die jedoch keine Mehrheit fanden. Die Fraktion der AfD brachte insgesamt 145 Anderungsan-
trage ein, die zu einem Grofiteil mit der geforderten Auflosung des Bundesministeriums fiir Wirtschaftliche Zu-
sammenarbeit und Entwicklung (BMZ) und der Ubertragung einzelner Titel in den Einzelplan 09 zusammenhin-
gen. Alle Anderungsantriige der Fraktion der AfD wurden jedoch ausnahmslos abgelehnt. Die Fraktion Die Linke
und die Koalitionsfraktionen verzichteten auf Anderungsantriige.

In der Bereinigungssitzung brachte die Fraktion BUNDNIS 90/DIE GRUNEN drei Deckblitter und die Fraktion
der AfD ein Deckblatt ein, die jedoch alle keine Mehrheit fanden. Die Fraktion Die Linke verzichtete auf die
Einbringung von Anderungsantrigen. Die Koalitionsfraktionen brachten dagegen 15 Deckblitter ein, denen vom
Ausschuss zugestimmt wurde.

In Kapitel 0901 Innovation, Technologie und Neue Mobilitét brachte die Fraktion der AfD in der Einzelplanbe-
ratung zahlreiche Antrdge zur massiven Kiirzung oder Streichung von Titelansitzen ein, die oft mit dem Ziel einer
Transformation zur sogenannten ,,sozial-6konomischen Marktwirtschaft* zusammenhingen und zu Wettbewerbs-
verzerrungen, Fehlinvestitionen und Fehlallokation von Arbeit und Kapitalanreizen fiihren wiirden. Andererseits
forderte die Fraktion der AfD vergeblich Titelverstarkungen bei Technologie- und Innovationstransfer (Titel
685 01 plus 66 Mio. Euro) oder Industrieforschung fiir Unternehmen (Titel 686 01 plus 46,9 Mio. Euro) mit dem
Ziel, die Wettbewerbs- und Innovationsfahigkeit der deutschen Wirtschaft zu erhohen. In der Bereinigungssitzung
brachte die Fraktion der AfD einen Antrag zur Ubertragung von Mitteln in Hohe von 1 Mrd. Euro vom SVIK in
den Einzelplan 09 fiir den Titel Mikroelektronik fiir die Digitalisierung ein, der jedoch ohne Erfolg blieb. Zudem
legten die Koalitionsfraktionen Anderungsantriige in den Titeln 683 11 (plus 1,5 Mio. Verpflichtungsermichti-
gungen), 892 23 (minus 15 Mio. Euro) und 683 31 (plus 17 Mio. Euro) vor, denen vom Ausschuss zugestimmt
wurde.

In Kapitel 0902 Mittelstand: Griinden, Wachsen, Investieren brachten in der Einzelplanberatung im Titel 686 04
Berufliche Bildung fiir den Mittelstand die Fraktionen BUNDNIS 90/DIE GRUNEN sowie AfD (jeweils plus 30
Mio. Euro) erfolglos Anderungsantriige ein. Weitere Anderungsantrige der AfD zur Titelaufstockung (686 07
plus 24 Mio. Euro, 686 08 plus 20,4 Mio. Euro, 893 01 plus 12 Mio. Euro) sowie zur Titelkiirzung (882 01 minus
130 Mio. Euro, 882 05 minus 24 Mio. Euro) oder Titelstreichung (686 05, 686 06, 686 12) fanden keine Mehrheit
im Ausschuss. In der Bereinigungssitzung legte die Fraktion BUNDNIS 90/DIE GRUNEN Antriige zur Aufsto-
ckung der Titel 686 04 (plus 30 Mio. Euro) und 686 07 (plus 6,7 Mio. Euro) vor, die jedoch keine Mehrheit im
Ausschuss fanden. Zudem brachten die Koalitionsfraktionen Anderungsantriige in den Titeln 686 04 (plus 5,3
Mio. Euro), 686 06 (plus 110 Tsd. Euro) sowie 893 01 (plus 12 Mio. Euro), denen vom Ausschuss zugestimmt
wurde.

Auch in Kapitel 0903 Energie und Nachhaltigkeit strebte die Fraktion der AfD in der Einzelplanberatung eine
Mittelkiirzung (541 01) oder Titelstreichungen (z. B. 683 01, 686 06, 686 08, 686 90, 686 91, 518 32, 687 33,
53142, 531 42, 532 45) an, die aber ebenfalls alle erfolglos blieben. Auch Antriige auf Ubertragung von Mitteln
aus dem SVIK in den Einzelplan 09 im Zusammenhang mit der Erddlraffinerie PCK Schwedt sowie auf Einrich-
tung eines neuen Titels mit 400 Mio. Euro fiir Angewandte Forschung im Bereich Hochtemperatur-Kraftstoffsyn-
these und Kernenergietechnologie fanden keine Mehrheit. In der Bereinigungssitzung brachten die Koalitions-
fraktionen Anderungsantriige in den Titeln 526 02 (minus 2 Mio. Euro), 698 01 (minus 9 Mio. Euro), 671 21 und
671 22 (jeweils minus 3,5 Mio. Euro) sowie 671 23 (minus 2 Mio. Euro), denen vom Ausschuss zugestimmt
wurde.
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Im Kapitel 0904 Chancen der Globalisierung strebte die Fraktion BUNDNIS 90/DIE GRUNEN in der Einzel-
planberatung erfolglos eine deutliche Erhéhung des Titels 671 01 auf 29 Mio. Euro an. Die Fraktion der AfD
beantragte dagegen ohne Erfolg eine massive Kiirzung im Titel 687 05 (minus 53 Mio. Euro) sowie Streichung
des Titels 687 11 wegen wettbewerbsverzerrender Subventionen und Fehlinvestitionen. Zudem pladierte die Frak-
tion der AfD erfolglos fiir die Einrichtung der Titel Ressourceneffizienz und -substitution (100 Mio. Euro) und
Reserve strategischer Materialien (100 Mio. Euro) zur Verringerung von Importabhéngigkeiten der deutschen
Wirtschaft. Weitere 14 Antrége brachte die Fraktion der AfD im Zusammenhang mit der angestrebten Auflésung
des BMZ und Verlagerung der Titel in einem Umfang von rund 2,5 Mrd. Euro in den Einzelplan 09 ein, die aber
alle keine Mehrheit fanden. In der Bereinigungssitzung brachten die Koalitionsfraktionen noch erfolgreich drei
Anderungsantriige in den Titeln 686 01, 687 01 und 687 05 mit geringfiigigen Verinderungen an Barmitteln in
2025 sowie bei Verpflichtungsermichtigungen ein.

Im Kapitel 0910 brachte die Fraktion BUNDNIS 90/DIE GRUNEN in der Einzelplanberatung erfolglos einen
Antrag zur deutlichen Erh6éhung des Titels 683 10 auf rund 50 Mio. Euro zur Standortférderung kritischer Arz-
neimittel ein. Die Fraktion der AfD plédierte erfolglos fiir die Streichung (541 01, 683 11, 683 12, 683 13) ver-
schiedener Titel. In der Bereinigungssitzung brachten die Koalitionsfraktionen ein Deckblatt zur Aufstockung des
Titel 683 10 (plus 33 Mio. Euro) ein, der eine Mehrheit im Ausschuss fand. Im Kapitel 0911 brachte die Fraktion
der AfD in der Einzelplanberatung zahlreiche Anderungsantriige zur pauschalen Kiirzung von Titelansitzen auf-
grund von Programmkiirzungen sowie zur sparsamen Haushaltsfithrung ein, die jedoch keine Mehrheit fanden.
Im Kapitel 0912 pladierte die AfD in der Einzelplanberatung im Zusammenhang mit der angestrebten Aufgaben-
verlagerung vom BMZ zum BMWE erfolglos fiir die Absenkung einiger Titel (z. B. 124 01, 518 02, 544 01)
aufgrund von pauschalen Kiirzungen sowie Aufstockungen bei Personaltiteln (z. B. 422 01, 428 01, 525 01) und
Sachtiteln (z. B. 517 01, 519 01, 527 01, 532 01) bei gleichzeitigen pauschalen Kiirzungen aufgrund geringeren
Personalbedarfs. Auch im Kapitel 0916 setzte sich die Fraktion der AfD in der Einzelplanberatung vor dem Hin-
tergrund einer angestrebten Reduktion der Aufgabenfiille beim Bundesamt fiir Wirtschaft und Ausfuhrkontrolle
durch weniger Forderprogramme erfolglos mit 33 Antrdgen zu einer 10-prozentigen Absenkung von Personal-
und Sachtiteln ein.

Dariiber hinaus legte die Fraktion BUNDNIS 90/DIE GRUNEN in der Einzelplanberatung einen MaBgabebe-
schluss mit einer Berichtspflicht tiber Stabilisierungsmainahmen mit mehr als 500 Mio. Euro vor, der aber keine
Mehrheit im Ausschuss fand.

Die Beschliisse im Einzelnen sind der Ergdnzenden Beschlussempfehlung zu entnehmen.

Der Ausschuss stimmte dem so gednderten Regierungsentwurf des Einzelplans 09 mit den Stimmen der Fraktio-
nen der CDU/CSU und SPD gegen die Stimmen der Fraktionen AfD, BUNDNIS 90/DIE GRUNEN und
Die Linke in seiner Sitzung am 4. September 2025 zu.

Im Ergebnis der beiden Haushaltsberatungen wurde der Etat gegeniiber dem Regierungsentwurf leicht um rund
32,8 Mio. Euro aufgestockt und betrug somit 9,02 Mrd. Euro.

Einzelplan 10 (Geschiiftsbereich des Bundesministeriums fiir Landwirtschaft, Ernihrung und Heimat)

Dem Bundesministerium fiir Landwirtschaft, Erndhrung und Heimat wurden mit Organisationserlass des Bundes-
kanzlers vom 6. Mai 2025 aus dem Geschiftsbereich des Bundesministeriums des Innern die Zusténdigkeiten fiir
gleichwertige Lebensverhéltnisse sowie fiir regionale Kultur iibertragen. Im zweiten Regierungsentwurf zum
Haushalt 2025 hat sich dieser Neuzuschnitt noch nicht niedergeschlagen.

Nach dem zweiten Regierungsentwurf 2025 wurden im Einzelplan 10 Gesamtausgaben in Héhe von gut 6,88 Mrd.
Euro veranschlagt. Sie bleiben damit etwa auf dem Niveau des Vorjahres. Wie in den Vorjahren bilden die land-
wirtschaftliche Sozialpolitik mit 4,1 Mrd. Euro, die Gemeinschafts-aufgabe ,,Verbesserung der Agrarstruktur und
des Kiistenschutzes* mit 907 Mio. Euro sowie die Férderung von Nachhaltigkeit, Forschung und Innovation mit
807 Mio. Euro die Schwerpunkte im Einzelplan.
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In der Aussprache mit Bundesminister Rainer ging es schwerpunktmifBig um Perspektiven bei der Tierhaltung,
um den Tierschutz und das Bundesprogramm fiir den Stallumbau, die Notfallerndhrungsvorsorge fiir die Bevol-
kerung sowie um eine zukunftsfahige Landwirtschaft. Weiteres Thema war die Agrarpolitik der EU.

Der Minister betonte, dass er die Landwirtschaft vor groBen Herausforderungen sehe. Dies auch im Hinblick auf
die mehrjahrige Finanzplanung sowie die Gemeinsame Agrarpolitik. Was die europdischen Mittel und ihre Ver-
teilung anbelange, stehe man am Anfang dieser Diskussion und vor Aufgaben, die in den kommenden Monaten
und Jahren geldst werden miissten.

Der Minister versicherte gegeniiber den Abgeordneten, er stehe zu einer zukunftsfahigen Landwirtschaft in
Deutschland in all ihren Formen mit 6kologischer und konventioneller Landwirtschaft. Gleichzeitig sehe er die
angespannte Haushaltssituation. Unterstiitzung bedeute fiir ihn in vielen Bereichen vor allem Biirokratieabbau,
denn das halte Kapitel in den Betrieben.

Beziiglich des Mittelabflusses bei der Tierhaltung sehe das Ministerium die Problematik und sei darum bemiiht,
so schnell wie mdglich in eine Auszahlungsphase zu kommen. Die 20 Mio. Euro zur Unterstiitzung von Leistun-
gen fiir an Parkinson erkrankte Landwirte wiirden auch im Jahr 2025 abflieen.

Die Fraktion der AfD wiirdigte einige Ansétze, kritisierte aber, dass insgesamt zu wenig fiir die Landwirtschaft
getan werde. Dabei brauchten die Landwirte dringend Unterstiitzung. Einsparpotenzial sehe die Fraktion bei Ver-
waltung und Personal, gleiches gelte fiir einzelne Programme mit Doppelstrukturen, beispielsweise bei der Ver-
braucher- und Erndhrungsinformation (Kapitel 1002).

Die Fraktion von BUNDNIS 90/DIE GRUNEN kritisierte, dass die Finanzierung der zukunftsfihigen Landwirt-
schaft reduziert werde. Ohne eine intakte Natur werde es auf die Dauer keine funktionierende Landwirtschaft
geben. Hier miissten Wege gefunden werden. Auch beim Tierschutz sehe die Fraktion Nachbesserungsbedarf.
Die Fraktion sprach sich fiir eine kostenfreie Kita- und Schulverpflegung aus und thematisierte dariiber hinaus
eine bessere Kontrolle der Lebensmittelpreise.

Die Berichterstatter dieses Einzelplans hatten dem Ausschuss zur Einzelplanberatung keine Anderung zur Be-
schlussfassung vorgelegt. Da die Koalitionsfraktionen auf Anderungsantrige verzichtet hatten und die Antrige
der Oppositionsfraktionen keine Mehrheit fanden, blieb der Etatansatz in der Einzelplanberatung unveréndert.

In Kapitel 1002 — Gesundheitlicher Verbraucherschutz und Erndhrung — beantragte die Fraktion Die Linke die
Errichtung eines Bundesprogramms ,,Kita- und Schulverpflegung* in Héhe von 2 Mrd. Euro fiir eine kostenfteie,
hochwertige und nachhaltige Verpflegung in Schulen und Kindertageseinrichtungen.

Mit einem weiteren Antrag schlug die Fraktion die Einrichtung einer ,,Deutschen Stiftung Tafeln” mit einem
Zuschuss von 10 Mio. Euro vor.

Im Kapitel 1004 — Marktordnung, Maflnahmen der Notfallvorsorge — beantragte sie, die Erstattung der Verwal-
tungskosten an die Bundesanstalt fiir Landwirtschaft und Erndhrung (BLE) um gut 23 Mio. Euro auf 200 Mio.
Euro anzuheben. Damit solle die Kontrolle und Uberwachung von MaBnahmen gegen unlautere Handelspraktiken
besser unterstiitzt werden. Keiner der Antriage erreichte eine Mehrheit.

Die Fraktion der AfD beantragte erfolglos, die ,,MaBlnahmen zur Forderung ausgewogener Erndhrung und zur
Umsetzung der Erndhrungsstrategie* um 16 Mio. Euro auf null zu reduzieren. Zur Begriindung fiihrte sie an, dass
eine ausgewogene Erndhrung subjektiv und eine Forderung nicht Aufgabe des Bundes sei.

Ein weiterer Antrag der Fraktion der AfD zielte auf eine hohere Erstattung der Kosten fiir die zivile Notfallreserve
an die BLE um knapp 6,5 Mio. Euro auf 30 Mio. Euro. Auch er erzielte keine Mehrheit.

Im Kapitel 1005 — Nachhaltigkeit, Forschung und Innovation — schlug die Fraktion Die Linke eine Anhebung der
Mittel fiir das ,,Bundesprogramm Landliche Entwicklung und regionale Wertschdpfung (BULEplus)* zur Unter-
stiitzung kleiner und mittlerer Unternehmen in der Lebensmittelverarbeitung im ldndlichen Raum vor. Die Frak-
tion der AfD regte bei demselben Titel Kiirzungen an. Beide Antrédge wurden abgelehnt.

Erfolglos bemiihte sich die Fraktion der AfD darum, die Mittel fiir die Entwicklung einer verpflichtenden Tier-
haltungskennzeichnung von 2,9 Mio. Euro auf null abzusenken.
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Eine Erhohung der Zuschiisse zur Forderung des 6kologischen Landbaus um 10 Mio. Euro auf gut 84 Mio. Euro
wollte die Fraktion BUNDNIS 90/DIE GRUNEN erreichen. Auch dieser Antrag scheiterte.

In Kapitel 1006 — Internationale Mallnahmen — beantragte die Fraktion der AfD eine Kiirzung der bilateralen
technischen Zusammenarbeit mit dem Ausland auf dem Gebiet der Erndhrung, der Landwirtschaft und des ge-
sundheitlichen Verbraucherschutzes.

In Kapitel 1010 — Sonstige Bewilligungen — sah ein Antrag der Fraktion der AfD vor, den Zuschuss fiir die Deut-
sche Stiftung flir Engagement und Ehrenamt zu streichen, auch er blieb ohne Mehrheit.

Beim ,,Bundesprogramm zur Férderung des Umbaus der Tierhaltung® wollte die Fraktion BUNDNIS 90/
DIE GRUNEN iiber einen Haushaltsvermerk im Titel erreichen, dass ausschlieBlich die Haltungs-form ,,Aus-
lauf/Weide* und ,,Bio* finanziert werden diirfen. Die Haltungsformen ,,Stall* und ,,Stall+Platz* seien nicht for-
derfahig. Die Fraktion der AfD beantragte, die Mittel fiir den Stallumbau generell von den geplanten 150 Mio.
Euro auf die 100 Mio. Euro und damit auf das Niveau von 2024 zu reduzieren, da aus dem Programm bisher kaum
Mittel abgerufen worden seien. Die Antrige beider Fraktionen blieben ohne Erfolg.

Mit einer Reihe von Antridgen schlug die Fraktion der AfD, ebenfalls ohne Erfolg, in Kapitel 1011 — Zentral
veranschlagte Verwaltungseinnahmen und -ausgaben — pauschale Kiirzungen der Personal- und Verwaltungsaus-
gaben mit dem Ziel sparsamer Haushaltsfiihrung vor. Auch in Kapitel 1012 — Bundesministerium — wollte die
Fraktion der AfD pauschale Kiirzungen der Personal- und Verwaltungsausgaben erreichen.

In Kapitel 1014 — Friedrich-Loffler-Institut, Bundesforschungsinstitut fiir Tiergesundheit, Kapitel 1015 — Max-
Rubner-Institut, Bundesforschungsinstitut fiir Erndhrung und Lebensmittel, Kapitel 1016 — Johann Heinrich von
Thiinen-Institut, Bundesforschungsinstitut fiir Ldndliche Rdume, Wald und Fischerei sowie Kapitel, 1017 — Bun-
desamt fiir Verbraucherschutz und Lebensmittelsicherheit — reichte die Fraktion der AfD Anderungsantriige fiir
eine jeweilige Reduzierung der Personalausgaben um 5% als Beitrag zur Haushalts-konsolidierung ein, erreichte
dafiir aber bei keinem Posten eine Mehrheit.

In der Bereinigungssitzung brachten die Koalitionsfraktionen sowie die Fraktion BUNDNIS 90/ DIE GRUNEN
Anderungsantrige ein. Die von den Koalitionsfraktionen eingereichten Antrdge wurden vollumfanglich angenom-
men. Dagegen erhielt kein Antrag der Oppositionsfraktion eine Mehrheit.

Im Kapitel 1003 — Gemeinschaftsaufgabe ,,Verbesserung der Agrarstruktur und des Kiistenschutzes* — GAK —
erhohten die Koalitionsfraktionen den Ansatz fiir den ,,Bundesanteil zur Finanzierung des allgemeinen Rahmen-
plans, der Lindlichen Entwicklung, des Okolandbaus und der Biodiversitit (Investitionen)* um 12 Mio. Euro auf
408 Mio. Euro.

In Kapitel 1005 — Nachhaltigkeit, Forschung und Innovation — beantragte die Fraktion BUNDNIS 90/DIE GRU-
NEN erfolglos, Mittel zur Forderung regionaler Absatzmarkte im Weinbau bereitzustellen und dazu das ,,Bunde-
sprogramm Léndliche Entwicklung und regionale Wertschopfung (BULEplus)“ um 10 Mio. Euro zu verstérken.
Auch mit ihrem Antrag, den Ansatz fiir die ,,Proteine der Zukunft mit Chancenpro-gramm Hofe* um 2 Mio. Euro
zu erh6hen, setzte sie sich nicht durch.

Durch einen Antrag der Koalitionsfraktionen wurden die Zuschiisse fiir Forschung und Entwicklung im Bereich
der nachwachsenden Rohstoffe und zur Férderung nationaler Projekte der nachhaltigen Waldwirtschaft um
860.00 Euro auf knapp 32,4 Mio. Euro erh6ht. Zusitzlich wurde eine Verpflichtungserméchtigung von 4,8 Mio.
Euro fiir 2026 in den Etat aufgenommen. Die Aufstockung der Mittel sei fiir eine Anschubfinanzierung fiir die
Forschung und Entwicklung zur Anpassung von Wildern an den Klimawandel sowie fiir die Férderung von Ag-
roforstsystemen.

Der Titel fiir das Zukunftsprogramm Pflanzenschutz in Héhe von knapp 1,7 Mio. Euro wurde nach einem Antrag
der Koalitionsfraktionen gestrichen.

In Kapitel 1010 — Sonstige Bewilligungen — beantragte die Fraktion BUNDNIS 90/DIE GRUNEN, einen zusitz-
lichen Titel fiir ein Férderprogramm fiir Investitionen in Tierheime und Tierauffangstationen in Hohe von 500.000
Euro fiir 2025 sowie Verpflichtungserméchtigen von 5 Mio. Euro fiir die kommenden vier Jahre aufzunehmen.
Die gestiegene Belastung in den Tierheimen fiithrten zu einer chronischen Unterfinanzierung, die zur Verfiigung
stehenden Mittel reichten fiir Investitionen nicht aus. Der Antrag wurde abgelehnt.



Drucksache 21/1062 -32- Deutscher Bundestag — 21. Wahlperiode

Der Haushaltsausschuss stellte fest, dass das Bundesprogramm zur Férderung des Umbaus der Tierhaltung unzu-
reichend in Anspruch genommen werde. Der Ausschuss fasste auf Antrag der Koalitionsfraktionen einen MaB-
gabebeschluss, wonach das Bundesministerium eine Novellierung des Tierhaltungskennzeichnungsgesetz und des
Bundesprogramms zur Férderung des Umbaus der Tierhaltung einleiten und Vorschlédge fiir eine Verbesserung
der Forderbedingungen vorlegen solle. Ziel sei ein positives Investitionsklima fiir den tierwohlgerechten Stallum-
bau.

Im Ergebnis der Bereinigungssitzung wurde der Etatansatz um knapp 1,6 Mio. Euro auf gut 6,88 Mrd. Euro ab-
gesenkt. Die Verpflichtungserméchtigungen wurden im Zuge der Bereinigung um rund 6,6 Mio. Euro auf knapp
2.06 Mrd. Euro erhoht.

Die Beschliisse im Einzelnen sind der Ergdnzenden Beschlussempfehlung zu entnehmen.

Der Ausschuss stimmte dem so gednderten Regierungsentwurf des Einzelplans 10 mit den Stimmen der Fraktio-
nen der CDU/CSU und SPD gegen die Stimmen der Fraktionen AfD, BUND-NIS 90/DIE GRUNEN und
Die Linke in seiner Sitzung am 4. September 2025 zu.

Einzelplan 11 (Geschiiftsbereich des Bundesministeriums fiir Arbeit und Soziales)

Das Bundesministerium fiir Arbeit und Soziales (BMAS) ist fiir einen GroBteil der Systeme der sozialen Siche-
rung in Deutschland zustéindig. Seine wesentlichen Aufgabenbereiche sind die Arbeitsmarktpolitik, die Arbeits-
forderung und die Grundsicherung fiir Arbeitsuchende, das Arbeitsrecht und der Arbeitsschutz, die gesetzliche
Rentenversicherung und das Rentenrecht, die gesetzliche Unfallversicherung sowie die soziale Sicherung. Im
Einzelplan 11 sind die Haushaltsmittel fiir das BMAS und seinen Geschéftsbereich veranschlagt. Die Rentenver-
sicherungstriger und die Bundesagentur fiir Arbeit finanzieren ihre Haushalte im Wesentlichen iiber Beitriage. Als
Sozialversicherungstriger sind sie im Einzelplan 11 nur abgebildet, soweit sie zur Erfiillung ihrer Aufgaben Zu-
schiisse aus dem Bundeshaushalt erhalten. Neben dem Einzelplan werden Teile der Ausgaben des BMAS im
geplanten Sondervermogen Infrastruktur und Klimaneutralitit (SVIK) etatisiert.

Mit Organisationserlass des Bundeskanzlers vom 6. Mai 2025 wurden aus dem Geschéftsbereich des Bundes-
kanzleramtes die Zustindigkeiten der Beauftragten der Bundesregierung fiir Migration, Fliichtlinge und Integra-
tion einschlieBlich des Arbeitsstabes sowie der Beauftragten fiir Antirassismus dem Bundesministerium fiir Arbeit
und Soziales iibertragen, zusammengefiihrt und auf eine Staatsministerin {ibertragen. Im Etatansatz des zweiten
Regierungsentwurfs fiir das Jahr 2025 waren fiir den Einzelplan 11 einschlie8lich des Budgets der Beauftragten
der Bundesregierung fiir Migration, Fliichtlinge und Integration in Personalunion mit dem Amt der Beauftragten
fiir Antirassismus Mittel in Héhe von insgesamt rund 190,3 Mrd. Euro veranschlagt. Dies stellt ein deutliches
Plus von rund 14,6 Mrd. Euro gegeniiber dem Vorjahr dar.

In der Einzelplanberatung mit der Bundesministerin Barbel Bas, der Vorstandsvorsitzenden der Bundesagentur
fiir Arbeit und der Beauftragten der Bundesregierung fiir Migration, Fliichtlinge und Integration sowie Antiras-
sismus wurden fraktionsiibergreifend die unterschiedlichen Herausforderungen thematisiert, vor denen der grofite
Einzeletat des Bundeshaushaltes stehe. Ein sehr grofler Anteil der Mittel sei durch gesetzliche Regelungen gebun-
den, weshalb der Einzelplan nur wenig eigenen Spielraum habe. Die Koalitionsfraktionen stellten fest, dass der
Einzelplan sehr stark von der wirtschaftlichen Lage geprigt sei. Schwerpunkt der Legislaturperiode seien der
Arbeitsmarkt und das Rentensystem, wo kiinftig die Ergebnisse der Sozialstaats- sowie der Rentenkommission
im Fokus stehen wiirden. Ressortiibergreifend wurden die Bedeutung von Berufssprachkursen (Einzelplan 09)
und Integrationskursen (Einzelplan 06) betont, weil Sprache eine sehr wichtige Voraussetzung fiir die Integration
in die Gesellschaft und in den Arbeitsmarkt darstelle. Hinsichtlich der Bundesagentur fiir Arbeit (BA) stand die
Entwicklung des Arbeitsmarktes und dessen Auswirkungen auf den Haushalt der BA sowie den Bundeshaushalt
im Vordergrund. Thematisiert wurden auch die Steuerungsmdoglichkeiten der Jobeenter und deren Verwaltungs-
anteil. Ziel miissten eine effiziente Arbeitsvermittlung und niedrige Verwaltungskosten sein. Fraktionsiibergrei-
fend thematisiert wurde auch der Aufbau der Riicklage der BA fiir Krisenzeiten. Sowohl von den Oppositions-
als auch den Koalitionsfraktionen hinterfragt wurde die Bewirtschaftung von Titeln durch das BMAS im SVIK.
So wurden insbesondere seitens der Oppositionsfraktionen die Etatisierung von Investitionen in KI-Forschung,
Sozialpolitikforschung sowie die Verwaltungsdigitalisierung im SVIK kritisch gesehen. Unter Bezugnahme auf
die Ergebnisse der Anhoérung zum Gesetzentwurf zur Errichtung eines Sondervermogens Infrastruktur und Kli-
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maneutralitdt (Drucksache 21/779) wurde von den drei Oppositionsfraktionen die Zusétzlichkeit in Frage gestellt
und die Notwendigkeit von Investitionen anstelle konsumtiver Ausgaben betont. Die Fraktion der AfD kritisierte
die hohen Kosten fiir das Biirgergeld. Hier bestehe insbesondere im Hinblick auf kiinftige Haushaltsjahre Reform-
bedarf. Diskussionen zu Steuererhhungen seien vor dem Hintergrund des kiinftigen Finanzbedarfs schwer ver-
mittelbar. Kritisiert wurden auch die Kosten der Unterkunft, wo der Bund rund 75 Prozent der Kosten trage, aber
wenig Einflussmoglichkeiten besitze. Im Hinblick auf die Entwicklung der Rentenversicherung wurde angesichts
der zusétzlichen Ausgaben durch Miitterrente und Haltelinie die kiinftige Finanzierung thematisiert. Die Fraktion
BUNDNIS 90/DIE GRUNEN betonte hinsichtlich der Sozialstaatskommission, dass nicht nur die Leistungen,
sondern auch die Strukturen gepriift werden miissten. An der Stelle miisse es auch um mehr Effizienz gehen.
Zudem wurde der Rechtskreiswechsel vom SGB II zum SGB XII von ukrainischen Fliichtlingen auch im Hinblick
auf Einsparungen hinterfragt. Thematisiert wurden zudem die Beitridge fiir Biirgergeldempfanger an die solida-
risch aufgestellte GKV, die aber nicht kostendeckend seien. Angesichts der kommenden sozialpolitischen Re-
formvorhaben sei dies ein relevantes Thema. Mit der Ministerin diskutiert wurden auch Medienberichte iiber
Leistungsmissbrauch beim Biirgergeldbezug. Die Fraktion Die Linke betonte die Bedeutung der Weiterbildung
fiir Biirgergeldbezieher und forderte die Aufstockung von Mittel an die Rentenversicherung. Bei der Inklusion sei
Deutschland in der Umsetzung der UN-Behindertenrechtskonvention nur im Mittelfeld. An der Stelle miissten
mehr Mittel investiert werden. Aulerdem setzte sich die Die Linke fiir einen Mietendeckel ein, weil so nicht nur
Mieter entlastet wiirden, sondern auch im Bundeshaushalt beim Wohngeld gespart werden konne. Hinsichtlich
der Sozialstaatskommission wurde nachgefragt, ob durch Verfahrenserleichterungen ggf. auch mit Mehrkosten
zu rechnen sei, weil mehr Menschen Leistungen Anspruch néhmen.

Die Bundesministerin betonte, dass der Bundeshaushalt unter Konsolidierungsdrucke stehe. Im Haushalt 2025 sei
positiv, dass die Mittel fiir Jobcenter und Eingliederungsarbeit erh6ht wiirden. Auch die Qualifizierung fiir Grund-
sicherungsbezieher und die Berufssprachkurse wiirden gestérkt. Die Arbeitsergebnisse von Sozialstaats- und Ren-
tenkommissionen miissten abgewartet werden. Aus ihrer Sicht sei aber klar, dass die gesetzliche Rente neben der
betrieblichen und privaten Rente nur eine Sdule sein kdnne. Die Mehrkosten fiir Miitterrente und die Haltelinie
seien vom BMF in den kiinftigen Haushalten beriicksichtigt. Bei den Zielen der Sozialstaatskommission gehe es
unter anderem um Vereinheitlichung, Digitalisierung, Pauschalisierung und Vereinfachung, wodurch es einen
Spareffekt geben konne, ohne Leistungen kiirzen zu miissen. Bei einem Rechtskreiswechsel zum SGB XII sei
zwar mit Minderausgaben im SGB II zu rechnen. Ob es aber zu echten Einsparungen im Gesamthaushalt komme,
sei abzuwarten. Hinsichtlich der Zahlungen fiir Biirgergeldempfanger an die GKV bemerkt sie, dass es das Soli-
darititsprinzip gebe. Nach Auffassung der Ministerin sollte auch nicht nach Personengruppen unterschieden wer-
den. Die Fachkriftesicherung bleibe ein wichtiges Thema. In dem Zusammenhang fiihrt sie zur Work-and-Stay-
Agentur aus, die eine zentrale Anlaufstelle fiir die Einwanderung von Fachkriften sein und verschiedene staatliche
Aufgaben biindeln, vereinfachen und beschleunigen solle.

Die Vorstandschefin der BA fiihrte zum Arbeitsmarkt aus, wonach dieser sehr stark von der Konjunktur abhénge.
Die Arbeitslosigkeit sei im Vergleich zum Vorjahr um 176.000 Menschen gestiegen. Bedenklich sei auch die
gestiegene Jugendarbeitslosigkeit sowie die Tatsache, dass es regional inzwischen mehr Bewerber als Ausbil-
dungsplitze gebe. Besonders problematisch sei, dass aktuell die Chance aus Arbeitslosigkeit in Arbeit zu kom-
men, nur bei 5,6 Prozent liege. In der Geschichte der BA sei noch nie ein schlechterer Wert gemessen worden.
Hinsichtlich der Jobcenter berichtete sie, dass 100 in alleiniger Verantwortung der Kommunen und weitere 300
in gemischter Verantwortung gefiihrt wiirden. Direkte Steuermdglichkeiten habe die BA im Wesentlichen jedoch
nicht. Die Beauftragte fiir Integration und Antirassismus betonte, dass die migrations- und integrationspolitischen
Herausforderungen weiterhin gro seien. Mit ihren Projekten werde auch in Ergénzung zu den anderen Ressorts
viel erreicht. Beispielhaft berichtete sie zu Handlungsbedarfen bei der Teilhabe von Frauen mit Migrationsge-
schichte am Arbeitsmarkt.

In der Bereinigungssitzung mit Bundesministerin Bérbel Bas waren die Lage am Arbeitsmarkt und die der Sozi-
alversicherungen sowie die wirtschaftliche Entwicklung fraktionsiibergreifend die beherrschenden Themen. Die
Koalitionsfraktionen begriiiten, dass angesichts der immensen Herausforderungen im Einzelplan die Sozialstaat-
kommission ihre Arbeit aufgenommen habe und betonten die Bedeutung der Verwaltungsdigitalisierung auch in
den Sozialversicherungen. Thematisiert wurde zudem noch einmal die Sozialpolitikforschung im geplanten
SVIK. Die Fraktion der AfD thematisierte das Biirgergeld sehr stark und erkundigte sich nach den tatsdchlichen
Einsparmoglichkeiten aus Sicht der Bundesregierung. Zudem machte sich die Fraktion fiir massive Einsparungen
im Einzelplan stark. Aus Sicht der Fraktion BUNDNIS 90/DIE GRUNEN bestehe beim Biirgergeld dagegen die
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Gefahr, dass MaBBnahmen erfolgen werden, um Kennzahlen im Haushalt zu reduzieren, die aber am Ende keinen
Mehrwert brachten oder Kosten nur verschdben. Der angestrebte Rechtskreiswechsel werde von der Fraktion
kritisch gesehen. Thematisiert wurden zudem Projekte des BMAS im SVIK, die aus Sicht der Fraktion Uber-
schneidungen mit Projekten des BMFTR aufwiesen. Die Fraktion Die Linke erinnerte ergéinzend zu ihren Ande-
rungsantragen daran, dass Sparmafinahmen im sozialen Bereich stets bedeuteten, dass den Menschen weniger
Geld zur Verfligung stehe, was sich negativ auf die Nachfrage sowie den sozialen Zusammenhalt auswirke.

Die Berichterstatter hatten dem Ausschuss keine Empfehlungen fiir vom Regierungsentwurf abweichende Be-
schlussfassungen vorgelegt.

In der Einzelplanberatung brachte die Fraktion BUNDNIS 90/DIE GRUNEN zwei Deckblitter und einen MaB-
gabebeschluss ein, die jedoch genau wie die vier Deckblétter der Fraktion Die Linke keine Mehrheit fanden. Die
Fraktion der AfD brachte insgesamt 46 Anderungsantriige ein, die zu einem GroBteil mit der geforderten Auflo-
sung des Amtes der Beauftragten der Bundesregierung fiir Migration, Fliichtlinge und Integration sowie der Be-
auftragten der Bundesregierung fiir Antirassismus zusammenhingen. Alle Anderungsantriige der Fraktion der AfD
wurden jedoch ausnahmslos abgelehnt. Die Koalitionsfraktionen verzichteten auf die Einbringung von Ande-
rungsantriagen.

In der Bereinigungssitzung brachten die Fraktionen der AfD fiinf und BUNDNIS 90/DIE GRUNEN zwei Ande-
rungsantrage ein, die jedoch keine Mehrheit im Ausschuss fanden. Die Fraktion Die Linke verzichtete auf die
Einbringung von Anderungsantrigen. Die Koalitionsfraktionen brachten zwei Deckblitter und einen MaBgabe-
beschluss ein, denen vom Ausschuss zugestimmt wurde.

Im Kapitel 1101 Leistungen nach SGB II und III plddierte die Fraktion der AfD in der Einzelplanberatung erfolg-
los fiir die Streichung (684 01, 684 05) oder massive Kiirzung von Titeln (684 04, minus 290 Mio. Euro). Ebenso
erfolglos blieben Antrige der Fraktion Die Linke fiir eine erhebliche Aufstockung des Titels 636 13 (plus 1,5
Mrd. Euro) sowie zur Beibehaltung der Mittel im Titel 685 11. In der Bereinigungssitzung beantragte die Fraktion
der AfD vergeblich massive Kiirzungen in den Titeln 632 11 (minus 4,3 Mrd. Euro), 636 13 (minus 525 Mio.
Euro), 681 12 (minus 9,8 Mrd. Euro) sowie 685 11 (minus 400 Mio. Euro). Auch zwei Antrdge der Fraktion
BUNDNIS 90/DIE GRUNEN zur Aufstockung der Titel 684 04 (plus 300 Mio. Euro) sowie 685 11 (plus 1,4
Mrd. Euro) blieben erfolglos.

Ein in der Einzelplanberatung im Kapitel 1102 Rentenversicherung und Grundsicherung im Alter und bei Er-
werbsminderung eingebrachter Antrag der Fraktion der AfD zur Erhéhung des Titels 632 01 (plus 500 Mio. Euro)
blieb ebenso erfolglos wir ein Antrag der Fraktion Die Linke zur Erh6hung des Titels 636 81 (plus 13 Mrd. Euro)
zur Einfithrung einer solidarischen Mindestrente. In der Bereinigungssitzung brachte die Fraktion der AfD einen
Antrag Aufstockung des Titels 636 81 (plus 3,7 Mrd. Euro) ein, der jedoch keine Mehrheit im Ausschuss fand.

Im Kapitel 1105 Forderung der Inklusion von Menschen mit Behinderungen plédierten im Titel 684 04 die Frak-
tion Die Linke (plus 1 Mrd. Euro) und BUNDNIS 90/DIE GRUNEN (plus 1,5 Mio. Euro) vergeblich fiir eine
Ansatzerhdhung in der Einzelplanberatung. In der Bereinigungssitzung brachten die Koalitionsfraktionen dage-
gen erfolgreich einen neuen Titel fiir einen Inklusiven Digitalpakt fiir berufliche Bildung (500 T Euro) sowie
einen Maf3gabebeschluss im selben Titel ein.

In den Kapiteln 1106 bis 1107 plédierte die Fraktion der AfD in der Einzelplanberatung erfolglos fiir massive
Titelkiirzungen (z. B. 686 13 minus 79 Mio. Euro, 684 05 minus 1,2 Mio. Euro) oder vollstindige Titelstreichun-
gen (684 31,544 06,684 01,684 02, 684 03, 684 08, 684 11). Auch ein Antrag von BUNDNIS 90/DIE GRUNEN
zur Aufstockung des Titels 684 05 (plus 3 Mio. Euro) blieb ohne Erfolg. Im Kapitel 1110 Sonstige Bewilligungen
beantragen die Koalitionsfraktionen in der Bereinigungssitzung erfolgreich eine leichte Aufstockung im Titel
684 02 (plus 313 Tsd. Euro). Bei der Offentlichkeitsarbeit im Kapitel 1111 (Titel 542 01) setzte sich die Fraktion
der AfD in der Einzelplanberatung ohne Erfolg fiir eine Kiirzung des Titels (minus 7,2 Mio. Euro) ein. Im Kapitel
des Bundesministeriums 1112 beantragte die Fraktion der AfD in der Einzelplanberatung eine Kiirzung verschie-
dener Titel (412 01, 527 01) nach dem Grundsatz einer wirtschaftlichen und sparsamen Haushaltsfiihrung.

Erstmalig im Einzelplan im Kapitel 1117 ressortiert war die Beauftragte der Bundesregierung flir Migration,
Fliichtlinge und Integration sowie fiir Antirassismus. Die Fraktion der AfD beantragte in der Einzelplanberatung
die Auflosung der Amter und die ersatzlose Streichung des Kapitels mit simtlichen Titeln. Die entsprechenden
Anderungsantriige der AfD fanden im Ausschuss jedoch keine Mehrheit.
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Dariiber hinaus brachte die Fraktion BUNDNIS 90/DIE GRUNEN in der Einzelplanberatung einen MafBgabebe-
schluss iiber eine Berichtspflicht zur Ausiibung der parlamentarischen Kontrolle ein, der aber keine Mehrheit im
Ausschuss fand.

Die Beschliisse im Einzelnen sind der Ergdnzenden Beschlussempfehlung zu entnehmen.

Der Ausschuss stimmte dem so gednderten Regierungsentwurf des Einzelplans 11 mit den Stimmen der Fraktio-
nen der CDU/CSU und SPD gegen die Stimmen der Fraktionen AfD, BUNDNIS 90/DIE GRUNEN und
Die Linke in seiner Sitzung am 4. September 2025 zu.

Im Ergebnis der Haushaltsberatungen wurde der Etat gegeniiber dem Regierungsentwurf leicht um rund 36 Mio.
Euro aufgestockt und betrug somit 190,34 Mrd. Euro.

Einzelplan 12 (Geschiiftsbereich des Bundesministeriums fiir Verkehr)

Mit Organisationserlass vom 6. Mai 2025 {ibertrug der Bundeskanzler die bisher beim BMV liegenden Zustén-
digkeiten fiir Digitales dem neugegriindeten BMDS und die Raumfahrt an das BMFTR. Bisher sind abweichend
von der Geschiftsverteilung die jeweils fiir eine Ubertragung infrage kommenden Titel weiterhin im Einzel-
plan 12 des Haushaltsentwurfs 2025 enthalten. Mit dem Haushaltsentwurf 2025 mochte die Bundesregierung er-
hebliche Investitionsausgaben in ein Sondervermogen fiir zusitzliche Investitionen in die Infrastruktur und fiir
zusitzliche Investitionen zur Erreichung der Klimaneutralitdt (SVIK) und in den Einzelplan 14 verlagern. Im
Etatansatz des zweiten Regierungsentwurfs fiir das Jahr 2025 waren fiir den Einzelplan 12 Ausgaben in Hohe von
38,3 Mrd. Euro vorgesehen. Dies stellt ein Minus von rund 5,9 Mrd. Euro gegeniiber dem Vorjahr dar, wobei
allerdings wesentliche Teile der Ausgaben des BMV auflerhalb des Einzelplans 12 etatisiert sind.

In der Einzelplanberatung mit dem Bundesminister waren sich die Berichterstatterinnen und Berichterstatter frak-
tionsiibergreifen mit dem Minister einig, dass die Zukunftsfiahigkeit der deutschen Wirtschaft und mithin des
deutschen Staates stark von den Investitionen durch das BMV abhéngen. Fraktionsiibergreifend thematisiert wur-
den die Baupreissteigerung und insbesondere die Kostensteigerungen bei der Sanierung des Hochleistungskorri-
dors Riedbahn. Nach Auffassung verschiedener Fraktionen sei deshalb erst einmal eine Evaluation notwendig,
bevor die nidchsten Korridorsanierungen erfolgten. Verschiedene Fraktionen verdeutlichten auch die Notwendig-
keit, Planungs- und Genehmigungsprozesse zu beschleunigen. Ubergreifend kritisch gesehen wurde auch die Zer-
faserung der Mittel des BMV auf verschiedene Einzelpline. Seitens der Koalitionsfraktionen wurde dariiber hin-
aus hervorgehoben, wie wichtig Planungssicherheit bei Infrastrukturprojekten sei. Auch machte die Koalition
deutlich, dass die Strukturen bei der Bahn offenbar nicht richtig funktionierten. Hier bestehe Handlungsbedarf zur
zukunftssicheren Aufstellung der Deutschen Bahn AG. Thematisiert wurden in der Diskussion mit dem Minister
auch die Entwicklung des prognostizierten Fehlbetrags bei der LKW-Maut. Zudem wurde von der Koalition hin-
terfragt, warum WasserstraBen und Héfen nicht als sicherheitsrelevante Infrastruktur in Betracht kimen. Thema-
tisiert wurde auch die Bedeutung des Luftverkehrs fiir Wirtschaft, Arbeitspldtze und Steuereinnahmen und die
Entwicklung des Luftverkehrs in Deutschland sowie die Verlagerung von Flugbewegungen in Nachbarlinder. Die
Fraktion der AfD kritisierte die Verteilung von durch das BMV bewirtschaftete Mittel auf zahlreiche Topfe und
erkundigte sich in diesem Zusammenhang auch konkret nach Maflnahmen des BMV im Einzelplan 14. Die AfD
setzte sich ausdriicklich fiir die Starkung des Bereichs der Strafie ein, weil 80 Prozent des Verkehrs dort abgewi-
ckelt werde. In diesem Zusammenhang hitten auch Briickensanierung Prioritdt. Zudem stellte die Fraktion fest,
dass eine Bahnreform erforderlich sei. Auch die Fraktion BUNDNIS 90/DIE GRUNEN betonte eingangs, dass
ein Grofteil der Mittel des BMV in den Einzelplan 12 und nicht in das SVIK oder den Einzelplan 14 gehorten.
Auch wurde die Anforderung der Zusitzlichkeit von Investitionen im SVIK betont. Die Biirgerinnen und Biirger
erwarteten eine funktionierende Infrastruktur. Insoweit sei das BMV ein Pfeiler fiir eine stabile Demokratie und
zur Erreichung eines ordentliches Produktivitditswachstums. In dem Zusammenhang intensiv mit dem Minister
diskutiert wurde die Baupreisinflation, die eingeddmmt werden miisse, um zusétzliches Wachstum aus dem SVIK
zu generieren. Betont wurde auch die Wichtigkeit von Berichten an den Haushaltsausschuss zur Ausiibung der
parlamentarischen Kontrolle. Die Fraktion Die Linke betonte, der Erhalt maroder Briicken, Stralen und Tunnel
sei wichtiger als Neubau. Insoweit sei man auf einer Linie mit dem Minister. Wichtig sei, dass sich diese Prioritét
auch im Bundeshaushalt niederschlage. Zudem thematisierte Die Linke die Erreichung der Klimaschutzziele der
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Bundesregierung. Die Eigenkapitalerhohung bei der Deutschen Bahn AG werde von der Fraktion abgelehnt. Statt-
dessen befiirworte Die Linke zweckgebundene Baukostenzuschiisse. Ferner fordere die Fraktion die perspektivi-
sche Riickkehr der Deutschen Bahn AG zu seinem Kerngeschift. Der fraktionslose Abgeordnete Stefan Seidler
thematisierte insbesondere die Hinterlandanbindung der Fehmarnbeltquerung sowie die Unterstiitzung der Bun-
desregierung im Rahmen der nationalen Hafenstrategie bei der notwendigen Transformation der Héfen. Ferner
erkundigte er sich nach Mallnahmen zur Starkung der Mobilitéit auf dem Lande.

Der Bundesminister machte deutlich, dass es einen riesigen Nachholbedarf bei der Infrastruktur gebe. Die Mittel
im SVIK sollten in werthaltige Infrastruktur gesteckt werden. Er betonte in diesem Zusammenhang die Bedeutung
von Planungssicherheit. Weiter ging er auf das Thema Baupreissteigerungen insbesondere im Zusammenhang mit
den Erfahrungen bei der Riedbahn ein. Bei der Deutschen Bahn AG sei aus seiner Sicht dariiber hinaus eine
Verschlankung notwendig. Generell miissten Planungs- und Genehmigungsverfahren beschleunigt werden. Bei
der Hafentransformation sah der Bundesminister in erster Linie die Lander in der Verantwortung und beim Thema
Mobilitét im landlichen Raum unter anderem groB3e Chancen im Feld des Autonomens Fahren.

In der Bereinigungssitzung wiesen die Koalitionsfraktionen auf den Investitionshochlauf bei Schiene, Stra3e und
Wasserstralle insbesondere im Zusammenhang mit dem SVIK hin. Allein aus dem Einzelplan 12 seien Investiti-
onen in diesem Umfang nicht zu finanzieren. Kritisch thematisiert wurde die Biirokratie und Vergabeverfahren.
Ziel miissten schnelle Projektfortschritte sein. Die Fraktion der AfD erkundigte sich, wie die Mittel in Héhe von
1,2 Mrd. Euro fiir verteidigungsrelevante Infrastruktur im Einzelplan 14 bis Jahresende verausgabt werden sollten
und wie die Abstimmung mit dem BMVg erfolge. Kritisch hinterfragt wurden die erneuten Schadenersatzforde-
rungen an die seinerzeit geplanten Autobahnmautbetreiber. Die Fraktion BUNDNIS 90/DIE GRUNEN erkun-
digte sich im Zusammenhang mit dem Zugungliick in Garmisch-Partenkirchen danach, welche Defizite sich ge-
gebenenfalls aus dem Unfallbericht fiir das unternehmensinterne Compliance und das Qualititsmanagement ergé-
ben. Kritisiert wurde, dass in der Gegenfinanzierung oft auf die Globale Minderausgabe verwiesen werde. Die
Fraktion Die Linke erneuerte seine Kritik an der geplanten Eigenkapitalerhohung bei der Deutschen Bahn AG.
Wichtig sei generell, dass es bei der Schiene endlich vorangehe. Das fraktionslose Mitglied Stefan Seidler thema-
tisierte insbesondere die grenziiberschreitende Verkehrsinfrastruktur anhand der Fehmarn-Belt-Verbindung, der
Rheintalbriicke, dem Brenner-Nord-Zulauf oder dem Erzgebirgetunnel, wo Verzdgerungen Vertrauen bei den
deutschen Partnern koste. Aus seiner Sicht seien zudem langfristige Perspektiven fiir Infrastrukturinvestition not-
wendig. Ferner erkundigte er sich, warum die WasserstraBen weder im SVIK noch iiber die Bereichsausnahme
im Einzelplan 14 beriicksichtigt seien.

Die Berichterstatter hatten dem Ausschuss keine einvernehmlichen Empfehlungen fiir vom Regierungsentwurf
abweichende Beschlussfassungen vorgelegt.

In der Einzelplanberatung brachte die Fraktion der AfD 22 Anderungsantriige und einen MaBgabebeschluss ein.
Die Fraktion BUNDNIS 90/DIE GRUNEN brachte einen Anderungsantrag und fiinf MaBgabebeschliisse sowie
Die Linke fiinf Anderungsantriige ein. Die Koalitionsfraktionen verzichteten auf Anderungsantriige. Alle Antriige
der Oppositionsfraktionen blieben ohne Erfolg. Dariiber hinaus hatten die Berichterstatter zwei Anderungsantriige
vorgelegt, iiber die im Berichterstattergespriach kein Einvernehmen hergestellt werden konnte. Mit der Mehrheit
der Koalitionsfraktionen wurden diese in der Einzelplanberatung angenommen.

In der Bereinigungssitzung brachte Fraktion BUNDNIS 90/DIE GRUNEN zwei Anderungsantriige ein, die keine
Mehrheit im Ausschuss fanden. Erfolgreich waren hingegen elf Anderungsantriige und fiinf MaBgabebeschliisse,
die die Koalitionsfraktionen vorgelegt hatten. Die Fraktionen AfD und Die Linke verzichteten auf die Einbrin-
gung von Anderungsantrigen.

In Kapitel 1201 Bundesfernstraien setzte sich die Fraktion der AfD in der Einzelplanberatung unter anderem fiir
eine Kiirzung des Titels 111 22 (minus 2,2 Mrd. Euro) sowie Erhéhungen in den Titeln 741 42 (plus 900 Mio.
Euro) und 891 11 (plus 450 Mio. Euro) ein, die aber keine Mehrheit im Ausschuss fanden. Ein Antrag der AfD
zur Ubertragung von Mitteln aus dem SVIK zur Erhaltung der Briicken im Bestandsnetz der Bundesautobahn (2,5
Mrd. Euro) blieb ebenso erfolglos wie ein Antrag der Fraktion Die Linke im Titel 891 11, der eine Reduzierung
des Neu- und Ausbaus von Autobahnen vorsah.

In Kapitel 1202 Bundesschienenwege beantragte die Fraktion der AfD in der Einzelplanberatung vergeblich die
Ubertragung von Mitteln in Hohe von 7,6 Mrd. Euro bzw. 1 Mrd. Euro aus dem SVIK zur Erhaltung der Schie-
nenwege der Eisenbahnen des Bundes bzw. zur Ausriistung der deutschen Infrastruktur mit dem Européischen



Deutscher Bundestag — 21. Wahlperiode —37 - Drucksache 21/1062

Zugsicherungssystem. Ebenso vergeblich beantragten die Fraktionen der AfD und Die Linke die Streichung der
Titels 831 01 zur Eigenkapitalerhdhung der Deutschen Bahn AG. Die Fraktion BUNDNIS 90/DIE GRUNEN for-
derte im Titel 891 01 Verpflichtungsermachtigungen in Héhe von insgesamt 54 Mrd. Euro bis zum Jahr 2039,
was genau wie ein Antrag der Fraktion Die Linke zur Erhohung des Titels in 2025 (plus 1,8 Mrd. Euro) keine
Mehrheit im Ausschuss fand. Auch Antrige der Fraktion Die Linke zur Erhéhung der Titel 891 10 (plus 100 Mio.
Euro) und 891 11 (plus 6,2 Mrd. Euro) blieben ohne Erfolg.

In Kapitel 1203 Bundeswasserstra3en pladierte die Fraktion der AfD in der Einzelplanberatung erfolglos fiir eine
Aufstockung der Titel 521 01 (plus 20 Mio. Euro), 521 05 (plus 5,8 Mio. Euro) und 780 02 (plus 95 Mio. Euro).
In der Bereinigungssitzung brachten die Koalitionsfraktionen zwei Anderungsantrige und zwei MaBgabebe-
schliisse ein, die von der Mehrheit im Ausschuss angenommen wurden.

Im Kapitel 1204 wurde der Berichterstattervorschlag zur Ausbringung von Verpflichtungserméchtigungen im
Titel 682 01 in der Einzelplanberatung angenommen, ohne dass der Titelansatz im Haushalt 2025 veréndert
wurde. Zwei Antriige der Fraktion der AfD zur Ubertragung von Mitteln in Hohe von 366 Mio. Euro und 2,9 Mrd.
Euro aus dem SVIK zur Unterstiitzung des Mobilfunkausbaus bzw. des flichendeckenden Breitbandausbaus fan-
den jedoch keine Mehrheit.

Im Kapitel 1205 Luft- und Raumfahrt wurde der Berichterstattervorschlag zur Ausbringung von Verpflichtungs-
erméchtigungen im Titel 896 02 unter Beibehaltung des bestehenden Titelansatzes in der Einzelplanberatung an-
genommen. In der Bereinigungssitzung beantragten die Koalitionsfraktionen erfolgreich die Aufstockung des Ti-
tels 671 02 (plus 20 Mio. Euro) sowie die Ausbringung von Haushaltsvermerken im Titel 683 01.

Im Kapitel 1206 Verbesserung der Verkehrsverhiltnisse der Gemeinden plddierte die Fraktion der AfD in der
Einzelplanberatung erfolglos fiir massive Kiirzungen der Titel 882 02 (minus 522 Mio. Euro) und 891 01 (minus
477 Mio. Euro). In der Bereinigungssitzung brachte die Fraktion BUNDNIS 90/DIE GRUNEN zwei Antriige zur
Aufstockung der Titel 882 02 (plus 600 Mio. Euro) und 891 01 (plus 400 Mio. Euro) ein, die jedoch keine Mehr-
heit fanden.

In den Kapiteln 1210 Allgemeine Bewilligungen und 1211 Zentral veranschlagte Verwaltungseinnahmen und -
ausgaben beantragte die AfD in der Einzelplanberatung die Streichung der Titel 894 01, 882 91, 882 92 und 893
91 sowie eine Kiirzung im Titel 542 01 (minus 1,9 Mio. Euro), was aber keine Mehrheit im Ausschuss fand. Ein
AfD-Antrag zur weiteren Absenkung des Titels 972 04 Globale Minderausgabe Konsolidierungsbeitrag (minus
200 Mio. Euro) als Anstrengung zu einer sparsamen Haushaltsfiihrung blieb ebenfalls ohne Erfolg. In der Berei-
nigungssitzung brachten die Koalitionsfraktionen erfolgreich Anderungsantriige in den Titeln 683 03 (plus 4,9
Mio. an VE), 683 11 (Haushaltsvermerke), 683 13 (minus 6 Mio. Euro), 684 10 (plus 475 Tsd. Euro) sowie die
Einrichtung der neuen Titel zur Férderung der Traditionsschifffahrt (5 Mio. Euro) und der Bewahrung Deutsches
Maritimes Erbe (1 Mio. Euro) ein. Auch drei MaBgabebeschliisse der Koalition im Kapitel 1210 fanden eine
Mehrheit im Ausschuss.

Ein in der Bereinigungssitzung im Kapitel 1218 WasserstraBen- und Schifffahrtsverwaltung des Bundes gestellter
Antrag der Koalitionsfraktionen im Titel 547 11 (plus 1,4 Mio. Euro) war erfolgreich.

Dartiber hinaus legte die Fraktion der AfD in der Einzelplanberatung noch einen Maligabebeschluss zur Veran-
schlagung des Bahnprojekts ,,Stuttgart 21 vor, der keine Mehrheit fand. Die Fraktion BUNDNIS 90/DIE GRU-
NEN brachte insgesamt fiinf Mallgabebeschliisse ein, die ein Konzept zur Einddmmung der Baupreisinflation
sowie Berichtspflichten zur Ausiibung der parlamentarischen Kontrolle vorsahen, aber ebenfalls keine Mehrheit
im Ausschuss fanden.

Die Beschliisse im Einzelnen sind der Beschlussempfehlung zum Einzelplan 12 bzw. der Ergénzenden Beschlus-
sempfehlung zu entnehmen.

Der Ausschuss stimmte dem so geédnderten Regierungsentwurf des Einzelplans 12 mit den Stimmen der Fraktio-
nen der CDU/CSU und SPD gegen die Stimmen der Fraktionen AfD, BUNDNIS 90/DIE GRUNEN und
Die Linke in seiner Sitzung am 4. September 2025 zu.

Im Ergebnis der Haushaltsberatungen wurde der Etat gegeniiber dem Regierungsentwurf um rund 23 Mio. Euro
aufgestockt und betrug somit rund 38,3 Mrd. Euro.
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Einzelplan 14 (Geschiiftsbereich des Bundesministeriums der Verteidigung)

Im Etatansatz des Regierungsentwurfs fiir das Jahr 2025 sind fiir diesen Einzelplan Ausgaben in Héhe von rund
62,432 Mrd. Euro vorgesehen. Gegeniiber dem Vorjahr entspricht dies einer Steigerung um mehr als
10 Mrd. Euro. Das ,,Sondervermdgen Bundeswehr bleibt davon unberiihrt, ist jedoch integraler Bestandteil der
haushalterischen Gesamtstrategie. Rechnet man die Ansétze des Einzelplans mit den Ausgaben aus dem Sonder-
vermbgen sowie weiteren verteidigungsrelevanten Titeln zusammen, ergibt sich ein Gesamtansatz, der das zweite
Jahr in Folge deutlich oberhalb des sog. NATO Zwei-Prozent-Zieles liegt. Dieser Umstand war immer wieder
Gegenstand der Auseinandersetzungen zwischen Regierung und Parlament sowie auch zwischen den Fraktionen
wihrend der Einzelplanberatungen und der Bereinigungssitzung.

Bundesminister der Verteidigung, Boris Pistorius, bekréftigte in den Aussprachen vor dem Haushaltsausschuss
die strategische Ausrichtung des Etatentwurfs. Im Kern spiegele sich darin fortgesetzt die sicherheitspolitische
Lage nach dem russischen Angriffskrieg gegen die Ukraine wider: Der Verteidigungshaushalt sei mit einem kréf-
tigen Aufwuchs versehen, wobei insbesondere die militdrischen Beschaffungen (6,4 Mrd. Euro) und die Investi-
tionen (1,2 Mrd. Euro) hervorzuheben seien. Der Minister verwies auf die Fortschritte bei prioritiren Beschaf-
fungsvorhaben, insbesondere im Bereich der Digitalisierung, der geschiitzten Kommunikation und der Landes-
und Biindnisverteidigung. Das Sondervermdgen sei nunmehr zu hundert Prozent gebunden. Die Mittel wiirden
iiberwiegend zeitgerecht entlang der mit der Riistungsindustrie vereinbarten vertraglichen Entwicklungsschritte
abflieBen. Mit den kiinftigen Moglichkeiten durch die Bereichsausnahme konnten auch langfristige Projekte si-
cher durchfinanziert werden und die Ausgabenplanung fiir Verteidigung erfahre einen kontinuierlichen Anstieg.
Die Bundesregierung sehe sich damit auf einem guten Weg, im Biindnisrahmen als verlésslicher Partner wahrge-
nommen zu werden.

Zugleich verwies der Minister auf die anhaltenden Belastungen durch Unterstiitzungsleistungen fiir die Ukraine.
Die daraus resultierenden Materialabgaben wirkten sich fortgesetzt auf die eigene Ausbildung und Einsatzbereit-
schaft aus, da Ersatz erst mittelfristig zu beschaffen sei. Auch die sicherheitspolitische Lage — etwa durch Cy-
berangriffe, Sabotageakte oder hybride Bedrohungen — mache weitere Anstrengungen im Eigenschutz erforder-
lich. Investitionen in Cyberabwehr, Resilienz und den Schutz kritischer Infrastrukturen miissten weiter verstarkt
werden.

Die Fraktionen beurteilten die Entwicklungen im Einzelplan erneut sehr unterschiedlich. Wahrend die Koaliti-
onsfraktionen den eingeschlagenen Weg ausdriicklich unterstiitzten, warfen die Fraktionen AfD, BUND-
NIS 90/DIE GRUNEN sowie Die Linke der Bundesregierung Konzeptlosigkeit vor. Besonders die Verteilung der
anwachsenden Riistungsmittel an die Industrie erinnerte manchen Abgeordneten an das “Giekannenprinzip”.
Hier stehe das Ministerium in der Pflicht, verstirkte Kontrolle auszuiiben, v. a. da sich Riistungsprojekte in der
Vergangenheit oft als Sorgenkinder des Haushaltsausschusses herausgestellt hétten. Weitgehend einmiitig iiber-
nahmen alle Oppositionsfraktionen die Kritik des BRH, dass die geplante Verschiebung von Infrastrukturmitteln
(StraBBen- und Schienenbau) aus dem Verkehrs- in den Verteidigungshaushalt ohne schliissigen Nachweis der
tatsdchlichen Verteidigungsrelevanz geschehe. Es sei zu vermuten, dass auf diese Weise notwendige Infrastruk-
turprojekte {iber die Bereichsausnahme finanziert werden sollen.

Die Fraktion der AfD stellte in den Einzelplanberatungen keine Antrage, brachte jedoch in der Bereinigungssit-
zung iiber 80 Deckblitter ein. Diese zeigten einen strikten Kiirzungskurs auf, orientiert an den Ist-Werten der
Vorjahre. Die Fraktion forderte u. a. die sofortige Beendigung nahezu aller Auslandseinsitze. Damit gingen Kiir-
zungen bei Personal- und Sachausgaben, Beschaffungen und Beitrdgen zu NATO- und EU-gefiihrten Einsétzen
einher. Nachwuchswerbung entfalle nach Auffassung der Fraktion der AfD mit der Wiedereinfiihrung einer All-
gemeinen Wehrpflicht. Verwaltungsausgaben, Aus- und Fortbildung sowie Geschéftsbetrieb sollen nach dem
Willen der Fraktion grundsétzlich gekiirzt werden. Beschaffungen in MilliardenhShe — von Fahrzeugen iiber Mu-
nition und Schiffen bis zu Kampfflugzeugen — seien teils massiv zu reduzieren, da die Mittelabfliisse als unrea-
listisch angesehen oder bspw. durch den angestrebten Riickbau der Litauen-Brigade als obsolet angesehen wiir-
den. Offentlichkeitsarbeit und Beratungsleistungen sollten dariiber hinaus weitgehend entfallen, kologische
Standards im Bauwesen abgelehnt und Unterbringungskapazitéten filir Soldaten priorisiert werden. Akzente wolle
die AfD mit einem erhdhten Mittelansatz fiir Ubungen sowie der Férderung disruptiver militirischer Innovationen
und der vermehrten Anschaffung neuer Radpanzer setzen. Insgesamt kritisierte die Fraktion durchgehend, dass
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trotz Rekordausgaben die Einsatzfahigkeit nicht verbessert werde. Sie fordere daher eine Umsteuerung zugunsten
der nationalen Verteidigungsbereitschaft der Bundeswehr.

Die Fraktion BUNDNIS 90/DIE GRUNEN beantragte mit ihren zahlreichen, z. T. mehrfach eingebrachten Mal3-
gabebeschliissen vor allem die Wiedereinfithrung der durch die Koalitionsfraktionen aufgehobenen Berichts-
pflichten des Ministeriums zum Zwecke der bestmoglichen Ausiibung parlamentarischer Kontrolle. Sie verfolgte
aulerdem das Ziel des verschiedentlichen Sperrens von Finanzmitteln fiir zentrale GroBprojekte wie FCAS, Fre-
gatte 126 und geschiitzter Kommunikationssysteme. Kritisiert wurde auch das Bekleidungswesen: Einnahmen
aus der Riicklage der Bw-Bekleidungsmanagement GmbH sollten nicht zweckungebunden in den Bundeshaushalt
flieBen, sondern fiir Beschaffungen genutzt werden (minus 800 Mio. Euro bei Einnahmen, entsprechende Zweck-
bindung bei Ausgaben). Zudem sollten 500 Mio. Euro der BImA-Mittel fiir Liegenschaften gesperrt bleiben, so-
lange nicht ausgeschlossen sei, dass iiber die Bereichsausnahme in der Schuldenbremse zusétzliche Einnahmen
generiert wiirden. Schlie8lich forderten sie Sperren fiir Verkehrsinvestitionen, bis konkrete Projektlisten vorlégen,
die deren Verteidigungsrelevanz belegten.

Die Fraktion Die Linke sprach sich weiterhin grundsitzlich gegen das Sondervermogen und die Bereichsaus-
nahme aus und forderte einen Kurswechsel in der Sicherheits- und Riistungspolitik. In der Bereinigungssitzung
brachte sie keine Antrage ein, hielt jedoch durchgehend an der Forderung fest, den Wirtschaftsplan des Sonder-
vermogens vollstindig zu streichen (minus 24 Mrd. Euro). Die freiwerdenden Mittel seien nach dem Willen der
Fraktion fiir zivile, diplomatische oder humanitére Zwecke zu verwendet.

Die Koalitionsfraktionen brachten in der Bereinigungssitzung iiber 20 Anderungsantriige und MaBgaben ein.
Diese reichten von formalen Korrekturen bis zu milliardenschweren VE-Erhéhungen. Im Riistungsbereich domi-
nierten Aufstockungen: Eurofighter (Tranche 5) mit iiber 550 Mio. Euro zusétzlichen Ausgaben fiir das laufende
und knapp 300 Mio. Euro fiir die Folgejahre, Munitionsprojekte mit fast 570 Mio. Euro Verpflichtungserméchti-
gungen, neue Schiffe, Rad- und Kampffahrzeuge (ca. 1 Mrd. Euro iiber die kommenden Jahre) sowie um-fang-
reiche Anpassungen bei Bekleidung und Betreibermodellen. Hinzu wurden Sperre fiir zentrale Vorhaben bean-
tragt, die dem Ausschuss zusitzliche Kontrolle ermdglichen sollten.

Wihrend die Oppositionsantridge samtlich mit Koalitionsmehrheit im Ausschuss abgelehnt wurden, wurden die
Antrége aus den die Koalition tragenden Fraktionen mit unterschiedlichen Mehrheiten angenommen. Der Aus-
schuss stimmte abschlieBend dem so gednderten zweiten Regierungsentwurf zum Verteidigungsetat mit den Stim-
men der Koalitionsfraktionen zu. Die Oppositionsfraktionen votierten dagegen.

Die Beschliisse im Einzelnen sind der Ergénzenden Beschlussempfehlung zu entnehmen.

Der Ausschuss stimmte dem so gednderten Regierungsentwurf des Einzelplans 14 mit den Stimmen der Fraktio-
nen der CDU/CSU und SPD gegen die Stimmen der Fraktionen AfD, BUNDNIS 90/DIE GRUNEN und
Die Linke zu.

Einzelplan 15 (Geschiiftsbereich des Bundesministeriums fiir Gesundheit)

Der zweite Regierungsentwurf sah Gesamtausgaben von rund 19,299 Mrd. Euro vor, sie stiegen um rund
2,590 Mrd. Euro gegeniiber dem Vorjahr an.

In dem Gespréch des Ausschusses mit der Bundesgesundheitsministerin stand die Zukunft und insbesondere die
Finanzierbarkeit des Gesundheitssystems einschlieBlich der Pflege im Vordergrund. Die Ministerin berichtet iiber
den ,,Zukunftspakt Pflege®, mit dem die strukturellen, langfristigen Herausforderungen in der Pflege und fiir die
Pflegeversicherung mit einer grolen Pflegereform angegangen werden sollten. Die Grundlagen fiir die notwendi-
gen tiefgreifenden, strukturellen Reformen sollten in einer Bund-Lénder-Arbeitsgruppe erarbeitet werden. Die
Ministerin fiihrte weiter aus, dass auch die gesetzlichen Krankenkassen aufgrund steigender Ausgaben, der de-
mografischen und wirtschaftlichen Entwicklung sowie zahlreicher versicherungsfremder Leistungen vor gro3en
finanziellen Herausforderungen stiinden. Auch hier solle ein Expertengremium Reformvorschldge erarbeiten.

Kritisch hinterfragt wurden im Ausschuss die Sofort-Transformationskosten als einem Teil der Krankenhausre-
form in Deutschland. Die Krankenh&user sollten zur SchlieBung der ,,Liicke bei den Sofort-Transformationskos-
ten aus den Jahren 2022 und 2023* mit vier Milliarden Euro aus dem Sondervermdgen Infrastruktur und Kli-
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maneutralitit unterstiitzt werden. Die Fraktion BUNDNIS 90/DIE GRUNEN problematisierte eine damit einher-
gehende Fehlsteuerung. Der Bundesrechnungshof hatte sich in seiner Information an den Haushaltsausschuss zu
den Sofort-Transformationskosten kritisch geduf3ert. Insgesamt bestand Einvernehmen dariiber, dass die genuine
Zustandigkeit fiir die Krankenhéuser bei den Bundeslidndern liege.

Mit Bezug auf den vorliegenden Haushaltsentwurf wurde betont, dass auch kiinftig der ganz iiberwiegende Anteil
der Ausgaben dieses Einzelplans durch die pauschale Abgeltung der Aufwendungen der Krankenkassen fiir ge-
samtgesellschaftliche Aufgaben (Gesundheitsfonds) gebunden sei.

GroBe Ubereinstimmung bestand dariiber, dass der Pandemieforschung kiinftig mehr Bedeutung zukommen und
ein Schwerpunkt auf der Erforschung der Ursachen und Behandlung der Long COVID und ME/CFS-Symptome
liegen miisse. Im Rahmen der Diskussion wurde auch die Vernichtung der noch immer eingelagerten personlichen
Schutzausriistung (PSA) aus der Zeit der Corona-Pandemie thematisiert.

Die Berichterstatter hatten dem Ausschuss keine Empfehlungen fiir vom zweiten Regierungsentwurf abweichende
Beschlussfassungen vorgelegt. Da die Koalitionsfraktionen in der Einzelplanberatung auf Anderungsantrige ver-
zichtet hatten und die Antrdge der Oppositionsfraktionen keine Mehrheit fanden, blieb der Einzelplan unverén-
dert.

In der Bereinigungssitzung nahm der Ausschuss einige wenige redaktionelle Anderungen bzw. Anpassungen an
den aktuellen Bedarf vor.

In Kapitel 1502 — Pflegevorsorge und sonstige soziale Sicherung — hatte sich die Fraktion Die Linke in der Ein-
zelplanberatung erfolglos fiir die Ausbringung von drei neuen Titeln: ,,Anteilige Anschubfinanzierung zum Auf-
bau kommunaler Behandlungseinrichtungen zur Sicherung der ambulanten Versorgung®, ,,Beteiligung des Bun-
des an der Beseitigung des Investitionsstaus an Krankenhdusern sowie an einem Energieeffizienzprogramm fiir
Krankenhéuser* und ,,Beteiligung des Bundes an der Beseitigung des Investitionsstaus in der Pflegeinfrastruktur®
stark gemacht. Ferner hatte die Fraktion Die Linke bei den ,,Leistungen des Bundes zur Unterstiitzung der durch
Blutprodukte HIV-infizierten Personen® in Erinnerung gerufen, dass die Mittel, die als Leistungen nach HIV-
Hilfegesetz gezahlt wiirden, seit Bestehen der Stiftung bis zum 1. Juli 2019 nicht mehr erhdht worden seien und
wollte den Ansatz nach oben anpassen.

In der Titelgruppe 01 — MaBinahmen zur Verbesserung der Versorgung Pflegebediirftiger — hatte die Fraktion der
AfD in der Einzelplanberatung bei ausgewéhlten Titeln erfolglos Kiirzungen im Sinne der Haushaltskonsolidie-
rung beantragt.

In Kapitel 1503 — Privention und Gesundheitsverbinde — hatten die Fraktionen BUNDNIS 90/DIE GRUNEN
und Die Linke in der Einzelplanberatung vorgeschlagen, die Mittel fiir ,,AufkldrungsmaBBnahmen auf dem Gebiet
von sexuell libertragbaren Krankheiten* sowie fiir ,,Aufklarungsmafinahmen auf dem Gebiet des Drogen- und
Suchtmittelmissbrauchs® zu erhéhen. Die Fraktion Die Linke wollte dariiber hinaus einen neuen Titel ,,Zuschuss
zur Durchfiihrung von Drugchecking-Projekten in den Etat einstellen.

Die Fraktion der AfD hatte in der Einzelplanberatung betont, die Sprachvermittlung und Férderung von interkul-
turellen Kompetenzen seien nicht Aufgabe des Bundesgesundheitsministeriums. Daher sollten die Mittel fiir ,,As-
pekte der Migration und Integration im deutschen Gesundheitswesen® auf Null gestellt werden. Das sollte auch
fiir die Mittel des Nationalen Gesundheitsportals gelten. Des Weiteren sollten alle im Zusammenhang mit der
Corona-Pandemie stehenden MaBBnahmen gestrichen werden.

In der Titelgruppe 02 — Pakt fiir den Offentlichen Gesundheitsdienst — hatte die Fraktion der AfD in der Einzel-
planberatung erklart, dass die Bundesregierung keine Aufgaben des lokalen Gesundheitsschutzes {ibernehmen
solle. Die dafiir etatisierten Mittel seien zu streichen.

In Kapitel 1504 — Forschungsvorhaben und-einrichtungen — konnten sich in der Einzelplanberatung die Antréige
der Fraktion Die Linke auf Ausbringung von zwei neuen Titeln: ,,Férderung der nichtkommerziellen Pharmafor-
schung und Methodenforschung® und ,,Wissenschaftliche Evaluierung des Betdubungsmittelrechts* nicht durch-
setzen. Das galt auch flir den Erh6hungsantrag bei den Mitteln fiir die Long COVID und ME/CFS-Forschung.
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Die Fraktionen BUNDNIS 90/DIE GRUNEN und Die Linke hatten in der Einzelplanberatung unterschiedlich
motiviert die bereitgestellten finanziellen Anreize flir die Ansiedlung und den Erhalt von Wirkstoff-Herstellungs-
statten in Deutschland kritisiert. Die Mittel hierfiir sollten in diesem Etat gestrichen werden.

Beim ,,Internationalen Gesundheitswesen® (Kapitel 1505) hatte die Fraktion der AfD in der Einzelplanberatung
ihre ablehnende Haltung gegeniiber der Finanzierung von MafBnahmen des internationalen Gesundheitswesens
betont. Dazu hatte die Fraktion erhebliche Kiirzungsantrige zu den entsprechenden Titeln vorgelegt bzw. deren
Streichung verlangt. Sie erklarte, der Austritt aus der Weltgesundheitsorganisation (WHO) spare Kosten fiir die
Zusammenarbeit und die Pflichtbeitrige. Die Fraktion Die Linke hatte hingegen betont, die Weltgesundheitsor-
ganisation (WHO) trage mafBigeblich zur koordinierten Bewiltigung globaler gesundheitlicher Herausforderungen
und zur Pravention neuer Pandemien bei. Daher brauche sie eine unabhingige, flexible und verldssliche Finan-
zierung. Die dafiir veranschlagten Mittel sollten deutlich aufgestockt werden.

Der Etat schloss in der Bereinigungssitzung mit Ausgaben von rund 19,282 Mrd. Euro.
Die Beschliisse im Einzelnen sind der Ergdnzenden Beschlussempfehlung zu entnehmen.

Der Ausschuss stimmte dem so gednderten zweiten Regierungsentwurf des Einzelplans 15 in der Bereinigungs-
sitzung mit den Stimmen der Fraktionen der CDU/CSU und SPD gegen die Stimmen der Fraktionen AfD, BUND-
NIS 90/DIE GRUNEN und Die Linke zu.

Einzelplan 16 (Geschiftsbereich des Bundesministeriums fiir Umwelt, Klimaschutz, Naturschutz und nuk-
leare Sicherheit)

Mit Organisationserlass des Bundeskanzlers vom 6. Mai 2025 wurden aus dem Geschéftsbereich des Bundesmi-
nisteriums fiir Umwelt, Klimaschutz, Naturschutz und nukleare Sicherheit (BMUKN) die Zustandigkeiten fiir den
Verbraucherschutz, die Verbraucherpolitik, die Verbraucherrechtsdurchsetzung sowie die Verbraucherinformati-
onsgesetz dem Bundesministerium der Justiz und Verbraucherschutz iibertragen.

Auf das BMUKN gingen aus dem Geschiftsbereich des Bundesministeriums fiir Wirtschaft und Energie die Zu-
standigkeit fiir Klimaschutz sowie die Klimapartnerschaften und aus dem Geschiftsbereich des Auswartigen Am-
tes die Zustindigkeit flir die internationale Klimapolitik sowie die fachliche Zusténdigkeit fiir internationale Kli-
maschutzverhandlungen iiber. Die hierfiir veranschlagten Haushaltsmittel werden entsprechend umgeschichtet.

Das BMUKN kann im Haushaltsjahr 2025 zusétzlich zu den im Einzelplan 16 veranschlagten rund
2,691 Mrd. Euro weitere 1,2 Mrd. Euro bewirtschaften: im Wirtschaftsplan des Klima- und Transformationsfonds
(KTF) (Kapitel 6092) (1,1 Mrd. Euro), nach dem StStG (62,2 Mio. Euro) (Kapitel 6002) und im Einzelplan 10
(0,7 Mio. Euro).

In der Aussprache des Ausschusses mit dem Bundesminister machte dieser deutlich, dass die Gesamtausgaben
des Bundesministeriums fiir Umwelt, Klimaschutz, Naturschutz und nukleare Sicherheit aus seinem Programm-
haushalt und den von ihm bewirtschafteten Titeln des Klima- und Transformationsfonds (KTF) weitestgehend
auf den Klimaschutz sowie die Zwischen- und Endlagerung radioaktiver Abfille und das Standortauswahlverfah-
ren entfielen. Durch diese Vorfestlegung eines groflen Teils der Mittel sei der politische Handlungsspielraum
beschrénkt.

Die Oppositionsfraktionen problematisierten unterschiedlich motiviert das Standortauswahlverfahren. Im Rah-
men dessen kritisierte die Fraktion der AfD die nach ihrer Auffassung falsche Entscheidung der Bundesregierung,
sich von der Atomenergie zur Energieversorgung zu trennen und dadurch auch den Anschluss an die neuesten
technologischen Entwicklungen zu verlieren.

Intensiv setzte sich der Ausschuss mit den von Munitionslasten in Nord- und Ostsee ausgehenden Gefahren aus-
einander. Es wurde betont, dass die Umsetzung des Sofortprogramms ,,Munitionsaltlasten* schnell vorankommen
miisse, da sich der Zustand der Kampfstoffe durch die zunehmende Korrosion und die Einfliisse der Gezeiten
zunehmend verschlechtere. Erortert wurde auch die Frage, inwiefern diese Ausgaben unter die Bereichsausnahme
der Schuldenbremse fallen konnten. Die Fraktion Die Linke gab zu bedenken, dass Munitionsaltlasten und
Kampfmittelreste aus den Weltkriegen nicht nur in Ost- und Nordsee ein erhebliches 6kologisches Problem dar-
stellten, sondern auch auf Land.
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Angesprochen wurde schlieBlich noch die sog. ,,Plastikabgabe®, die bislang keine nationale Umsetzung erfahren
habe. Bislang mindern die Kunststoff-Eigenmittel der Européischen Union das dem Bund verbleibende Steuer-
aufkommen; sie werden als Absetzungen von den Einnahmen ausgewiesen.

Die Berichterstatter hatten dem Ausschuss keine Empfehlungen fiir vom zweiten Regierungsentwurf abweichende
Beschlussfassungen vorgelegt. Da die Koalitionsfraktionen in der Einzelplanberatung auf Anderungsantrige ver-
zichtet hatten und die Antrdge der Oppositionsfraktionen keine Mehrheit fanden, blieb der Einzelplan unverén-
dert.

In Kapitel ,,Umweltschutz (Kapitel 1601) legte die Fraktion der AfD in der Einzelplanberatung zahlreiche deut-
liche Kiirzungsantrage bzw. Antrdge auf Streichung von Titeln vor.

In der Bereinigungssitzung erhohte der Ausschuss auf Antrag der Koalitionsfraktionen mit groer Mehrheit die
Mittel zur Bergung von Munitionsaltlasten. Es wurde ausgefiihrt, dass vorgesehen sei, die Bergung von Muniti-
onsaltlasten in Nord- und Ostsee langfristig fortzusetzen. Diese Aufgabe solle durch die Griindung eines Bundes-
kompetenzzentrums Meeresmunition in Rostock begleitet werden. Erste vorbereitende MaBBnahmen sollten bereits
im Jahr 2025 beginnen.

Neben einigen Anpassungen an den aktuellen Mittelbedarf wurden auf Antrag der Koalitionsfraktionen die Mittel
fiir ,,Reparieren statt Wegwerfen* erhoht.

In Kapitel ,,Zwischenlagerung und Endlagerung radioaktiver Abfille* (Kapitel 1603) meldete die Fraktion
Die Linke bei Titel ,,Endlagerung und Standortauswahlverfahren® Zweifel an der wasserrechtlichen Genehmi-
gung und Eignung des Schachts Konrad und forderte ein Moratorium fiir die Errichtung als atomares Endlager.

Die Fraktion der AfD betonte ihre Auffassung, wonach es fiir die gesetzlich vorgeschriebene Riickholung der im
Salzbergwerk Asse eingelagerten radioaktiven Abfille keine vertretbaren Griinde gebe. Vielmehr entstiinden erst
durch die Riickholung mégliche Gefahrdungen und dariiber hinaus erhebliche Kosten. Die hierfiir veranschlagten
Mittel sollten drastisch gekiirzt werden. Vergleichbar argumentierte sie bei Schacht Konrad und Schacht Morsle-
ben als geologisches Endlager. Beide Titel sollte gestrichen werden.

In Kapitel ,,Naturschutz* (Kapitel 1604) hatten dem Ausschuss in der Einzelplanberatung von der Fraktion der
AfD mehrere deutliche Kiirzungsantrage bzw. Antrége auf Streichung von Titeln vorgelegen, die diese u. a. mit
einer sparsamen Haushaltsfithrung begriindete.

Die Fraktion BUNDNIS 90/DIE GRUNEN hatte in Bezug auf den Mittelansatz des Bundesnaturschutzfonds
deutlich gemacht, dass dieser fiir das Artenhilfsprogramm aufgestockt werden miisse, um dem fortschreitenden
Artensterben gezielt entgegenwirken zu konnen. Dieser Forderung schloss sich die Fraktion Die Linke mit einem
weitreichenderen Aufstockungsantrag an.

Im Zusammenhang mit den in Nord- und Ostsee von den Munitionslasten ausgehenden Gefahren verwies die
Fraktion Die Linke darauf, dass fiir die Kampfmittelbeseitigung sogenannter nicht-reichseigener Munition, von
der bis heute erhebliche Gefahren auch auf Land ausgingen, nach derzeitiger Staatspraxis die Lander zusténdig
seien. Sie forderte, zur Beseitigung der Weltkriegsmunition und anderer Munition ein Altlasten-Sanierungs-Fonds
aufzulegen und hierfiir einen angemessen ausgestatteten neuen Titel in den Etat einzustellen.

Im Kapitel ,,Verbraucherpolitik™ (Kapitel 1608) beantragte die Fraktion der AfD, mehrere Titel im Sinne einer
sparsamen Haushaltsfiihrung zu streichen.

Auch im Kapitel 1611 — Zentral veranschlagte Verwaltungseinnahmen und -ausgaben — beantragte die Fraktion
der AfD, mehrere Titel im Sinne einer sparsamen Haushaltsfithrung zu streichen.

Im Kapitel des Bundesministeriums (Kapitel 1612) wollte die Fraktion der AfD durch die Reduktion der durch-
geflihrten Forderprogramme und Aufgaben des Bundesumweltministeriums eine Einsparung von Personal und
sdchlichen Verwaltungsmitteln in Hohe von rund 30 Prozent erzielen.

Im Kapitel 1613 — Umweltbundesamt — trug die Fraktion der AfD vor, dass das Umweltbundesamt eine der am
schnellsten wachsende Behorde in Deutschland sei. Eine Reduktion der Bundesbehorde auf die urspriinglichen
Aufgaben sei angemessen und eine Einsparung von 50 Prozent daher erforderlich. In diesem Sinne legte die Frak-
tion zahlreiche Kiirzungsantrége vor.
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Auch in Kapitel 1614 - Bundesamt fiir Naturschutz — wollte die Fraktion der AfD die Bundesbehorde auf ihre
urspriinglichen Aufgaben reduzieren und so eine 50-prozentige Einsparung bei den Personal- und séchlichen Ver-
waltungskosten erzielen. In diesem Sinne legte die Fraktion zahlreiche Kiirzungsantrage vor.

Das Bundesamt fiir die Sicherheit der nuklearen Entsorgung (Kapitel 1615) sollte nach den Vorstellungen der
Fraktion der AfD abgeschafft und deren wesentliche Aufgaben auf andere Bundesbehorden {ibertragen werden.
In diesem Sinne legte die Fraktion zahlreiche Kiirzungsantrége vor.

Der Etat schloss in der Bereinigungssitzung mit Ausgaben von rund 2,692 Mrd. Euro.
Die Beschliisse im Einzelnen sind der Ergénzenden Beschlussempfehlung zu entnehmen.

Der Ausschuss stimmte dem so geénderten zweiten Regierungsentwurf des Einzelplans 16 in der Bereinigungs-
sitzung mit den Stimmen der Fraktionen der CDU/CSU und SPD gegen die Stimmen der Fraktionen AfD, BUND-
NIS 90/DIE GRUNEN und Die Linke zu.

Einzelplan 17 (Geschiiftsbereich des Bundesministeriums fiir Bildung, Familie, Senioren, Frauen und Ju-
gend)

Mit Organisationserlass des Bundeskanzlers vom 6. Mai 2025 wurden dem Bundesministerium fiir Bildung, Fa-
milie, Senioren, Frauen und Jugend die Zustdndigkeiten fiir die allgemeine, schulische und berufliche Bildung,
das lebensbegleitende Lernen sowie die dazugehorige Bildungsforschung und -finanzierung iibertragen. Die Zu-
stindigkeit des Ministeriums filir die Engagement-Politik wurde dem Bundeskanzleramt iibertragen. Im Haus-
haltsentwurf 2025 fiir den Einzelplan 17 schlédgt sich der Neuzuschnitt des Ressorts noch nicht nieder.

Nach dem zweiten Regierungsentwurf 2025 wurden im Einzelplan 17 Gesamtausgaben in Hohe von 14,2 Mrd.
Euro veranschlagt und damit 0,3 Mrd. Euro mehr als im Vorjahr. Den grofiten Schwerpunkt bilden die gesetzli-
chen Leistungen fiir Familien mit 12,9 Mrd. Euro. GroBter Posten innerhalb dieser Leistungen ist das Elterngeld
mit 7,4 Mrd. Euro, das gegeniiber dem Vorjahr um 620 Millionen Euro sinken soll.

In der Aussprache mit Bundesministerin Prien ging es schwerpunktméBig um eine bessere Unterstiitzung von
Jugendlichen in der Folge der Corona-Pandemie sowie um die Wirkung von Social Media auf Kinder und Ju-
gendliche und wie sie vor negativen Folgen besser geschiitzt werden kdnnten. Weiteres zentrales Thema war die
Absicherung von MaBinahmen gegen Gewalt an Frauen.

Die Koalitionsfraktionen dul3erten sich zufrieden dariiber, dass in beiden Themenbereichen ausreichend Mittel
bereitgestellt wiirden. Die Demokratie stiinde unter Druck. Deswegen sei es dariiber hinaus wichtig, die Freiwil-
ligendienste weiter zu starken. Fiir das Bundesprogramm ,,Demokratie stirken* seien Evaluationen im Koaliti-
onsvertrag vereinbart worden. Es gebe sehr viel sehr gute Projekte in dem Programm, nur einige miissten kritisch
iiberpriift werden. Streichungen werde es dort deshalb nicht geben.

Die Fraktion der AfD erklarte im Widerspruch dazu, Demokratieprogramme seien keine staatliche Ausgabe. Des-
wegen schlage sie bei einer Reihe von Titeln deutliche Kiirzungen vor.

Die Berichterstatter dieses Einzelplans hatten dem Ausschuss zur Einzelplanberatung keine Anderung zur Be-
schlussfassung vorgelegt.

Da die Koalitionsfraktionen auf Anderungsantriige verzichtet hatten und die Antriige der Oppositionsfraktionen
durchweg keine Mehrheit erhielten, blieb der Einzelplan im Rahmen der Einzelplanberatung unverindert.

In Kapitel 1701 — Gesetzliche Leistungen fiir Familien — beantragte die Fraktion Die Linke einen erheblichen
Mittelzuwachs beim Unterhaltsvorschuss von 1,3 Mrd. Euro um 1,7 Mrd. Euro auf insgesamt 3 Mrd. Euro. Das
Kindergeld solle nur zur Hélfte auf den Unterhaltsvorschuss angerechnet werden, wodurch 300.000 Kinder zu-
sétzliche Leistungen erhielten. Auch beim Elterngeld beantragte die Linke eine umfingliche Steigerung des An-
satzes, ebenso fiir ein neu im Haushalt aufgenommenes Investitionsprogramm Kita. Beide Antriage blieben er-
folglos.



Drucksache 21/1062 —44 - Deutscher Bundestag — 21. Wahlperiode

Umfangreiche Zusatzmittel forderte die Linke in Kapitel 1702 — Kinder- und Jungendpolitik — ohne Erfolg auch
fiir die Aufgaben der freien Jugendhilfe. Die Regierungskoalition habe sich im Koalitionsvertrag auf eine Dyna-
misierung des Kinder- und Jugendplans verstindigt, was sich im Haushaltsplan jedoch nicht abbilde. Die bundes-
weiten Strukturen der Jugendarbeit diirften nicht geschwécht werden.

Die Antrége der Fraktion der AfD in diesem Kapitel zielten auf Streichung einer Reihe von Programmen, darunter
der Titel fiir die ,,MalBnahmen zur Stirkung von Vielfalt, Toleranz und Demokratie®, fiir den im Etat 200 Mio.
Euro angesetzt waren. Die Fraktion begriindete ihre Kiirzungsvorschldge im Wesentlichen mit dem Ziel einer
sparsamen Haushaltsfiihrung.

Mehr Mittel fiir die Freiwilligendienste beantragten in Kapitel 1703 — Stirkung der Zivilgesellschaft, Familien-,
Gleichstellungs- und Seniorenpolitik — erfolglos sowohl die Fraktion BUNDNIS 90/ DIE GRUNEN als auch die
Fraktion Die Linke.

Die Fraktion Die Linke macht sich dariiber hinaus dafiir stark, die Férderung von Modellprojekten zur Einrichtung
von Mehrgenerationenhdusern zu verstiarken und legte einen entsprechenden Antrag vor.

Beide Fraktionen beantragten eine Erhohung der Mittel fiir Gleichstellung sowie fiir Programme zum Schutz vor
Gewalt an Frauen, wahrend die Fraktion der AfD in beiden Bereichen Kiirzungen vorschlug. Das im Februar 2025
in Kraft getretenen Gewalthilfegesetzes sehe erst ab 2027 eine Mitfinanzierung des Bundes von Frauenhdusern
und Hilfesystemen vor. Um Triager und Aufgaben in diesem Bereich zu unter-stiitzen, beantragte die Fraktion Die
Linke, die veranschlagten Mitteln in mehreren Titeln anzuheben.

In die gleiche Richtung zielte ein Antrag der Fraktion BUNDNIS 90/DIE GRUNEN. Die Fraktion forderte, das
Bundesprogramm zur Férderung von Innovationen im Hilfesystem zur Unterstiitzung gewaltbetroffener Frauen
mit ihren Kindern fiir den Ubergang weiterzufiihren und hierfiir 57 Mio. Euro bereitzustellen.

Die Fraktion der AfD legte im Kapitel 1703 eine Reihe von Kiirzungsvorschldgen vor, im Einzelnen bei den Titeln
zur Stirkung des zivilgesellschaftlichen Engagements, bei Zuschiissen an Trager und fiir Aufgaben der Familien-
politik, an Triager und fiir Aufgaben der Gleichstellungspolitik sowie bei Zuschiissen an die Bundesstiftung
Gleichstellung und fiir tiberregionale MaBnahmen und Modelleinrichtungen.

Die Fraktion der AfD beantragte ein Bundesprogramm zur Bekdmpfung von Antisemitismus in Hohe von 15 Mio.
Euro. Die Mittel dafiir sollten gesperrt bleiben, bis das Ministerium dem Haushaltsausschuss ein Konzept vorge-
legt habe. Auch dieser Antrag erhielt keine Mehrheit.

In Kapitel 1710 — Sonstige Bewilligungen — beschéftigten sich drei Antrédge mit den Zuschiissen fiir die Beratung
und Betreuung von Fliichtlingen und Auswanderern. Wahrend die Fraktion der AfD die Zuschiisse ganz streichen
wollte und dies mit sparsamer Haushaltsfithrung begriindete, beantragte die Fraktion Die Linke eine Erhhung
der veranschlagten 7,1 Mio. Euro um 20 Mio. Euro auf 27,1 Mio. Euro. Zur Begriindung fiihrte sie an, dass
psychosoziale Beratung ein zentraler Bestandteil gelingender Integration sei. Auch die Fraktion BUNDNIS
90/DIE GRUNEN wollte eine Verstirkung des Titels erreichen, weil sich die Beratung und Betreuung von Fliicht-
lingen infolge des russischen Angriffskrieges gegen die Ukraine in erheblichem Malle intensiviert habe. Eine
Riicknahme der vorgesehenen Kiirzungen sei erforderlich.

Die Fraktion BUNDNIS 90/DIE GRUNEN beantragte im gleichen Kapitel, mehr Mittel fiir Betroffene von sexu-
eller Gewalt in Kindheit und Jugend im familidren Bereich bereitzustellen und die Mittel hierfiir um 32 Mio. Euro
auf gut 85 Mio. Euro aufzustocken. Dies sei nétig, weil Erstantrdge im Rahmen des Fonds Sexueller Missbrauch
nicht mehr bearbeitet wiirden und eine Ubergangsldsung bis zur Neuaufstellung des Ergiinzenden Hilfesystems
dringend benétigt wiirde.

Die Fraktion der AfD beantrage erfolglos, die Zuschiisse an zentrale Organisationen und fiir zentrale Maflnahmen
im Bereich der Wohlfahrtspflege um knapp 10 Mio. Euro auf null zu kiirzen.

In Kapitel 1711 — Zentral veranschlagte Verwaltungseinnahmen und -ausgaben — sowie in Kapitel 1712 — Bun-
desministerium — stellte die Fraktion der AfD eine Reihe von Antragen zur Kiirzung der Mittel. Durch den Wegfall
von Forderungen verminderte sich auch das Aufgabenspektrum des Ministeriums. Entsprechend konnten Kiir-
zungen beim Personal und den sédchlichen Verwaltungsmitteln auf rund 10% der Ausgaben erhdht werden. Au-
erdem beantragte die Fraktion, die Verpflichtungserméachtigungen fiir Mieten und Pachten bis 2046 zu streichen.
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Hier miissten andere Losungen gefunden werden, um den Handlungsspielraum des Haushaltsgesetzgebers nicht
einzuschranken.

In den Titeln des Bundesamtes fiir Familie und zivilgesellschaftliche Aufgaben (Kapitel 1713) beantragte die
Fraktion der AfD pauschale Kiirzung um 30 Prozent-Ziel sei auch hier eine sparsame Haushaltsfiihrung.

Die Antidiskriminierungsstelle des Bundes (Kapitel 1715) wollte die Fraktion der AfD ganz aufldsen und stellte
dazu entsprechende Antriage. Die Aufgaben sollten in den Geschéftsbereich des BMBFSFJ eingegliedert werden.

Die Fraktion BUNDNIS 90/DIE GRUNEN hielt es hingegen fiir notwendig, die MaBnahmen zur Verhinderung
und Bekd@mpfung von Diskriminierung zu verstirken und beantragte eine Erhdhung des entsprechenden Titels um
knapp eine halbe Mio. Euro auf gut 6,2 Mio. Euro. Beide Antrige setzten sich in der Abstimmung nicht durch.

In der Bereinigungssitzung brachten die Koalitionsfraktionen sowie die Fraktion BUNDNIS 90/ DIE GRUNEN
einige Anderungsantrige und MaBgabebeschliisse ein. Die von den Koalitionsfraktionen eingereichten Antriige
wurden durchweg angenommen. Von den Antrigen der Fraktion BUNDNIS 90/ DIE GRUNEN erreichte hinge-
gen keiner die erforderliche Mehrheit. die. Die Bereinigungsvorlage enthielt keine Anpassungen fiir diesen Ein-
zelplan.

Die Koalitionsfraktionen hoben hervor, dass in einigen Bereichen noch Verbesserungen im Etat erzielt worden
seien. So seien die Mittel fiir das Programm ,,Demokratie leben* und die Bundesfreiwilligendienste weiter ver-
stiarkt worden. Mit der beantragten Maf3gabe fiir den ,,Fonds sexueller Missbrauch* wolle man sicherstellen, dass
der Fonds bis zur Neuaufsetzung weitergefiihrt werde und ausreichend Mittel zur Verfiigung stiinden, damit es
fiir Betroffenen keine Versorgungsliicken gebe. Zugleich wurde die Bundesregierung mit einer zweiten Maf3gabe
dazu aufgefordert, ein Konzept fiir die die Neuaufsetzung vorzulegen. Ein Antrag der Fraktion BUNDNIS 90/DIE
GRUNEN, die Hilfen fiir Betroffene von sexueller Gewalt in Kindheit und Jugend im familiiren Bereich weiter
zu erhdhen, scheiterte allerdings.

Die Fraktion BUNDNIS 90/DIE GRUNEN sprach sich dafiir aus, die Verpflichtungsermichtigungen sowohl fiir
die Mittel fiir Frauenhduser als auch den Bundesfreiwilligendienst zu erhohen, um die dringend notige Planungs-
sicherheit fiir die kommenden Jahre zu erreichen. Auch damit setzte sie sich nicht durch.

Die Fraktion Die Linke begriiite, dass die Koalitionsfraktionen die Zuschiisse fiir die freie Jugendhilfe erhdhen
wolle, erklérte die Erhohung aber fiir zu niedrig. Wéhrend die Koalitionsfraktionen den Titel um eine Mio. Euro
auf knapp 245 Mio. Euro anheben wollte, beantrage die Fraktion BUNDNIS 90/ DIE GRUNEN erfolglos eine
Anhebung um knapp 61 Mio. Euro auf 305 Mio. Euro (Kapitel 1702). Auch dieser Antrag erzielte keine Mehrheit.

Einen Anstieg der Mittel fur die psychosoziale Beratung und Betreuung von Fliichtlingen sah ein Antrag der
Koalitionsfraktionen in Kapitel 1710 vor. Er passierte den Ausschuss, wéhrend ein Antrag der Fraktion BUND-
NIS 90/DIE GRUNEN zum gleichen Titel, der eine grofere Steigerung vorsah, die Mehrheit verfehlte.

Im Ergebnis der Bereinigungssitzung stieg der Etat um 1,7 Mio. Euro und blieb damit nahezu unverandert.
Die Beschliisse im Einzelnen sind der Ergéinzenden Beschlussempfehlung zu entnehmen.

Der Ausschuss stimmte dem so gednderten Regierungsentwurf des Einzelplans 17 mit den Stimmen der Fraktio-
nen der CDU/CSU und SPD gegen die Stimmen der Fraktionen AfD, BUNDNIS 90/DIE GRUNEN und
Die Linke in seiner Sitzung am 4. September 2025 zu.

Einzelplan 19 (Bundesverfassungsgericht)

Die Gesamtausgaben dieses Einzelplans beliefen sich im zweiten Regierungsentwurf auf 44,829 Mio. Euro und
erhohten sich damit um 3,515 Mio. Euro gegeniiber dem Vorjahr.

In dem Gespréch des Ausschusses mit dem Direktor beim Bundesverfassungsgericht (BVerfG) wurde ausgefiihrt,
dass es sich bei diesem Einzelplan um einen reinen Verwaltungshaushalt handele, aus dem im Wesentlichen Per-
sonalausgaben, séchliche Verwaltungsausgaben, die Zuweisungen an den Versorgungsfonds sowie die Erstattung
von Verwaltungsausgaben an die Lénder fiir die Wahrnehmung von Bundesbauaufgaben finanziert wiirden.
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Es wurde ausgefiihrt, dass in den néchsten Jahren die Weiterentwicklung der Informationstechnik fiir das BVerfG
die grofBte Herausforderung darstellen werde. Diese Entwicklung werde durch das Gesetz zur Einfithrung des
elektronischen Rechtsverkehrs mit dem BVerfG und die Einfiihrung der E-Akte Bund vorangetrieben. Im Rahmen
dessen gewinne auch die IT-Sicherheit immer mehr an Bedeutung.

Die Berichterstatter hatten dem Ausschuss keine Empfehlungen fiir vom zweiten Regierungsentwurf abweichende
Beschlussfassungen vorgelegt. In der Einzelplanberatung lagen dem Ausschuss keine Anderungsantrige vor.

In der Bereinigungssitzung nahm der Ausschuss lediglich eine redaktionelle Anpassung vor.

Der Etat schloss im Saldo unverdndert mit den im zweiten Regierungsentwurf veranschlagten Ausgaben von rund
44,829 Mio. Euro ab.

Die Beschliisse im Einzelnen sind der Ergéinzenden Beschlussempfehlung zu entnehmen.

Der Ausschuss stimmte dem so gednderten zweiten Regierungsentwurf des Einzelplans 19 in der Bereinigungs-
sitzung mit den Stimmen der Fraktionen CDU/CSU, AfD, SPD, BUNDNIS 90/DIE GRUNEN und Die Linke zu.

Einzelplan 20 (Bundesrechnungshof)

Fiir diesen Einzelplan sah der zweite Regierungsentwurf Gesamtausgaben von rund 195,970 Mio. Euro vor; sie
lagen um rund 4,160 Mio. Euro iiber denen des Vorjahres.

In der Aussprache mit dem Présidenten des Bundesrechnungshofs betonte dieser, dass die Personalausgaben so-
wie die kontinuierlich steigenden IT-Kosten den Schwerpunkt dieses Einzelplans bildeten. Der Ausschuss attes-
tierte dem Bundesrechnungshof, sich in den vergangenen Jahren fiir eine Kostenreduktion sowohl bei den Perso-
nal- als auch bei den Sachkosten eingesetzt und die Digitalisierung konsequent vorangetrieben zu haben. Dadurch
hétten AuBenstellen geschlossen und die Kosten fiir die Unterbringung gesenkt werden kdnnen.

Die Fraktion BUNDNIS 90/DIE GRUNEN betonte, dass Ressorts, die ihre Personalausgaben proaktiv reduzier-
ten, nicht zusétzlich durch die pauschale Personaleinsparung der Bundesregierung in die Pflicht genommen wer-
den sollten. Der Prisident erklérte, die noch verbliebenen AuBienstellen in Berlin und Potsdam seien aufgrund der
Parlaments- und Regierungsnéhe, aber auch mit Blick auf die Rekrutierung neuer Beschiftigter wichtig und soll-
ten daher aufrechterhalten werden.

Die Berichterstatter hatten dem Ausschuss keine Empfehlungen fiir vom zweiten Regierungsentwurf abweichende
Beschlussfassungen vorgelegt. In der Einzelplanberatung lagen dem Ausschuss keine Anderungsantrige vor.

In der Bereinigungssitzung nahm der Ausschuss lediglich eine redaktionelle Anpassung vor.

Der Etat schloss im Saldo unverdndert mit den im zweiten Regierungsentwurf veranschlagten Ausgaben von rund
195,970 Mio. Euro ab.

Die Beschliisse im Einzelnen sind der Ergdnzenden Beschlussempfehlung zu entnehmen.

Der Ausschuss stimmte dem so gednderten zweiten Regierungsentwurf des Einzelplans 20 in der Bereinigungs-
sitzung mit den Stimmen der Fraktionen CDU/CSU, AfD, SPD, BUNDNIS 90/DIE GRUNEN und Die Linke zu.

Einzelplan 21 (Die Bundesbeauftragte fiir den Datenschutz und die Informationsfreiheit)

Fiir das Haushaltsjahr 2025 waren im zweiten Regierungsentwurf fiir diesen Einzelplan Gesamtausgaben in Hohe
von rund 47,402 Mio. Euro vorgesehen. Sie lagen geringfiigig unter dem Soll des Vorjahres.

In dem Gespriach mit dem Leitenden Beamten der Beauftragten fiir den Datenschutz und die Informationsfreiheit
(BfDI) betonte dieser, dass es sich bei diesem Etat um einen reinen Verwaltungshaushalt handele, der von den
Personal- und Verwaltungsausgaben dominiert werde. Der Ausschuss konstatierte, dass immer noch zahlreiche
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Stellen unbesetzt seien und mit einer zeitnahen Besetzung nicht zu rechnen sei. Insbesondere die Fraktion der
AfD sah den weiteren Personalaufwuchs kritisch.

Die Berichterstatter hatten dem Ausschuss keine Empfehlungen fiir vom zweiten Regierungsentwurf abweichende
Beschlussfassungen vorgelegt. In der Einzelplanberatung lagen dem Ausschuss keine Anderungsantrige vor.

In der Bereinigungssitzung nahm der Ausschuss lediglich eine redaktionelle Anpassung vor.

Der Etat schloss im Saldo unverdndert mit den im zweiten Regierungsentwurf veranschlagten Ausgaben von rund
47,402 Mio. Euro ab.

Die Beschliisse im Einzelnen sind der Ergénzenden Beschlussempfehlung zu entnehmen.

Der Ausschuss stimmte dem so geénderten zweiten Regierungsentwurf des Einzelplans 21 in der Bereinigungs-
sitzung mit den Stimmen der Fraktionen SPD, BUNDNIS 90/DIE GRUNEN, FDP und Die Linke bei Stimment-
haltung der Fraktionen CDU/CSU und AfD zu.

Einzelplan 22 (Unabhingiger Kontrollrat)

In Folge eines Urteils des Bundesverfassungsgerichts (BVerfG) vom 19. Mai 2020 zur Ausland-Ausland-Fern-
meldeaufkldrung wurde mit der Novelle des Gesetzes iiber den Bundesnachrichtendienst (BND) im April 2021
der Unabhéngige Kontrollrat (UKR) geschaffen.

Fiir das Jahr 2025 sah der Sollansatz des Einzelplans Ausgaben in Héhe von 11,65 Mio. Euro vor, was einer
Steigerung gegeniiber dem Vorjahr um 0,65 Mio. Euro entsprach.

Die Berichterstatter hatten dem Ausschuss keine Empfehlungen fiir vom Regierungsentwurf abweichende Be-
schlussfassungen vorgelegt.

Die Parlamentarier aller Fraktionen und der Prédsident des Unabhédngigen Kontrollrates machten erneut Fragen
zum Standort sowie zum Personalaufwuchs schwerpunktméBig zum Inhalt ihrer Diskussion.

Der Prisident verwies darauf, dass sich der Unabhingige Kontrollrat noch immer im Aufbau befinde, was die
Fraktionen einvernehmlich zugestanden. Des Weiteren betonte der Président, dass sich der Aufbau des Unabhén-
gigen Kontrollrates und die Etablierung der Rechtskontrolle iiber technische Aufklarung von Ausldndern im Aus-
land durch den Bundesnachrichtendienst mit den vorgesehenen Mitteln gut fortsetzen lasse.

Es wurden keine Anderungsantriige gestellt. Mit der Bereinigungsvorlage passte der Ausschuss lediglich einen
Deckungsvermerk an.

Der Etat schloss im Saldo unveridndert mit den im zweiten Regierungsentwurf veranschlagten Ausgaben in Hohe
von rund 11,65 Mio. Euro ab.

Die Beschliisse im Einzelnen sind der Ergéinzenden Beschlussempfehlung zu entnehmen.

Der Ausschuss stimmte dem so geénderten Regierungsentwurf des Einzelplans 22 mit den Stimmen aller im Aus-
schuss vertretenen der Fraktionen zu.

Einzelplan 23 (Geschiftsbereich des Bundesministeriums fiir wirtschaftliche Zusammenarbeit und Ent-
wicklung)

Nach dem zweiten Regierungsentwurf 2025 wurden im Einzelplan 23 Gesamtausgaben in Héhe von 10,276 Mrd.
Euro veranschlagt und damit 941,18 Mio. Euro weniger als im Vorjahr. Den deutlichen Ausgabenschwerpunkt
stellt die bilaterale staatliche Entwicklungszusammenarbeit dar.
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In der Aussprache mit Bundesministerin Alabali Radovan wurden die Kiirzungen im Etat thematisiert, die ange-
sichts der geopolitischen Lage mehrheitlich als sehr schmerzlich empfunden wiirden. Die Berichterstatter der
Koalitionsfraktionen als auch die Ministerin rdumten ein, die Entwicklung des Etats sei angesichts der angespann-
ten Haushaltslage und der Vereinbarung im Koalitionsvertrag, die ODA-Quote angemessen abzusenken, leider
unvermeidbar. Die Bundesministerin betonte, bei Kiirzungen von insgesamt rund eine Mrd. Euro im Einzelplan
gegeniiber dem Vorjahr konne kein Bereich ausgenommen werden, allerdings seien Einsparungen nur dort mog-
lich, wo ungebundene Mittel zur Verfiigung stiinden. Dadurch sei der Titel ,,Krisenbewéltigung und Wiederauf-
bau, Infrastruktur* leider in besonderem Mafle betroffen, auch wenn gegeniiber dem ersten Regierungsentwurf
immerhin eine Aufstockung um 80 Mio. Euro erreicht werden konnte. Im Falle akuter Krisen werde sie sich fiir
eine Nachsteuerung in Form von iiberplanméBigen Ausgaben einsetzen. Damit Deutschland ein verldsslicher Part-
ner in der Welt bleibe, stelle sie die deutsche Entwicklungs-politik neu und effizient auf, diese Neufokussierung
werde jedoch erst in dem Haushalt fiir das Jahr 2026 abgebildet sein.

Die Berichterstatter waren sich weitgehen einig, dass die deutsche Wirtschaft von der Entwicklungszusammenar-
beit profitieren miisse. Zu den Fragen, wie das BMZ eine zweckgerichtete Verwendung von Mitteln sicherstelle,
hob die Ministerin mit Verweis auf Deutsche Evaluierungsinstitut der Entwicklungszusammenarbeit (DEval) her-
vor, die deutsche Entwicklungszusammenarbeit sei der am meisten evaluierte Politikbereich.

Die Fraktion der AfD zweifelte grundsitzlich die Effizienz sowie Evaluation des Mitteleinsatzes an. Das BMZ
solle abgewickelt und in anderen Ressorts abgebildet werden. Eine Ausnahme stelle das Welterndhrungsproramm
dar, welches deutlich aufgestockt werden solle. Zudem kritisierte die Fraktion das Instrument der Schuldenum-
wandlung.

Die Fraktionen BUNDNIS 90/DIE GRUNEN und Die Linke beanstandeten die Priorititensetzung der Bundesre-
gierung und verwiesen auf die verheerende AuBBenwirkung. Die Rolle Deutschlands sei vor dem Hintergrund des
Ausstiegs der USA aus der Finanzierung der internationalen Entwicklungszusammenarbeit besonders wichtig.
Die Fraktion Die Linke verwies auf die groBe Diskrepanz zwischen den AuBerungen der Ministerin und dem
konkreten Handeln. Die Faktion BUNDNIS 90/DIE GRUNEN plidierte dafiir, die Spielriume der Schulden-
bremse fiir das BMZ zu nutzen, und legte einen MaB3gabebeschluss zur Umsetzung der Bereichsausnahmen im
Einzelplan 23 vor.

Weitere Themen in der Einzelplanberatung waren der Bewerbungsprozess Deutschlands fiir einen Sitz im UN-
Sicherheitsrat 2027/2028, die Impfallianz Gavi, die Wiederauffiillung des Weltbank-Fonds IDA oder der Equality
Fund.

In der Bereinigungssitzung mit Bundesministerin Reem Alabali Radovan standen die Anderungsantriige der Ko-
alition im Mittelpunkt. Die Koalitionsfraktionen betonten, mit den Anderungsantriigen konnten einige Kiirzungen
— beispielsweise beim Welterndhrungsprogramm, bei der Polio-Bekdmpfung oder der wirtschaftlichen Zusam-
menarbeit der Kirchen, Stiftungen und privaten Triger — abgemildert werden. Die Ministerin hob insbesondere
die Mittelaufstockung fiir das Welterniihrungsprogramm hervor. Die Fraktionen BUNDNIS 90/DIE GRUNEN
und Die Linken stimmten diesen Deckbléttern zwar zu, hielten die kleinteiligen Erhéhungen jedoch fiir vollig
unzureichend. Zudem sei mit der Streichung von zahlreichen Verpflichtungsermichtigungen auf Grundlage der
Bereinigungsvorlage eine kontraproduktive Entwicklung in den nichsten Jahren ersichtlich. Die Fraktion BUND-
NIS 90/DIE GRUNEN stellte ihre Antréige zur internationalen Klimafinanzierung, im Bereich der Verteilungs-
und Chancengerechtigkeit sowie zur Stirkung der Zivilgesellschaft vor, die sie mit der Reduzierung von klima-
und umweltschddlichen Subventionen sowie der Starkung der Einnahmeseite — beim Steuerrecht und auch bei
den Riickerstattungen von Cum-Cum-Geschéiften — gegenfinanzieren wolle. Die Fraktion der AfD wiederholte
ihre kritischen Positionen aus der Einzelplanberatung und verwies auf ihren Schwerpunkt auf Hilfe zur Selbst-
hilfe. Die bisherige Entwicklungspolitik sei angesichts der kritischen Haushaltslage nicht mehr finanzierbar.

Die Berichterstatter hatten dem Ausschuss keine Empfehlungen fiir vom Regierungsentwurf abweichende Be-
schlussfassungen vorgelegt.

In die Einzelplanberatung brachte die Fraktion der AfD bzgl. der geforderten Auflésung des BMZ und Ubertra-
gung einzelner Titel in die Einzelpline 05 (AA) und 09 (BMWE) 89 Anderungsantriige ein, die in einer Sammel-
abstimmung gegen die Stimmen der antragstellenden Fraktion abgelehnt wurden. Die Fraktion BUND-
NIS 90/DIE GRUNEN brachte insgesamt sechs Anderungsantriige sowie vier MaBgabebeschliisse zur Umsetzung
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der Bereichsausnahmen im Einzelplan 23 sowie zur Fortfiihrung verschiedener Berichtspflichten ein. Die Fraktion
Die Linke legte zwolf Anderungsantriage vor.

In der Bereinigungssitzung brachten die Koalitionsfraktionen sowie die Fraktion BUNDNIS 90/DIE GRUNEN
jeweils neun Anderungsantriige ein. Die Fraktion BUNDNIS 90/DIE GRUNEN legte zudem noch einen MafBgab-
ebeschluss vor. Die Fraktionen der AfD und Die Linke verzichteten in der Bereinigungssitzung auf die Vorlage
von Deckblattern.

Alle Oppositionsantrige fanden im Ausschuss keine Mehrheit, wihrend die Antrdge der Koalitionsfraktionen
mehrheitlich angenommen wurden.

Im Kapitel 2301 — Bilaterale staatliche Entwicklungszusammenarbeit — beantrage die Fraktion BUND-
NIS 90/DIE GRUNEN, den Ansatz zur Forderung von Me-dien, Zugang zu Information und Meinungsfreiheit in
Kooperationsldndern (Titel 687 05) von 30 auf 45 Mio. Euro zu erhéhen. In demselben Kapitel sahen die Frakti-
onen BUNDNIS 90/DIE GRUNEN und Die Linke Aufstockungen in Hohe von 1 Mrd. Euro bzw. 478 Mio. Euro
beim Titel 687 06 (Krisenbewiltigung und Wiederautbau, Infrastruktur) vor. In der Bereinigungssitzung forderte
die Fraktion BUNDNIS 90/DIE GRUNEN erneut, diese Mittel um 1 Mrd. Euro aufzustocken. Letztlich wurde
der Ansatz fiir den Titel auf Basis der Bereinigungs-vorlage sowie durch ein Deckblatt der Koalitionsfraktionen
um insgesamt 11,35 Mio. Euro erhéht. Die Fraktion BUNDNIS 90/DIE GRUNEN forderte, die Mittel fiir die
Finanzielle Zusammenarbeit mit Regionen (Titel 896 01) um 250 Mio. Euro aufzustocken. Die Ausgaben fiir die
Bilaterale Technische Zusammenarbeit (Titel 896 03) wurden auf Antrag der Koalitionsfraktionen um 31 Mio.
Euro auf 1,84 Mrd. Euro sowie die Zuschiisse fiir die Bilaterale Finanzielle Zusammenarbeit (Titel 896 11) um
29 Mio. Euro auf 1,68 Mrd. Euro gekiirzt.

Im Kapitel 2302 — Zivilgesellschaftliches, kommunales und wirtschaftliches Engagement — wurden auf Antrag
der Koalitionsfraktionen 8 Mio. Euro mehr zur Stirkung der Arbeit der Entwicklungspartnerschaften mit der
Wirtschaft (Titel 687 01) sowie 30,82 Mio. Euro mehr zur Férderung entwicklungswichtiger Vorhaben der poli-
tischen Stiftungen (Titel 687 04) zur Verfiigung gestellt, wihrend die Fraktionen BUNDNIS 90/ DIE GRUNEN
und Die Linke beim Titel 687 04 Erhéhungen um 30 Mio. bzw. 50 Mio. Euro forderten. Weitere 10 Mio. Euro
erhalten auf Antrag der Koalitionsfraktionen die Kirchen zur Forderung ihrer entwicklungswichtigen Vorhaben
(Titel 896 04), die Fraktionen BUNDNIS 90/DIE GRUNEN und Die Linke beantragten ein Plus von 50 Mio.
bzw. 5 Mio. Euro. Die Fraktionen BUNDNIS 90/DIE GRUNEN und Die Linke sahen zudem fiir die entwick-
lungspolitische Bildungsarbeit (Titel 684 71) eine Mittelaufstockung von 5 Mio. bzw. 16 Mio. Euro vor. Der
Ansatz in Hohe von 200 Mio. Euro fiir die Férderung privater deutscher Trager (Titel 687 74) sollte nach Ansicht
der Fraktionen BUNDNIS 90/DIE GRUNEN sowie Die Linke auf 227 Mio. bzw. 235 Mio. Euro aufgestockt wer-
den, letztlich wurden die Mittel auf Antrag der Koalition auf 210 Mio. Euro erhoht.

Die im Kapitel 2303 — Europidische Entwicklungszusammenarbeit, Beitrdge an die Vereinten Nationen sowie
andere internationale Einrichtungen — veranschlagten Beitrdge an die Vereinten Nationen, ihre Sonderorganisati-
onen sowie andere internationale Einrichtungen und internationale Nichtregierungsorganisationen (Titel 687 01)
sollten auf Antrag der Fraktion BUNDNIS 90/DIE GRUNEN um 132,5 Mio. Euro bzw. auf Antrag der Fraktion
Die Linke um 116 Mio. Euro er-hoht werden. Auf Basis der Bereinigungsvorlage wurde der Regierungsansatz
zunéchst um eine Mio. Euro gekiirzt, die Koalitionsfraktionen beantragten letztlich erfolgreich in dem Titel eine
Mittelaufstockung um 10 Mio. Euro fiir den Beitrag an die Global Polio Eradication Initiative (GPEI). Fiir die
Beteiligung am Welterndhrungsprogramm (Titel 687 02) sah der Regierungsentwurf einen Ansatz von 28 Mio.
vor. Wihrend die Fraktionen Die Linke und BUNDNIS 90/DIE GRUNEN den Ansatz auf 300 Mio. bzw. 128
Mio. Euro erhdhen wollten, schlug die Fraktion der AfD eine Ubertragung des Titels in den Einzelplan 05 sowie
eine Verstirkung auf 100 Mio. Euro vor. Auf Antrag der Koalition wurde der Ansatz schlieSlich um 22 Mio. Euro
auf 50 Mio. Euro aufgestockt. Die Fraktionen BUNDNIS 90/DIE GRUNEN und Die Linke forderten zudem, den
Beitrag an den Globalen Fonds zur Bekdmpfung von AIDS, Tuberkulose und Malaria (Titel 896 07) zu erhdhen
(+ 45 Mio. Euro bzw. + 245 Mio. Euro). Zur internationalen Klimafinanzierung beantragte die Fraktion BUND-
NIS 90/DIE GRUNEN sowohl in der Einzelplanberatung als auch in der Bereinigungssitzung eine Mittelerhd-
hung beim Titel 896 09 (Entwicklungswichtige multilaterale Hilfen zum weltweiten Umweltschutz, zur Erhaltung
der Biodiversitdt und zum Klima-schutz) um 250 Mio. Euro.

Die Fraktion Die Linke beantrage im Kapitel 2304 — Beitrdge an multilaterale Entwicklungsbanken —, die Zah-
lungen an Einrichtungen der Weltbankgruppe um 25 Mio. Euro zu erhdhen (Titel 687 01).
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Im Kapitel 2310 — Sonstige Bewilligungen — brachte die Fraktion BUNDNIS 90/DIE GRUNEN jeweils einen
Anderungsantrag bei dem Titel 896 31 (Sonder-initiative Transformation der Agrar- und Erniihrungssysteme,
+ 100 Mio. Euro) sowie bei dem Titel 896 32 (Sonderinitiative Gefliichtete und Aufnahmelédnder,
+ 50 Mio. Euro) ein.

Die Fraktion BUNDNIS 90/DIE GRUNEN legte zudem einen MaBgabebeschluss zum Bundesaufnahmepro-
gramm Afghanistan vor.

Mit der Bereinigungsvorlage nahm der Ausschuss dariiber hinaus kapiteliibergreifend einige bedarfsgerechte An-
passungen der Verpflichtungserméachtigung vor.

Im Ergebnis der Bereinigungssitzung wurde der Etatansatz um rund 30,932 Mio. Euro aufgestockt und betrug
somit rund 10,307 Mrd. Euro.

Die Beschliisse im Einzelnen sind der Ergdnzenden Beschlussempfehlung zu entnehmen.

Der Ausschuss stimmte dem so gednderten Regierungsentwurf des Einzelplans 23 mit den Stimmen der Fraktio-
nen der CDU/CSU und SPD gegen die Stimmen der Fraktionen AfD, BUNDNIS 90/DIE GRUNEN und
Die Linke zu.

Einzelplan 24 (Geschiiftsbereich des Bundesministeriums fiir Digitales und Staatsmodernisierung)

Mit Organisationserlass des Bundeskanzlers vom 6. Mai 2025 wurde ein Bundesministerium fiir Digitales und
Staatsmodernisierung (BMDS) gebildet. Dem neuen Bundesministerium wurden Zustindigkeiten aus dem Bun-
deskanzleramt sowie den Geschiftsbereichen des Bundesministeriums des Innern, des Bundesministeriums fiir
Verkehr, des Bundesministeriums fiir Wirtschaft und Energie, des Bundesministeriums der Finanzen und des
Bundesministeriums der Justiz und fiir Verbraucherschutz libertragen.

Zum Inkrafttreten des Haushalts 2026 wird das BMDS iiber einen eigenen vollstidndigen Einzelplan 24 verfiigen.
Im Haushalt 2025 sind die Haushaltsmittel, die gemaB den zwischen dem BMDS und den abgebenden Ressorts
geschlossenen Verwaltungsvereinbarungen an das BMDS iibergehen, zunéchst weiterhin in den Einzelplanen der
abgebenden Ressorts veranschlagt.

Der Bundesminister fiir Digitales und Staatsmodernisierung berichtete in dem Gesprach mit dem Ausschuss in
der Bereinigungssitzung iiber die Aufgaben und Herausforderungen des neuen Ressorts. Die Verwaltungsverein-
barungen mit denjenigen Ressorts, die Zustindigkeiten an das BMDS abgeben sollten, wiirden zeitnah geschlos-
sen. Rechtlich herausfordernd sei die Herauslosung des Informationstechnikzentrum Bund (ITZBund) aus der
Zustiandigkeit des Bundesministeriums der Finanzen. Insgesamt sei es das erklérte Ziel, Doppelstrukturen zu ver-
meiden und die Digitalisierung und Modernisierung der Verwaltung voranzubringen. Eine besondere Herausfor-
derung werde kiinftig die Rekrutierung von IT-Experten sei.

Thematisiert wurden des Weiteren die umstrittenen Themen einer Digitalabgabe auf grofe Internetkonzerne sowie
die Digitale Souverénitit und der Einsatz von kiinstlicher Intelligenz durch Sicherheitsbehorden.

Der zweite Regierungsentwurf hatte noch keine Veranschlagungen fiir das neue Ressort vorgesehen. Dementspre-
chend hatten die Berichterstatter dem Ausschuss keine Empfehlungen fiir vom zweiten Regierungsentwurf ab-
weichende Beschlussfassungen vorgelegt.

Mit der Bereinigungsvorlage wurde mit den Kapiteln 2411 (Zentral veranschlagte Verwaltungseinnahmen und -
ausgaben) und 2412 (Bundesministerium) der erste Teil des neuen Einzelplans in den Haushalt 2025 eingestellt.

Das Sondervermdgen ,,Infrastruktur und Klimaneutralitit™ stellt zusétzlich zu den Ausgaben im Einzelplan 24
Mittel fiir Investitionen in die Digitalisierung der Verwaltung und die digitale Infrastruktur zur Verfiigung.

Fiir den neu in den Bundeshaushalt eingestellten Etat wurden in der Bereinigungssitzung Ausgaben von rund
11,191 Mio. Euro ausgebracht.
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Die Beschliisse im Einzelnen sind der Ergénzenden Beschlussempfehlung zu entnehmen.

Der Ausschuss stimmte dem neu in den Haushalt eingestellten Einzelplans 24 in der Bereinigungssitzung mit den
Stimmen der Fraktionen der CDU/CSU und SPD gegen die Stimmen der Fraktionen AfD, BUND-
NIS 90/DIE GRUNEN und Die Linke zu.

Einzelplan 25 (Geschiiftsbereich des Bundesministeriums fiir Wohnen, Stadtentwicklung und Bauwesen)

Nach dem zweiten Regierungsentwurf 2025 wurden im Einzelplan 25 Gesamtausgaben in Hohe von 7,37 Mrd.
Euro veranschlagt. Das sind knapp 642 Mio. Euro mehr als im Jahr 2024. Aufgabenschwerpunkte sind wie im
Vorjahr die Bereiche Bau- und Wohnungswesen (Kapitel 2501) mit 5,7 Mrd. Euro sowie Stadtentwicklung und
Raumordnung (Kapitel 2502) mit 1,3 Mrd. Euro. GroBter Einzelposten ist das Wohngeld, fiir das 2,36 Mrd. Euro
und damit 33,2 % des Gesamtetats veranschlagt wurden. Fiir den sozialen Wohnungsbau ist im Jahr 2025 eine
Fordersumme von 3,5 Mrd. Euro eingeplant, wovon 2,03 Mrd. Euro im Jahr 2025 ausgabenwirksam werden sol-
len.

In der Aussprache mit Bundesministerin Hubertz ging es schwerpunktméfig um die Themen sozialer Wohnungs-
bau, Wohngeld sowie neue Wohngemeinniitzigkeit. Auch die erneut hohen Ausgabereste im Etat des Bundes-
bauministeriums kamen zur Sprache, dariiber hinaus der altersgerechte Umbau von Wohnungen.

Die Koalitionsfraktionen betonten, dass einige Investitionen des Ministeriums in das Sondervermogen Investiti-
onen und Klimaschutz {ibergegangen seien, nun miisse darauf geachtet werden, dass das Bauministerium dennoch
ein Ministerium der Investitionen bleibe. Aus diesem Haushalt sollten so viele Wohnungen wie moglich heraus-
kommen. Man miisse also vor allem ins Bauen kommen. Wichtig sei ein Mix aus privatem und 6ffentlichem
Wohnungsbau. Genossenschaften und Wohngemeinniitzigkeit seien neben dem sozialen Wohnungsbau wichtige
Themen.

Alles, was keine Wohnungen bringe, miisse gestrafft werden. Das betreffe auch die vielen Forderprogramme der
KfW, die gebiindelt werden sollten, um die Antragstellung zu erleichtern. Beim sozialen Wohnungsbau miisse
auf einen guten Mittelabfluss auch noch fiir das Jahr 2025 geachtet werden. Richtig sei, dass auch beim jungen
Wohnen einen Schwerpunkt gesetzt worden sei. Wohnraum sei nicht nur fiir Studierende wichtig, sondern auch
fiir Auszubildende.

Die Fraktion der AfD erkldrte, der Haushalt sei aus ihrer Sicht trotz der Neuverschuldung und der geplanten
Investitionen im Schwerpunkt eher konsumtiv und nicht investiv ausgestaltet. Man miisse schauen, wie die spar-
same Haushaltsfithrung und Konsolidierung, die im Koalitionsvertrag stehe, nun umgesetzt werden solle. Die
Anderungsantriige der AfD zielten folglich im Wesentlichen auf Sparsamkeit und Konsolidierung. Bei den Per-
sonalkosten sehe man Einsparpotenzial, und auch bei den Sachkosten gebe es die Chance auf Konsolidierung.
Weniger Geld solle in Pilotprojekte, Modellvorhaben, Drittmittelforschung, Beratung oder Vernetzungstreffen
flieBen. (Kapitel 2501 und 2502).

Die Fraktion BUNDNIS 90/DIE GRUNEN regte an, neben dem geplanten Fokus auf den Neubau der Ertiichti-
gung des Bestandes mehr Gewicht zu geben. Das komme zu kurz, ebenso der altersgerechte Umbau. Beides sei
auch insbesondere im Hinblick auf Nachhaltigkeit wichtig. Die Fraktion begrii3e ausdriicklich, dass die Ministerin
die Wichtigkeit bezahlbaren Wohnraums und lebenswerter Stiddte und Nachbarschaften sowie Nachhaltigkeit an-
erkenne. Dennoch wolle die Fraktion auf die Ausgabenreste in Hohe von 3,2 Mrd. Euro und damit 43 Prozent des
Plafonds fiir 2025 verweisen. Es sei dringend eine Strategie zur Reduzierung erforderlich. Des Weiteren hob die
Fraktion die Bedeutung der neuen Wohngemeinniitzigkeit her-vor. Hierfiir wiirde ein Zuschussprogramm fiir In-
vestitionen bendtigt, das schon 2025 beginnen solle.

Die Fraktion Die Linke sprach sich dafiir aus, die Mittel fiir den sozialen Wohnungsbau erheblich zu verstérken.
Die Fraktion plddierte auch dafiir, das Programm ,,Altersgerecht Umbauen‘ weiter zu bezuschussen und die vor-
gesehenen Kiirzungen zuriickzunehmen. Das Programm ermdgliche dlteren Menschen, langer in ihrer gewohnten
Umgebung zu bleiben und triige damit auch dazu bei, die stationére Pflege zu entlasten. Kiirzungen stiinden dar-
iiber hinaus im Widerspruch zum Koalitionsvertrag.
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Die Bundesministerin betonte, dass es auch aus ihrer Sicht das Wichtigste sei, Wohnraum zu schaffen und dass
der Haushalt ihres Ressorts deshalb vor allem ein investiver Haushalt sei. Das Geld miisse schnell und zielgerich-
tet flieBen. Sie hob die Bedeutung des genossenschaftlichen Wohnens hervor. Beim Wohngeld habe sich der
Bezieherkreis aufgrund der Reform mit dem Wohngeld-Plus in den vergangenen Jahren verdreifacht. Das Wohn-
geld komme nun mehr Menschen zugute. Das Ministerium plane eine Reform zur Vereinfachung der Antragstel-
lung. Dazu wolle man sich mit der Sozialstaatskommission abstimmen, die kiirzlich von Bundessozialministerin
Birbel Bas eingesetzt wurde. Der soziale Wohnungsbau sei mit Rekordmitteln in Hohe von 23,5 Mrd. Euro iiber
die néchsten vier Jahre versehen. Es sei allerdings nicht moglich, 2025 noch zusétzlich Mittel flieBen zu lassen.
Mit Bezug auf die Vielzahl der Férderprogramme bei der KfW legte die Ministerin dar, es solle nach dem Koali-
tionsvertrag zukiinftig nur noch zwei Férderprogramme geben, eines fiir den Neubau, eines fiir Sanierung. Aus-
gabereste seien flir ihr Ministerium in der Tat ein groB3es Thema. Sie entstiinden vor allem dadurch, dass Baupro-
jekte oftmals mehrere Jahre dauerten. Die vergangenen Jahre seien Jahre der Pandemie und der Krisen gewesen,
in denen viele Vorhaben ins Stocken geraten seien. Man wolle dem mit einer Strategie mit vielen kleinen Schritten
begegnen. Die neue Wohngemeinniitzigkeit sei ebenfalls im Koalitionsvertrag verankert. Es sei ihr ein wichtiges
Anliegen, sie mit Investitionszuschiissen auf den Weg zu bringen.

Die Berichterstatter dieses Einzelplans hatten dem Ausschuss zur Einzelplanberatung keine Anderung zur Be-
schlussfassung vorgelegt.

Die von der Opposition eingebrachten Antrége fanden in den Abstimmungen durchweg keine Mehrheit. Da die
Koalitionsfraktionen in der Einzelplanberatung auf Anderungsantrige verzichtet hatten, blieb der Einzelplan un-
verdndert.

In Kapitel 2501 — Bau- und Wohnungswesen beantragte die Fraktion der AfD erfolglos, die Forderung des Er-
werbs von Genossenschaftsanteilen fiir selbstgenutzten Wohnraum zusétzlich um 5 Mio. Euro auf knapp 12,2
Mio. Euro zu verstérken.

Die Mittel fiir das ,,Bundesforschungszentrum fiir klimaneutrales und ressourceneffizientes Bauen* in Héhe von
12,5 Mio. Euro wollte sie hingegen ebenso streichen wie die Mittel fiir ,,BaumaBinahmen fiir das Zukunftszentrum
fiir Deutsche Einheit und Européische Transformation® in Hoéhe von 3,6 Mio. Sie begriindete dies mit weiterem
Personalzuwachs in der Bundesverwaltung. Beide Antrige wurden abgelehnt.

Die Fraktion die Linke beantragte, ein 6ffentliches Wohnungsbauprogramm im Umfang von rund 20 Mrd. Euro
mit einer Laufzeit von mindestes zehn Jahren fiir den dringend nétigen bezahlbaren Wohnraum auf-zulegen. Da-
fiir solle der entsprechende Titel um knapp 18 Mio. Euro erhoht werden. Der soziale Wohnungsbau solle in eine
neue Wohngemeinniitzigkeitsforderung integriert werden.

Auf die neue Wohngemeinniitzigkeit zielte auch ein Antrag der Fraktion BUNDNIS 90/DIE GRUNEN. Danach
soll ein Forderprogramm mit Investitionszuschiissen fiir in Hohe von 100 Mio. Euro aufgelegt werden, das wohn-
gemeinniitzige Unternehmen bei Neubau, Modernisierung und Bestandserwerb unterstiitzen soll. Beide Antrége
zu diesem Bereich fanden keine Mehrheit.

Die drei Oppositionsparteien schlugen jeweils vor, die Zuschiisse fiir das Programm ,,Altersgerecht Umbauen‘ zu
erhohen, ebenfalls ohne Erfolg.

Die Fraktion Die Linke legte einen Antrag vor, nach dem die Zuschiisse fiir iiberregionale Einrichtungen des
Miittergenesungswerkes deutlich um gut 64 Mio. Euro auf 67,5 Mio. Euro erhoht werden sollten. Das sei dringend
erforderlich, um die Zahl der Kurplédtze auszubauen und ndtige Sanierungen in den Kliniken des Miittergene-
sungswerkes zu ermoglichen.

Die Fraktion der AfD beantragte in Kapitel 2502 — Stadtentwicklung und Raumordnung — eine Reihe von Redu-
zierungen, die sie mit Sparsamkeit und Restmitteln aus dem Jahr 2024 begriindete. Mittel aus dem Titel fiir die
Anpassung urbaner und ldndlicher Rdume in Hohe von 50 Mio. Euro wollte die Fraktion aus Sondervermogen in
den Kernhaushalt {iberfiihren.

In Kapitel 2503 — Hochbau- und Férderungsmafinahmen in Berlin und Bonn — beantragte die Fraktion der AfD,
bei weiteren Planungen flir BaumaBnahmen des Deutschen Bundestages fiir die Abgeordneten drei statt vier Bii-
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rordume vorzusehen und dariiber hinaus Baukosten sollten gemif den Prinzipien von Wirtschaftlichkeit und Spar-
samkeit weiter zu reduzieren.

In Kapitel 2511 — Zentral veranschlagte Verwaltungseinnahmen und -ausgaben — beantragte die AfD eine globale
Minderausgabe fiir das Ressort in Hohe von 500 Millionen Euro statt der im Entwurf vorgesehenen 15,3 Mio.
Euro, die sie mit den hohen Ausgaberesten und dem Ziel der Sparsamkeit begriindete. Alle Antridge der AfD
blieben ohne Mehrheit.

In der Bereinigungssitzung brachten neben der Fraktion BUNDNIS 90/DIE GRUNEN und der Fraktion der AfD
auch die Koalitionsfraktionen einige Anderungsantriige und sowie einen MafBgabebeschluss ein. Die von den Ko-
alitionsfraktionen eingereichten Antrdge wurden vollumfinglich angenommen. Dagegen fand kein Antrag der
Opposition die erforderliche Mehrheit.

Einige weitere Anderungen ergaben sich auf der Basis der Bereinigungsvorlage. Diese machte sich der Ausschuss
ohne Ausnahme zu Eigen.

In Kapitel 2501 beantragten die Koalitionsfraktionen im Rahmen der Initiative Immobiliendialog zusétzliche Mit-
tel in Hohe von 100.000 Euro fiir die ,,Kompetenzvermittlung fiir Auszubildenden-Wohnen*.

Die Koalitionsfraktionen erhdhten mit einem Antrag die Zuschiisse fiir iiberregionale Einrichtungen des Miitter-
genesungswerkes um 2 Mio. Euro auf insgesamt 5,3 Mio. Euro und griffen damit ein Anliegen auf, dass in den
Diskussionen iiber den Einzelplan von mehreren Seiten benannt wurde.

Bei Modellvorhaben fiir Innovationen im Gebédudebereich und bei der Forderung zur energetischen Ertlichtigung
von Kleingérten und deren Infrastruktur beantragten die Koalitionsfraktionen erfolgreich eine Absenkung der
Mittel von 10 Mio. Euro auf 8 Mio. Euro bzw. von 2,5 Mio. Euro auf null.

Die Fraktion BUNDNIS 90/DIE GRUNEN setzten sich mit einem Antrag vergeblich fiir die Erhéhung des An-
satzes fiir die Sozialen Wohnungsbau um 200 Mio. Euro auf knapp 2,3 Mrd. Euro ein. Auch ihr Antrag, die
Zuschiisse fiir Investitionen im Rahmen des Programms ,,Altersgerecht Umbauen® erreichte nicht die erforderli-
che Mehrheit. Auch mit dem Vorschlag, einen neuen Haushaltstitel in Héhe von 100 Mio. Euro fiir ein ,,Forder-
programm Investitionszuschiisse Neue Wohngemeinniitzigkeit” aufzunehmen, konnte sich die Fraktion nicht
durchsetzen.

Die Fraktion der AfD scheiterte mit ihrem Anliegen, die Mittel fiir ,,Wohneigentumsférderung fiir Familien®
(WEF) in Hohe von knapp 37 Mio. Euro aus dem ,,Sondervermdgen Infrastruktur und Klimaneutralitit™ in den
Einzelplan zu {ibertragen.

Keine Mehrheit erlangte auch der Antrag der Fraktion der AfD, Mittel fiir die Sanierung kommunaler Einrichtun-
gen in den Bereichen Sport, Jugend und Kultur aus dem Sondervermdgen Klima und Energie in den Haushalt zu
iibertragen, um die Mittel dort um 229 Mio. Euro auf 469 Mio. Euro zu erhéhen.

Die Fraktion Die Linke verzichtete auf Antrage, kiindigte aber fiir die kommende Runde der Haushaltsberatungen
Initiativen fiir eine Verstirkung der Mietpreisbremse an.

Auf Antrag der Koalitionsfraktionen fasste der Ausschuss einen Mafgabebeschluss, wonach die Forderpro-
gramme der KfW-Bankengruppe zu den zwei zentralen Programmen ,,Neubau“ und ,,Modernisierung zusam-
mengefasst werden sollen. Die Bundesregierung wurde dazu aufgefordert, dem Ausschuss ein zwischen den be-
teiligten Ministerien abgestimmtes Konzept dafiir vorzulegen.

Die Hohe des Etats blieb im Ergebnis der Bereinigungssitzung unverandert.
Die Beschliisse im Einzelnen sind der Ergdnzenden Beschlussempfehlung zu entnehmen.

Der Ausschuss stimmte dem so gednderten Regierungsentwurf des Einzelplans 25 mit den Stimmen der Fraktio-
nen der CDU/CSU und SPD gegen die Stimmen der Fraktionen AfD, BUNDNIS 90/DIE GRUNEN und
Die Linke in seiner Sitzung am 4. September 2025 zu.

Einzelplan 30 (Geschiftsbereich des Bundesministeriums fiir Forschung, Technologie und Raumfahrt)
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Mit Organisationserlass des Bundeskanzlers vom 6. Mai 2025 hat das BMFTR einen neuen Zuschnitt erhalten,
der aber weder finanziell noch personell im Etat fiir 2025 abgebildet ist. Das Gesprich mit der Bundesministerin
wurde daher auf dieser Basis gefiihrt. Im Etatansatz des zweiten Regierungsentwurfs fiir das Jahr 2025 waren fiir
den Einzelplan 30 Ausgaben in Hohe von rund 22,4 Mrd. Euro veranschlagt. Dies stellt ein Plus von rund 891
Mio. Euro gegeniiber dem Vorjahr dar. Neben dem Einzelplan werden Teile der Ausgaben des BMFTR im Klima-
und Transformationsfonds (KTF) sowie im geplanten Sondervermdgen Infrastruktur und Klimaneutralitit (SVIK)
etatisiert.

In der Einzelplanberatung mit der Bundesministerin wurde fraktionsiibergreifend die langsame Umsetzung des
Organisationserlasses des Bundeskanzlers mit den neuen Ressortzustéindigkeiten kritisch thematisiert. Ubergrei-
fend positiv gesehen werden die Leistungen Deutschlands im Bereich der Grundlagenforschung. Seitens der Ko-
alitionsfraktionen und der Fraktion der AfD kritisch gesehen wurden aber die niedrigen Ausgriindungsraten an
Hochschulen. Die Umsetzung von Forschungsergebnissen zu marktfadhigen Produkten und Dienstleistungen
miisse dringend verbessert werden. Die Koalitionsfraktionen sowie die Fraktion BUNDNIS 90/DIE GRUNEN
setzten sich dariiber hinaus fiir eine Stirkung der Forschung im Bereich von Long COVID und ME/CFS in Ab-
stimmung mit dem BMG ein. Die Ministerin fiihrte in der Diskussion ergénzend hierzu aus, dass der Forschungs-
ansatz im BMFTR insgesamt auch auf postinfektiose Krankheiten ausgeweitet worden sei. Ferner wurden von
den Koalitionsfraktionen die Bedeutung der Hightech-Agenda der Bundesregierung hervorgehoben, jedoch die
hohe Globale Minderausgabe (GMA) kritisiert. Nach Auffassung des BMF werde im Einzelplan 30 jedoch mehr
Flexibilitdt bei GroBforschungsprojekten benétigt, weshalb die GMA relativ gro3 sei. Generell sollten die GMA
in den Ressorts aber reduziert werden. Die Fraktion der AfD machte sich u. a. fiir die Unterstiitzung der Kern-
energieforschung stark. In dem Zusammenhang thematisierte sie auch die zu hohen Energiepreise in Deutschland.
Kritisch sah die Fraktion auch Doppelstrukturen in der Forschung in den Einzelpldanen 30 und 15. Die Ministerin
erwiderte, es konne nie trennscharfe zwischen den Ressorts abgegrenzt werden und es werde immer Uberlappun-
gen geben. Deshalb sei die Zusammenarbeit mit den anderen Ressorts sehr wichtig. Die Fraktion BUND-
NIS 90/DIE GRUNEN nahm Bezug auf die Ergebnisse der Anhdrung zum Gesetzentwurf zur Errichtung eines
Sondervermogens Infrastruktur und Klimaneutralitét (Drucksache 21/779) und stellte die Zusétzlichkeit der Mittel
im Sondervermdgen in Frage. Ferner betonte sie die Notwendigkeit von Investitionen. Darauthin erlduterte die
Ministerin am Beispiel der Hightech-Agenda der Bundesregierung und der Starkung von Forschungsdkosystemen
die Etatisierung im Sondervermdgen. Ferner thematisierte die Fraktion BUNDNIS 90/DIE GRUNEN die Uber-
nahme von in der origindren Zusténdigkeit der Lander liegenden Leistungen durch den Bund am konkreten Bei-
spiel des Sanierungsstaus an deutschen Hochschulen. Kritisch gesehen wurde der Wegfall zahlreicher Berichts-
pflichten zur Ausiibung der parlamentarischen Kontrolle. Die Fraktion Die Linke kritisierte Kiirzungen beim BA-
foG, obwohl sowohl die Zahl der Studierenden als auch die Lebenshaltungskosten stiegen. Zudem forderte die
Fraktion Verbesserungen angesichts der hdufig prekdren Beschéftigungssituation in der Wissenschaft und fiir die
akademischen Laufbahn von Frauen. Ferner forderte die Fraktion eine Abschaffung des Deutschlandstipendiums
und pladierte generell fiir eine besténdige Grund- anstelle von Projektfinanzierungen im Einzelplan.

In der Bereinigungssitzung begriiiten die Koalitionsfraktionen, dass mit der Bereinigungsvorlage ein neuer Titel
fiir Raumfahrt mit einem Volumen iiber 400 Mio. Euro geschaffen worden sei. Zudem thematisierte die Koalition
die Grundlagenforschung im Bereich von Long COVID und ME/CFS sowie das ,,1.000-Ko6pfe-Plus*“-Programm
und setzte sich fiir notwendige Berichtspflichten in den Bereichen Selbstbewirtschaftungsmittel und Forschung
ein. Die Fraktion der AfD hinterfragte ebenso wie die Fraktion BUNDNIS 90/DIE GRUNEN die Sinnhaftigkeit
von Kiirzungen im Bereich der Forderung der beruflichen Aufstiegsfortbildung in Hohe von bis zu 80 Mio. Euro.
Hier wiirden nach Aussage der Ministerin aber alle Anspriiche bedient werden und nur die sonst verfallenden
Mittel fiir die GMA genutzt werden. Zudem thematisierte die Fraktion der AfD die Sinnhaftigkeit der Villa Vi-
guni, die nach Auffassung der Ministerin aber eine sehr wichtige Einrichtung fiir die deutsch-italienische For-
schungszusammenarbeit auf Grundlage einer Regierungsvereinbarung darstellt. Die Fraktion BUND-
NIS 90/DIE GRUNEN stellte fest, dass die Projekte ebenso wie die GMA im Einzelplan besonders groB seien.
Dies erschwere die Umsetzung der Grundsitze der Haushaltswahrheit und -klarheit und bedeute viel Kontrolle
auch beim Mittelabfluss. Die Mittelaufstockung bei Long COVID und ME/CFS werde begriiit. Die Fraktion
Die Linke erkundigte sich angesichts steigender Mieten und Lebenshaltungskosten nach Uberlegungen zur Erhé-
hung des BAf6G auch im Hinblick auf den Bundeshaushalt 2026. Die Minister berichtete, dass es eine BAfoG-
Reform beginnend mit dem Wintersemester 2026/2027 geben solle, weshalb sich dies erst im Bundeshalt 2026
widerspiegeln werde.
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Die Berichterstatter hatten dem Ausschuss keine Empfehlungen fiir vom Regierungsentwurf abweichende Be-
schlussfassungen vorgelegt.

In der Einzelplanberatung brachte die Fraktion BUNDNIS 90/DIE GRUNEN vier Deckblitter und zehn MafBgab-
ebeschliisse ein, die jedoch genau wie die neun Deckblétter der Fraktion Die Linke keine Mehrheit fanden. Die
Fraktion der AfD brachte insgesamt 53 Anderungsantriige ein, die ausnahmslos abgelehnt wurden. Die Koaliti-
onsfraktionen verzichteten auf die Einbringung von Anderungsantrigen.

In der Bereinigungssitzung brachten die Koalitionsfraktionen elf Anderungsantriige und einen MaBgabebeschluss
ein, die durchweg eine Mehrheit im Ausschuss fanden. Die Oppositionsfraktionen verzichteten auf die Einbrin-
gung von Anderungsantrigen.

Im Kapitel 3002 — Leistungsfahigkeit des Bildungswesens, Nachwuchsforderung — setzte sich die Fraktion der
AfD in der Einzelplanberatung u. a. vergeblich fiir eine massive Kiirzung des Titel 882 01 um 1,6 Mrd. Euro ein
mit der Begriindung, dass Schul- und Bildungspolitik Aufgabe der Lénder sei. Auch Antrige zur Kiirzung von
Ansitzen in den Titeln 681 10 (minus 42 Mio. Euro), 685 20 (minus 26 Mio. Euro), 685 45 (minus 37 Mio. Euro)
und 685 46 (minus 52 Mio. Euro) sowie die vollstindige Streichung der Titel 681 21, 685 41, 685 42, 685 44
blieben ohne Erfolg. Die Fraktion Die Linke beantragte vergeblich ein Sondervermdgen iiber 100 Mrd. Euro zur
Beseitigung des Sanierungsstaus an Schulen und Hochschulen, eine massive Erhohung des Titels 681 51 BA{foG-
Studierende (plus 1,3 Mrd. Euro) sowie die ersatzlose Streichung des Deutschlandstipendiums (681 12). Ein An-
trag auf Erhohung des Ansatzes im Titel 685 42 (plus 16 Mio. Euro) fand ebenso wie ein Antrag der Fraktion
BUNDNIS 90/DIE GRUNEN auf Aufstockung des Titels 685 21 (plus 4 Mio. Euro) keine Mehrheit im Aus-
schuss.

Im Kapitel 3003 — Wettbewerbsfahigkeit des Wissenschafts- und Innovationssystems — setzte sich die Fraktion
Die Linke in der Einzelplanberatung vergeblich fiir massive Aufstockungen der Titel 541 01 (plus 42 Mio. Euro)
und 685 07 (plus 473 Mio. Euro) sowie zur Schaffung eines Titels fiir Strategien zur Durchsetzung planbarer
Berufswege an Hochschulen mit einem Ansatz in Héhe von 110 Mio. Euro ein. Die Fraktion BUND-
NIS 90/DIE GRUNEN plidierte ebenfalls ohne Erfolg fiir eine leichte Aufstockung des Titels 685 18 (plus 2 Mio.
Euro und 24 Mio. Euro an Verpflichtungserméchtigungen). Die Fraktion der AfD setzte sich u. a. vergeblich fiir
massive Kiirzungen der Titel 882 01 (minus 66 Mio. Euro), 685 14 (minus 21 Mio. Euro), 685 10 (minus 101
Mio. Euro), 685 11 (minus 19 Mio. Euro), 685 60 (minus 33 Mio. Euro) und 685 90 (minus 59 Mio. Euro) sowie
die vollstidndige Streichung der Titel 541 01, 632 05, 685 07, 685 09, 685 12, 685 18, 685 21, 685 20, 894 20 und
687 73 ein. Begriindung fiir die massiven Mittelkiirzungen waren liberwiegend die eigentliche Aufgabenzustin-
digkeit der Lander und eine sparsame Haushaltsfiihrung. In der Bereinigungssitzung brachten die Koalitionsfrak-
tionen Anderungsantrige fiir die Titel 661 40, 541 01 685 18, 685 21 und 685 10 mit geringfiigigen finanziellen
Auswirkungen ein, die allesamt eine Mehrheit im Ausschuss fanden.

Auch im Kapitel 3004 ,,Forschung fiir Innovationen, Zukunftsstrategie beantragte die Fraktion der AfD in der
Einzelplanberatung Kiirzungen unter anderem in den Titeln 541 01 (minus 41 Mio. Euro), 683 03 (minus
114 Mio. Euro), 687 04 (minus 25 Mio. Euro), 683 10 (minus 213 Mio. Euro), 683 20 (minus 113 Mio. Euro),
683 21 (minus 30 Mio. Euro), 685 30 (minus 136 Mio. Euro), 685 40 (minus 60 Mio. Euro), 685 41 (minus 210
Mio. Euro) 685 42 (minus 60 Mio. Euro), 894 40 (minus 26 Mio. Euro) sowie die Streichung der Titel 683 04,
687 02, 685 10, 685 12 und 685 14. Zudem plédierte die AfD fiir eine Verlagerung der Mittel des Titels 685 01
in den Einzelplan 09 mit dem Ziel, die bestehenden Anlagen weiter zu betreiben. Auch strebte die Fraktion der
AfD die Ubertragung von Mitteln aus dem SVIK in den Einzelplan 30 an. So sollten Mittel fiir Investitionen in
die Hightech-Agenda — Strategischer Ausbau der Forschungs-Okosystem in Hohe von 100 Mio. Euro und fiir
Investitionen in die Hightech-Agenda — Aufbau von Infrastrukturen in Héhe von 20 Mio. Euro iibertragen werden.
Alle Antrdge der Fraktion der AfD blieben jedoch ohne Erfolg. Die Antrdge der Fraktion Die Linke auf massive
Aufstockung der Titel 685 30 (plus 263 Mio. Euro) und 685 43 (plus 76 Mio. Euro) fanden ebenso wie die Antréige
der Fraktion BUNDNIS 90/DIE GRUNEN zur Absenkung des Titels 685 32 (minus 16 Mio. Euro) und Veran-
schlagung der Mittel in den Einzelplan 09 sowie zur Aufstockung der Mittel im Titel 685 40 (plus 20 Mio. Euro)
keine Mehrheit im Ausschuss. In der Bereinigungssitzung brachten die Koalitionsfraktionen erfolgreich Ande-
rungsantridge in den Titeln 685 14 (minus 2 Mio. Euro), 3004 (Flexibilisierungen), 685 30 (plus 2 Mio. Euro),
685 32 (minus 16,6 Mio. Euro), 685 70 (minus 1,1 Mio. Euro an VE) und 972 01 (minus 163 Mio. Euro) ein.
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In den Kapitel 3010 und 3011 pléddierte die Fraktion der AfD in der Einzelplanberatung erfolglos fiir eine Strei-
chung des Titels 685 01 sowie eine Kiirzung der Titel 972 02 (minus 211 Mio. Euro) und 972 03 (minus 36 Mio.
Euro)

Dariiber hinaus brachte die Fraktion BUNDNIS 90/DIE GRUNEN in der Einzelplanberatung zehn MafBgabebe-
schliisse iberwiegend mit Berichtspflichten zur Ausiibung der parlamentarischen Kontrolle ein, die aber keine
Mehrheit im Ausschuss fanden. Ein von den Koalitionsfraktionen in der Bereinigungssitzung gestellter MaB3gab-
ebeschluss zu Berichtspflichten zu den Selbstbewirtschaftungsmitteln der im Pakt fiir Forschung und Innovation
eingeschlossenen Organisationen war dagegen erfolgreich.

Die Beschliisse im Einzelnen sind der Ergénzenden Beschlussempfehlung zu entnehmen.

Der Ausschuss stimmte dem so geénderten Regierungsentwurf des Einzelplans 30 mit den Stimmen der Fraktio-
nen der CDU/CSU und SPD gegen die Stimmen der Fraktionen AfD, BUNDNIS 90/DIE GRUNEN und
Die Linke in seiner Sitzung am 4. September 2025 zu.

Im Ergebnis der Haushaltsberatungen wurde der Etat gegeniiber dem Regierungsentwurf minimal um rund
14 Mio. Euro abgesenkt und betrug somit 22,363 Mrd. Euro.

Einzelplan 32 (Bundesschuld)

Der Plafond der Einnahmen dieses Einzelplans lag im zweiten Regierungsentwurf bei rund 83,942 Mrd. Euro, er
hatte sich damit gegeniiber dem Vorjahr verdoppelt. Der Haushaltsausschuss nahm im Laufe seiner Beratungen
keine Verdnderungen gegeniiber dem Regierungsansatz vor und setzte die Einnahmen nach Abschluss seiner Be-
ratungen unverdndert auf rund 83,942 Mrd. Euro fest.

Die Gesamtausgaben dieses Einzelplans hatten im zweiten Regierungsentwurf rund 34,171 Mrd. Euro betragen.
Der Haushaltsausschuss setzte die Gesamtausgaben nach Abschluss seiner Beratungen unverdndert auf rund
34,171 Mrd. Euro fest.

Die Berichterstatter hatten dem Ausschuss keine Empfehlungen fiir vom zweiten Regierungsentwurf abweichende
Beschlussfassungen vorgelegt.

Da die Koalitionsfraktionen auf Anderungsantrige verzichtet hatten und der von der Fraktion der AfD vorgelegte
Antrag keine Mehrheit fand, blieb der Einzelplan unveréndert.

Der Ausschuss stimmte dem im Saldo unverdnderten zweiten Regierungsentwurf des Einzelplans 32 in der Be-
reinigungssitzung mit den Stimmen der Fraktionen der CDU/CSU und SPD gegen die Stimmen der Fraktionen
AfD, BUNDNIS 90/DIE GRUNEN und Die Linke zu.

Einzelplan 60 (Allgemeine Finanzverwaltung)

Der Plafond der Einnahmen dieses Einzelplans hatte im zweiten Regierungsentwurf bei rund 395,359 Mrd. Euro
gelegen. Der Haushaltsausschuss nahm im Laufe seiner Beratungen Verénderungen gegeniiber dem Regierungs-
ansatz vor, die Einnahmen wurden nach Abschluss der Beratungen auf rund 394,900 Mrd. Euro festgesetzt.

Die Gesamtausgaben hatten im zweiten Regierungsentwurf rund 47,288 Mrd. Euro betragen. Der Haushaltsaus-
schuss setzte die Gesamtausgaben nach Abschluss seiner Beratungen auf rund 46,757 Mrd. Euro fest.

Die Berichterstatter hatten dem Ausschuss keine Empfehlungen fiir vom zweiten Regierungsentwurf abweichende
Beschlussfassungen vorgelegt.

Mit der Bereinigungsvorlage wurden im Wesentlichen redaktionelle Anpassungen bzw. Anpassungen an den tat-
sachlichen Mittelbedarf vorgenommen.
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Bezogen auf den gesamten Einzelplan 60 forderte die Fraktion Die Linke eine stirkere Beteiligung der wirtschaft-
lich Leistungsfihigen an den Kosten des Gemeinwesens durch Erhéhung des Spitzensteuersatzes der Einkom-
mensteuer, der Einfiihrung einer Millionérsteuer, der Einflihrung einer Finanztransaktionssteuer, der Besteuerung
von Gewinnen beim Verkauf von Anteilen an Kapitalgesellschaften, der Riicknahme der Senkung des Korper-
schaftsteuersatzes von 25 Prozent auf 15 Prozent, Kapitalertrdge wieder zum personlichen Steuersatz versteuern,
einer Ubergewinnsteuer, dem Ausbau der Steuerfahndung bei GroBunternehmen und Banken sowie der Abschaf-
fung der Mehrwertsteuer auf Grundnahrungsmittel und Hygieneartikel. In diesem Sinne wurden weitere Antrige
in die Beratungen eingebracht. Die Antridge fanden ausnahmslos keine Mehrheit.

Die Fraktion der AfD beantragte im gesamten Einzelplan 60 bei zahlreichen Titeln zum Teil drastische Kiirzungen
bis hin zu deren Streichung. Die Antridge wurden ausnahmslos gegen die Stimmen der antragstellenden Fraktion
abgelehnt.

Im Kapitel 6001 — Steuern — beantragte die Fraktion der AfD bei mehreren Titeln zum Teil drastische Verdnde-
rungen bzw. deren Streichung, das galt auch fiir Abfiihrungen an den Haushalt der Europdischen Union.

Die Fraktion BUNDNIS 90/DIE GRUNEN machte sich fiir eine deutlich héhere Zuweisung an die Linder — Re-
gionalisierungsmittel stark, um das Deutschland-Ticket bei preislich attraktiven 49 Euro zu halten und den Lén-
dern Angebotsverbesserungen im Nahverkehr zu ermdglichen. Eine weitere Forderung richtete sich darauf, fiir
alle die Stromsteuer zu senken, mit der Folge eines geringeren Stromsteueraufkommens.

In der Titelgruppe 01 — Verdnderungen auf Grund steuerlicher Manahmen und Einnahmeentwicklung — rekla-
miert die Fraktion BUNDNIS 90/DIE GRUNEN einen hohen Investitionsriickstand bei den Kitas. Der Bund sollte
daher seine Anstrengungen intensivieren, die Lander und Kommunen bei Verbesserungen der Qualitédt und der
Teilhabe in der Kindertagesbetreuung zu unterstiitzen. AuBlerdem sollte verhindert werden, dass es zu Forderlii-
cken ab dem Jahr 2027 komme.

In Kapitel 6002 — Allgemeine Bewilligungen — erhohte der Ausschuss bei den Einnahmen auf Basis der Bereini-
gungsvorlage den Ansatz der,,Vermischten Einnahmen* aufgrund der Umsatzsteuererstattung im Zusammenhang
mit der Anlegung und Auslosung von Gasreserven.

Die Fraktion Die Linke sprach sich bei Titel ,,Einnahmen aus der VerduBerung von Beteiligungen und aus der
Verwertung von sonstigem Kapitalvermogen des Bundes* erfolglos gegen die Privatisierungspolitik der Bundes-
regierung und insbesondere gegen die Privatisierung der Deutsche Bahn AG aus.

Bei den Ausgaben forderte die Fraktion Die Linke erfolglos, den Titel ,,Beitrag zur Beschaffung von Verteidi-
gungssystemen flir Israel* auf Null zu stellen. Sie erklérte, die von Steuergeldern unterstiitzten Riistungsexporte
in den Nahen Osten dienten nicht dem Frieden, sondern heizten die Aufriistung in einer Region an, die von Krieg
und Konflikten gekennzeichnet sei. Auch die Antriage der Fraktion Die Linke, den Titel ,,Ertiichtigung von Part-
nerstaaten im Bereich Sicherheit, Verteidigung und Stabilisierung® auf Null zu stellen bzw. den Titel ,,Aufwen-
dungen deutscher Sicherheitskrifte im Zusammenhang mit internationalen Einsétzen* génzlich zu streichen,
wurde gegen die Stimmen der antragstellenden Fraktion abgelehnt.

Die Fraktion BUNDNIS 90/DIE GRUNEN hingegen machte sich fiir eine deutliche Erhdhung der Mittel bei Titel
,.Ertlichtigung von Partnerstaaten im Bereich Sicherheit, Verteidigung und Stabilisierung™ stark. Die Fraktion der
AfD erklérte, hierbei handele es sich nicht um eine Aufgabe des deutschen Steuerzahlers und sprach sich fiir die
Streichung des Titels aus. Auf Basis der Bereinigungsvorlage wurde bei diesem Titel lediglich ein neuer Haus-
haltsvermerk aufgenommen, die Veranschlagungen blieben unveréndert.

Auf Antrag der Fraktion Die Linke sollte ferner ein neuer Titel ,,Globale Minderausgabe fiir Mainahmen im
Bereich der Offentlichkeitsarbeit in den Etat eingestellt werden. Ziel sollte es sein, die im Regierungsentwurf
vorgesehenen Mittel fiir Offentlichkeitsarbeit insgesamt zu reduzieren.

Die Fraktion BUNDNIS 90/DIE GRUNEN erklirte, die Uberfiihrung von Mitteln aus dem Kernhaushalt in den
Klima- und Transformationsfonds (KTF) erfolge zur Gegenfinanzierung zentraler Investitions- und Foérdermal-
nahmen, insbesondere im Bereich Dekarbonisierung und Transformation der Wirtschaft, Klimaschutz sowie Ver-
kehr. Die dafiir notwendigen Mittel sollten bei Titel ,,Zuweisung an den Klima- und Transformationsfonds* ver-
bucht werden.
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Die Fraktion der AfD fiihrte zur Globalen Minderausgabe aus, dass das Parlament bei iiber 7.000 Haushaltstiteln
(inklusive Sondervermdgen) und aufgrund der verkiirzten Beratungszeit nicht jede einzelne Ausgabe im Detail
habe priifen konnen. Bei Detailpriifungen einzelner Titel gebe es einen hohen Anteil verschwenderischer Mittel-
verwendung. Nach Auffassung der Fraktion der AfD sei es fiir die Exekutive machbar, die von ihr vorgeschlage-
nen 5,7 Mrd. Euro an Minderausgaben im gesamten Haushaltsplan zu sparen. Der Antrag wurde gegen die Stim-
men der antragstellenden Fraktion abgelehnt.

Ebenfalls auf Antrag der Fraktion der AfD sollte in der Titelgruppe 01 — Verstiarkung von Ausgaben im Personal-
sektor — der Ansatz ,,Verstiarkung von Personalausgaben der Hgr. 4 durch den Abbau von Bundesbehérden und
iiberfliissigen ministerialen Strukturen im gesamten Einzelplan reduziert werden.

In der Titelgruppe 02 — Beitrdge an internationale und supranationale Einrichtungen — wollte die Fraktion der AfD
unter Verweis daraus, dass es sich hierbei nicht um Aufgaben des deutschen Steuerzahlers handele, mehrere Titel
streichen.

In der Titelgruppe 04 — MaBinahmen zur Forderung der Kohleregionen gemaf Strukturstirkungsgesetz — fiihrte
die Fraktion der AfD aus, dass die Finanzhilfen nach dem Strukturstirkungsgesetz Kohleregionen ausschlieBlich
dazu dienten, die politisch beschlossene Abkehr von der heimischen Kohleverstromung abzufedern. Damit werde
ein selbst verursachtes Problem durch immer neue Subventionen kaschiert. Statt die Wettbewerbsfahigkeit der
Energieversorgung zu sichern, wiirden Milliarden Euro in kiinstliche ,,Strukturhilfen” umgeleitet, die weder dau-
erhaft tragfihige Arbeitsplitze schaffen noch die wirtschaftliche Basis der betroffenen Regionen stabilisieren
wiirden. Eine verldssliche und kostengiinstige Energieversorgung und ein Ausstieg aus dem Kohleausstieg sei die
beste Strukturpolitik fiir die Kohleregionen. Daher seien die Titel und das Kohleverstromungsbeendigungsgesetz
zu streichen. Die Antrdge wurden gegen die Stimmen der antragstellenden Fraktion abgelehnt.

Wirtschaftsplan des Sondervermogens Infrastruktur und Klimaneutralitit (6093) — Kapitel 6002 Anlage 2

Das Sondervermogen Infrastruktur und Klimaneutralitit wurde mit dem zweiten Regierungsentwurf neu in den
Einzelplan 60 aufgenommen. Es soll eine langfristige Finanzierungsgrundlage fiir Investitionen des Bundes zur
Modernisierung Deutschlands schaffen und stellt zusétzliche Investitionen in die Infrastruktur in Héhe von bis zu
300 Mrd. Euro zur Verfiigung. Fiir zusétzliche Investitionen zur Erreichung der Klimaneutralitit bis zum Jahr
2045 erhilt der Klima- und Transformationsfonds Zufiihrungen von insgesamt 100 Mrd. Euro. Dariiber hinaus
erhalten die Lander bis zu 100 Mrd. Euro fiir Investitionen in ihre Infrastruktur. Die Investitionen aus dem Son-
dervermdgen konnen innerhalb einer Laufzeit von zwdlf Jahren bewilligt werden.

Die Berichterstatter hatten dem Ausschuss keine Empfehlungen fiir vom zweiten Regierungsentwurf abweichende
Beschlussfassungen vorgelegt.

Mit der Bereinigungsvorlage wurden einige wenige redaktionelle Anpassungen sowie Anpassungen an den tat-
sdchlichen Mittelbedarf vorgenommen, u. a. bei den Verpflichtungserméchtigungen des Titels ,,Jung kauft Alt
(JkA)“.

Die Fraktion der AfD fiihrte in ihren insgesamt 23 Antrigen aus, dass mit den zu dem neuen Sondervermdgen
eingebrachten Antrdgen die vollstindige Streichung sdamtlicher Titel des Sondervermdgens erreicht werden solle.
Die Mittel fiir sinnvolle Projekte und Ausgaben sollten iiber Spiegelantrage in die Kernhaushalte der jeweils zu-
stindigen Ministerien {ibertragen werden. Ziel sei es, die Haushaltswahrheit und -klarheit zu wahren, die Verfas-
sungsmafigkeit der Schuldenbremse zu sichern und die Budgethoheit des Bundestages zu stirken. Anstatt neue
Schattenhaushalte durch Sondervermdgen zu schaffen, sollten die Mittel in den Kernhaushalten transparent ver-
anschlagt werden und konnten dort gezielt fiir tatsdchlich notwendige und sinnvolle Projekte eingesetzt werden.
Auf diese Weise sollte eine Priorisierung der Ausgaben ermdglicht, die Verschuldung begrenzt und die Genera-
tionengerechtigkeit gewahrt werden.

Die Koalitionsfraktionen passten bei mehreren Titeln die Baransétze und die Verpflichtungserméchtigungen an
den verdnderten Bedarf an bzw. brachten neue Haushaltsvermerke aus. Die Antrdge wurden bei unterschiedlichem
Abstimmungsverhalten der Oppositionsfraktionen mit der Stimmenmehrheit der Koalitionsfraktionen angenom-
men.
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Die Fraktion Die Linke plddierte bei Titel ,,Gewerbe zu Wohnen (GzW)“ fiir eine deutliche Aufstockung der
Mittel. Tatséchlich beschloss der Ausschuss auf Antrag der Koalitionsfraktionen, zwei Haushaltsvermerke zu
streichen und die Verpflichtungserméchtigung abzusenken. Die Koalitionsfraktionen verwiesen darauf, dass das
Programm im Jahr 2026 starten solle. Die dafiir anfallenden Initialisierungskosten konnten aus dem Titel geleistet
werden.

Auf Antrag der Koalitionsfraktionen wurde eine neue Titelgruppe 08 — Investitionen in die Sport-Infrastruktur —
mit Baransatz, Verpflichtungsermichtigung und Haushaltsvermerken in den Wirtschaftsplan aufgenommen.

Schlussendlich beschloss der Ausschuss auf Antrag der Koalitionsfraktionen noch zwei Maligabebeschliisse.

Wirtschaftsplan des Energie- und Klimafonds (6092) — Kapitel 6002 Anlage 3

Die Berichterstatter hatten dem Ausschuss keine Empfehlungen fiir vom zweiten Regierungsentwurf abweichende
Beschlussfassungen vorgelegt.

Mit der Bereinigungsvorlage wurden im Wesentlichen redaktionelle Anpassungen sowie Anpassungen an den
tatsdchlichen Mittelbedarf vorgenommen, u. a. bei der Nationalen Klimaschutzinitiative und den Investitionen
zum Schutz des Klimas und der Biodiversitdt im Ausland. Dariiber hinaus nahm der Ausschuss auf Antrag der
Koalitionsfraktionen bei zwei Titeln weitere Korrekturen vor.

Die Fraktion der AfD legte zur Bereinigungssitzung insgesamt 61 Anderungsantrige zum Klima- und Transfor-
mationsfonds (KTF) vor. Die Fraktion erklirte, die Einnahmen aus jedweder CO»-Bepreisung sollten ersatzlos
gestrichen werden. Auch sollte der KTF komplett aufgeldst werden. Die vorgesehenen Einnahmen und Ausgaben
sollen gestrichen und das noch verbleibende Vermogen dem Bundeshaushalt zugefiihrt werden. Die Antrédge wur-
den gegen die Stimmen der antragstellenden Fraktion abgelehnt.

Bei den Einnahmen erklirte die Fraktion BUNDNIS 90/DIE GRUNEN, die Uberfiihrung von Mitteln aus dem
Kernhaushalt in den KTF erfolge zur Gegenfinanzierung zentraler Investitions- und Férdermafinahmen, insbe-
sondere im Bereich Dekarbonisierung und Transformation der Wirtschaft, Klimaschutz sowie Verkehr. Die dafiir
notwendigen Mittel sollten bei Titel ,,Zuweisungen aus dem Bundeshaushalt nach § 4 KTFG* eingestellt werden.

Bei den Ausgaben legte die Fraktion BUNDNIS 90/DIE GRUNEN mehrere umfangreiche Aufstockungsantriige
vor, die die Titel ,,Serielle Sanierung®, ,,Anpassung urbaner und ldndlicher Rdume an den Klimawandel®, ,,Zu-
schiisse zur Forderung von MaBnahmen zum Schutz von Moorbdden und zur Verringerung der Torfverwendung®,
»MaBnahmen zum Natiirlichen Klimaschutz®, ,,Dekarbonisierung der Industrie”, ,,Umsetzung der Nationalen
Wasserstoffstrategie* und ,,Investitionen zum Schutz des Klimas und der Biodiversitdt im Ausland betrafen. Des
Weiteren sollte ein neuer Titel ,,Radmilliarde in den Wirtschaftsplan des KTF eingestellt werden. Die Antrige
wurden bei unterschiedlichen Abstimmungsverhalten der Oppositionsfraktionen mit der Stimmenmehrheit der
Koalitionsfraktionen abgelehnt.

In Kapitel 6004 — Bundesimmobilienangelegenheiten — hatten die Berichterstatter dem Ausschuss keine Empfeh-
lungen fiir vom zweiten Regierungsentwurf abweichende Beschlussfassungen vorgelegt.

Da dem Ausschuss in der Bereinigungssitzung weder von den Koalitionsfraktionen noch von den Oppositions-
fraktionen Anderungsantrige vorlagen, blieben die Veranschlagungen des zweiten Regierungsentwurfs unverén-
dert.

Die von der Fraktion BUNDNIS 90/DIE GRUNEN eingebrachten beiden MaBgabebeschliisse fanden keine
Mehrheit.

Die Beschliisse im Einzelnen sind der Beschlussempfehlung zum Einzelplan 60 zu entnehmen.

Der Ausschuss stimmte dem so geénderten zweiten Regierungsentwurf des Einzelplans 60 in der Bereinigungs-
sitzung mit den Stimmen der Fraktionen der CDU/CSU und SPD gegen die Stimmen der Fraktionen AfD, BUND-
NIS 90/DIE GRUNEN und Die Linke zu.
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2.3. Haushaltsgesetz

Nach Ansicht der Koalitionsfraktionen der CDU/CSU und SPD zeige der Bundeshaushalt 2025 den klaren
Willen, in wirtschaftlich herausfordernden Zeiten sowie angesichts au3en- und sicherheitspolitischer Risiken Ver-
antwortung fiir Deutschland zu iibernehmen. Daher investiere die Koalition mit diesem Haushalt — insbesondere
durch das neu eingerichtete Sondervermdgen — massiv in die Infrastruktur und damit in die Zukunftsfahigkeit des
Landes.

Im Verteidigungsetat wiirden die Investitionen in die Sicherheit des Landes und in eine angemessene Ausstattung
der Bundeswehr fortgefiihrt. Damit erfiille Deutschland seine NATO-Verpflichtungen, iibernehme Verantwor-
tung und Fithrungsaufgaben in Europa und sende zugleich ein starkes Signal an seine Partner als verlésslicher
Anker der europédischen Sicherheitsarchitektur.

Schritt fiir Schritt setze die Koalition die im Koalitionsvertrag vereinbarten Priorititen um. Aufgrund der verén-
derten parlamentarischen Verfahren werde die Nettokreditaufnahme — anders als in der Vergangenheit — nicht
erhoht. Die Investitionen blieben mit 62,7 Mrd. Euro im Kernhaushalt auf Rekordniveau. Dem leichten Einnah-
meriickgang begegne die Koalition mit einer entsprechenden Ausgabenanpassung.

Mit einer Anderung des Haushaltsgesetzes vereinfache die Koalition zudem das Férderwesen des Bundes. Kiinftig
erhielten Kommunen — sofern dies der Haushaltsgesetzgeber per Vermerk festlege — die Fordermittel pauschal
zugewiesen.

Die Fraktion der AfD betonte, sie lehne das Haushaltsgesetz 2025 entschieden ab. Mit den vorgesehenen Rege-
lungen und flankierenden Sondervermogen werde der Weg fiir eine beispiellose Neuverschuldung freigemacht.
Dies sei ein fundamentaler Bruch mit den Prinzipien solider Haushaltsfithrung und ein direkter Angriff auf die
Schuldenbremse.

Bis zum Haushaltsjahr 2029 plane die Bundesregierung neue Schulden in Héhe von rund 850 Mrd. Euro. Das
bedeute einen Anstieg der Bundesschulden um etwa 50 Prozent in nur vier Jahren. Bereits jetzt sei absehbar, dass
sich die jéhrliche Zinslast bis zum Jahr 2029 auf rund 60 Mrd. Euro verdoppeln werde. Diese Mittel fehlten dau-
erhaft fiir notwendige Investitionen in Infrastruktur, Verteidigung und soziale Sicherungssysteme.

Die im Haushaltsgesetz 2025 vorgesehenen Umschichtungen aus dem Kernhaushalt in Sondervermdgen und Be-
reichsausnahmen seien nichts anderes als ein Etikettenschwindel. Standardaufgaben wiirden iiber schuldenfinan-
zierte Konstruktionen ausgelagert, um die Schuldenregel zu umgehen. Tatséchlich entstehe kein neues Investiti-
onsvolumen, sondern lediglich eine kiinstliche Entlastung des Kernhaushalts.

Die geplante Politik verschiebe heutigen Konsum auf Pump zulasten kommender Generationen. Damit werde
nicht nur die Schuldenlast der Kinder und Enkel drastisch erhoht, sondern auch der finanzpolitische Handlungs-
spielraum der Zukunft massiv eingeschrénkt.

Die Programme der Bundesregierung erzeugten kein nachhaltiges Wachstum. Infrastrukturinvestitionen dienten
iiberwiegend der Reparatur alter Versdumnisse und schafften keinen neuen Kapitalstock. Klimaschutzmalnah-
men seien aufgrund des bestehenden EU-Emissionshandels 6konomisch wirkungslos, verursachten aber Milliar-
denkosten.

Deutschland leide nicht an einem kurzfristigen Nachfrageproblem, sondern an strukturellen Schwiichen: Uber-
bordende Biirokratie, hohe Steuer- und Abgabenlast, explodierende Energiepreise durch die ideologische Ener-
giewende, Fehlanreize im Biirgergeldsystem und De-Industrialisierungstendenzen. Diese Probleme wiirden durch
immer neue Schuldenprogramme nicht geldst, sondern verschirft.

Ein erheblicher Teil der vorgesehenen Mittel betreffe origindre Landeraufgaben, etwa im Bildungs- oder Kran-
kenhauswesen. Damit werde das Konnexitétsprinzip unterlaufen und der Bund schleichend zum Zentralstaat
umgebaut.

Die Fraktion der AfD fordere stattdessen eine konsequente Ausgabenpriorisierung im Kernhaushalt: Streichung
iiberteuerter und wirkungsloser Klimaschutzmafinahmen, Stopp von Prestigeprojekten wie der Erweiterung des
Kanzleramtes, massive Kiirzungen der Entwicklungshilfe und &hnlicher Auslandszahlungen, Reform des Biirger-
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geldes mit gemeinniitziger Arbeit und weniger Fehlanreizen fiir Sozialmigration, Biirokratieabbau und Senkung
von Steuern und Abgaben, um Wirtschaft und Biirger zu entlasten.

Das Haushaltsgesetz 2025 verstole gegen das Prinzip der Generationengerechtigkeit, untergrabe die Schulden-
bremse, schwiche den Foderalismus und 16se die strukturellen Probleme Deutschlands nicht. Stattdessen tiirme
die Bundesregierung neue Schuldenberge auf, die Bonitit Deutschlands werde gefahrdet und die Zukunftsfahig-
keit unseres Landes aufs Spiel gesetzt.

Die Fraktion der AfD lehne die Beschlussempfehlung des Haushaltsausschusses daher entschieden ab.

Die Fraktion BUNDNIS 90/DIE GRUNEN lehnte das Haushaltsgesetz 2025 ab. Mit diesem Haushaltsgesetz
werde bei den Schwichsten gespart und Politik fiir Wenige gemacht. Probleme wiirden in die Zukunft verschoben
und Politik werde auf Kosten der jungen Generation gemacht. Dies zeige sich in fast allen Bereichen. Dariiber
hinaus zeige der Wirtschaftsplan des Sondervermogens Infrastruktur und Klimaneutralitét, dass die Mittel nicht
zur Finanzierung zusitzlicher Investitionen verwendet wiirden und der Zweck der Klimaneutralitit nicht ausrei-
chend beriicksichtigt werde.

Dieses Haushaltsgesetz sende das fatale Signal, dass demokratische Bildung und Integration keine Prioritit haben.
Damit wiirden genau die Bereiche geschwicht, die in Krisenzeiten wichtig seien. Demokratie und Vielfalt seien
das Fundament unseres Landes und sie brauchten gezielte Unterstiitzung. Institutionen wie die Bundeszentrale
fiir politische Bildung, Freiwilligendienste, Integrationskurse und der Kulturpass miissten langfristig abgesichert
werden. Das sei in diesem Haushalt nicht zu erkennen. Stattdessen werde bei zentralen MaB3nahmen, wie den
Integrationskursen, gekiirzt.

In gleichem Malfle verpasse es dieses Gesetz, das Leben fiir alle Menschen bezahlbar zu machen und echte Chan-
cen zu schaffen. Die Senkung der Stromsteuer fiir alle fehle ebenso wie Strategien, um das Wohnen langfristig
bezahlbar zu machen.

Auch der globalen Verantwortung werde Deutschland mit diesem Haushalt nicht gerecht. Gerade in Zeiten zu-
nehmender Konflikte und steigender Militdrausgaben miissten die Humanitire Hilfe und die Finanzierung von
Diplomatie und Zusammenarbeit mit Partnerldndern ausgebaut und priorisiert werden. Sowohl die Arbeit des
Auswirtigen Amts als auch die des Bundesministeriums fiir wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung
miissten gestirkt werden.

Die Klimakrise betreffe uns alle schon heute, das Haushaltgesetz gebe darauf keine ausreichende Antwort. Statt-
dessen wiirden Mittel fiir Klimaanpassung und den Bundesnaturschutzfonds gekiirzt. Eigentlich wére im Hinblick
auf die bestehenden Herausforderungen zu erwarten, dass mehr Mittel in Bereiche wie den natiirlichen Klima-
schutz und die Internationale Klimaschutzinitiative flieBen wiirden. Auch der Okolandbau, die Gemeinschafts-
aufgabe fiir Agrarstruktur und Kiistenschutz und die Anpassung urbaner und landlicher Rédume an den Klimawan-
del miissten deutlich gestirkt werden.

Der Haushalt schaffe auch nicht die Planungssicherheit, die Unternehmen brauchten und verpasse es, den Struk-
turwandel zu gestalten. Stattdessen wiirden Programmen zur Dekarbonisierung und zu Sanierungen im Bau ge-
schwiécht.

Die Fraktion BUNDNIS 90/DIE GRUNEN stehe fiir eine Wirtschaftspolitik, die nicht nur auf kurzfristige Effekte
setze, sondern nachhaltiges Wachstum schaffe und die Grundlagen fiir Wohlstand und Wettbewerbsfahigkeit in
einer klimaneutralen Zukunft lege.

Das Haushaltsgesetz werde den bestehenden Herausforderungen nicht gerecht. Es werde weder ausreichend in
neue Technologien noch in Arbeitsplitze, Klimaschutz und eine echte Entlastung fiir die Biirgerinnen und Biirger
investiert. Dies gefahrde die Zukunft und werde in absehbarer Zeit zu deutlich héheren Kosten fiihren. Damit sei
das Haushaltsgesetz 2025 nicht zustimmungsféhig.

Die Fraktion Die Linke hatte bei der Beratung des zweiten Regierungsentwurfs fiir das Haushaltsgesetz 2025
den Antrag gestellt, den Bundesbehorden zu untersagen, Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter mit beratender oder
Vorgesetztenfunktion zu beschéftigen, die gleichzeitig einen laufenden oder ruhenden Arbeits- oder Werkvertrag
mit einem privaten Arbeitgeber haben. Die Fraktion Die Linke wollte damit verhindern, dass Interessengruppen
durch Ausleihen von Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern an Ministerien die Moglichkeit erhielten, unmittelbar
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Einfluss zu nehmen, indem sie zum Beispiel an der Erstellung von Gesetzesentwiirfen mitwirk-ten. Der Antrag
habe darauf abgezielt, die Exekutive vom Lobby-Druck zu entlasten. Der Antrag sei mehrheitlich abgelehnt wor-
den.

Abschlieflend beschloss der Haushaltsausschuss mit den Stimmen der Fraktionen der CDU/CSU und SPD
gegen die Stimmen der Fraktionen AfD, BUNDNIS 90/DIE GRUNEN und Die Linke dem Deutschen Bun-
destag zu empfehlen, den Entwurf eines Gesetzes iiber die Feststellung des Bundeshaushaltsplans fiir das
Haushaltsjahr 2025 (Haushaltsgesetz 2025) nebst Gesamtplan — Drucksachen 21/500, 21/501 — in der Fas-
sung der vorliegenden Beschlussempfehlung anzunehmen.
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B. Besonderer Teil

Anderungsantriige/EntschlieBungsantrige zum Haushaltsgesetz

Anderungsantrag der Fraktionen der CDU/CSU und SPD

Der Text der Anderungen ergibt sich aus der Beschlussempfehlung; die Anderungen begriinden sich wie folgt:

Zu Nr. 1
Anpassung

Zu Nr. 2
Es handelt sich um eine klarstellende Anpassung.

Mit der Streichung des Satzteils in Satz 2 und dem hinzutretenden Satz 3 wird klargestellt, dass Mittel aus dem
Liguiditdts-Pooling, die tempordr zur Haushaltsfinanzierung genutzt wurden, im Anschluss abweichend von § 60
Absatz 2 BHO in Verwahrung genommen werden konnen. Die auf das Liquiditdits-Pooling begrenzte Ausnahme
optimiert die Finanzierung des Bundes.

§ 2 Absatz 10 Satz 2 Haushaltsgesetz (HG) schreibt grundsdtzlich die Anrechnung von Mitteln aus der freiwilligen
Anlage freier Liquiditdt (sog. ,, Liquiditdts-Pooling ‘) auf die Kassenverstdrkungsermdchtigung vor. Das Liquidi-
tdts-Pooling ermoglicht Einrvichtungen insbesondere des Bundes und der Linder die risikolose Anlage liquider
Finanzmittel zu Konditionen des Bundes und diversifiziert die kurzfristige Mittelaufnahme des Bundes.

Die im Regierungsentwurf zum Haushaltsgesetz 2025 in § 2 Absatz 10 Satz 2 vorgesehene Regelung soll es dem
Bund erméglichen, diese Mittel auch zur Haushaltsfinanzierung einsetzen zu konnen. Diese voriibergehende Nut-
zung tiber das Jahresende hinweg soll die zusdtzliche Aufnahme von Mitteln am Markt und damit zusdtzliche
Zinsausgaben fiir den Bundeshaushalt vermeiden helfen. Die aus dem Liquiditdits-Pooling als Haushaltskredit
genutzten Mittel sind auf die Haushaltskreditermdchtigungen anzurechnen.

Bei den Mitteln aus dem Liquiditdts-Pooling ist die Filligkeit nicht vorfestgelegt, der anlegende Kontrahent kann
somit tiglich die Auszahlung (Abruf) oder die Prolongation (Nicht-Abruf) wdhlen. Bei Anrechnung als Haus-
haltskredit im Krediteinnahmetitel (Einzelplan 32, Kapitel 3201, Titel 325 11) kénnen solche Mittel daher mit der
vorgeschlagenen Regelung am Folgetag abweichend von § 60 Absatz 2 BHO wieder in Verwahrung genommen
werden.

Die Anderungen in den Séitzen 8 und 9 sind klarstellende Folgecinderungen aufgrund der Einfiigung des Satzes 3.

Zu Nr. 3
Es handelt sich um eine redaktionelle Korrektur.

Zu Nr. 4

Der Einzelplan fiir das Bundesministerium fiir Digitales und Staatsmodernisierung wird im Rahmen der Haus-
haltsaufstellung 2025 eingerichtet. Kapitel 2411 ist entsprechend aufzunehmen.

Zu Nr. 5

Bislang konnen Ausgaben fiir Zuwendungen nach § 15 Absatz 2 Satz 1 BHO zur Selbstbewirtschaftung veran-
schlagt werden, wenn hierdurch eine sparsame Verwendung gefordert wird. Durch die Regelung des § 9 Absatz
5 entfillt die Voraussetzung, § 15 Absatz 2 Satz 1 BHO gilt somit nicht. Danach kénnen Ausgaben fiir Zuwendun-
gen zur Projektforderung an Gebietskorperschaften und Zusammenschliisse von Gebietskorperschaften zur
Selbstbewirtschafitung veranschlagt werden, ohne dass es in materieller Hinsicht der Wirtschaftlichkeit der Aus-
gabepolitik bedarf. Im entsprechenden Zuwendungstitel ist gemdfs § 9 Absatz 5 Satz 2 ein Haushaltsvermerk, wel-
cher die Zuwendung ausdriicklich als Selbstbewirtschaftungsmittel bezeichnet, aufzunehmen.
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Veranschlagte Mittel kénnen damit im jeweiligen Haushaltsjahr vollstindig abfliefSen. Zur iiberjihrigen Nutzung
der Mittel miissen keine Ausgabereste gebildet werden. Die durch die Regelung ermoglichte Nutzung der Ermdch-
tigung wird die Planungssicherheit fiir den Bundeshaushalt und die Kommunen deutlich erhohen.

Der Antrag wurde mit den Stimmen der Fraktionen der CDU/CSU und SPD gegen die Stimmen der Fraktionen
AfD und Die Linke bei Stimmenthaltung der Fraktion BUNDNIS 90/DIE GRUNEN angenommen.

Mafligabebeschluss der Fraktionen der CDU/CSU und SPD

Der Haushaltsausschuss des Deutschen Bundestages moge beschliefien:

., Anderung der im Gesamtplan Teil II Buchstabe A Nummer 1 angefiihrten Ausgaben als Verteidigungsausgaben

Bisherige Titelzuordnung®):

Epl. 14 ohne die Titel Kap. 1404 Tit. 981 01, Kap. 1405 Tit. 981 01, Kap. 1406 Tgr. 01, Kap. 1408 Tit. 853 01,
Kap. 1410 Tit. 981 01, Kap. 1413 Tit. 831 02, Kap. 1413 Tit. 982 01, Kap. 1413 Tgr. 08

Neue Titelzuordnung:

Epl. 14 ohne die Titel Kap. 1406 Tgr. 01, Kap. 1408 Tit. 853 01, Kap. 1413 Tit. 831 02, Kap. 1413 Tgr. 08 und
Titel der Obergruppe 98

Der veranschlagte Betrag fiir die Verteidigungsausgaben 2025 bleibt durch diese Anderung unverdndert, da die
zusdtzlichen Ausnahmen allesamt Leertitel sind.

In der Folge der neuen Titelzuordnung werden folgerichtig bei den nunmehr zusdtzlich herausgenommenen Titeln
das fiir die Kennzeichnung der Bereichsausnahme gebrduchliche Kiirzel ,,B* aus dem Druckstiick des Bundes-
haushaltsplans entfernt. *

Begriindung:

Zusdtzliche Herausnahme von weiteren sogenannten Titeln der haushaltstechnischen Verrechnungen der Ober-
gruppe 98 aus der Bereichsausnahme. Durch die Anderung soll sichergestellt werden, dass

o die im FEinzelplan 14 existierenden Titel der Obergruppe 98 durchgdngig und einheitlich nicht der Be-
reichsausnahme zugeordnet sind und

o die grundsdtzlich korrespondierenden Verrechnungstitel der Obergruppen 38 und 98 in der Summe fiir den
Bundeshaushalt gesamt sowohl im Soll als auch im Ist bezogen auf die Einordnung zu der Bereichsausnahme
tibereinstimmen.

Der Antrag wurde mit den Stimmen der Fraktionen der CDU/CSU und SPD bei Stimmenthaltung der Fraktionen
AfD, BUNDNIS 90/DIE GRUNEN und Die Linke angenommen.

Anderungsantrag der Fraktion Die Linke

L Der Haushaltsausschuss wolle beschlieflen:
1. Nach § 23 wird folgender § 24 eingefiigt:
,$24
Entlastung der Exekutive von Lobby-Druck

Den Bundesbehdrden ist es fiir samtliche Personalltitel des Bundeshaushalts untersagt, Mitarbeiterinnen und Mit-
arbeiter mit beratender und/oder Vorgesetztenfunktion zu beschidftigen, die gleichzeitig einen laufenden oder ru-
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henden Arbeits- und/oder Werkvertrag mit einem Verband oder einer Personen- oder Kapitalgesellschaft mit
nichtstaatlichen Anteilseignern haben.

2. Die bisherigen §§ 24 bis 25 werden die §§ 25 bis 26.

Begriindung:

In den Bundesministerien und im Bundeskanzleramt sind Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter tdtig, die gleichzeitig
vertraglich an Unternehmen und Verbdnde gebunden sind. Die Abgesandten wirken zum Teil direkt an der Er-
stellung von Gesetzesentwiirfen mit. Es ist nicht auszuschlieffen, dass Lobby-Gruppen so ihre Interessen unmit-
telbar durchsetzen konnen. Sich dariiber offentlich emport zu zeigen reicht nicht aus. Die Exekutive kann nur
durch eindeutige Regeln von Lobby-Druck entlastet werden.

Der Antrag wurde mit den Stimmen der Fraktionen der CDU/CSU und SPD gegen die Stimmen der Fraktion
Die Linke bei Stimmenthaltung der Fraktionen AfD und BUNDNIS 90/DIE GRUNEN abgelehnt.
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Haushalt 2025

Ergebnis der Beratung
im Haushaltsausschuss des Deutschen Bundestages

Gesamtubersicht
Mio. €
. Ausgaben
ENTWUI Lo 503.006
Steigerung (in Prozent gegenuber Soll 2024) ..........cccccoiieeennen +5,6
VEIrANEIUNG ...ooiiiiiiii ittt -460
AUSGADEN NEBU .....oooiiiiiiii e 502.546
Steigerung (in Prozent gegenuber Soll 2024) ...........ccccoceeenen +5,4
Investitionen
S ENtWUI Lo 62.728
* VEIANAEIUNG ..ooiiiiiiiiiiiiiee ettt +4
INvestitionen NeU ...........ccoiiiiiiiiiiii e 62.732
ll. Einnahmen
1. Steuereinnahmen
S ENEWUIT oo 386.843
¢ VEIANAEIUNG ..oeiic s -
Steuereinnahmen NeU ...........ccccocviiiiiiiic i 386.843
2. Sonstige Einnahmen
S ENEWUIT oo 34.382
¢ VEIANAEIUNG ..o s -460
Sonstige Einnahmen neu ............cccceooviiiiiiiec e, 33.921
3. Nettokreditaufnahme
S ENEWUIT oo 81.782
¢ VEIANAEIUNG ..o s -
Nettokreditaufnahme neu .............cccoooiiiiie 81.782
4. Nach der Schuldenregel maximal zuldssige Nettokredit-
aufnahme
» Maximal zulassige strukturelle Nettokreditaufnahme ......... 15.151
* Abzlglich Konjunkturkomponente ...........cccccceiiiiiiiniinenn, -18.200
» Abzlglich Saldo der finanziellen Transaktionen ................. -16.443
» Maximal zuldssige Nettokreditaufnahme ................c.cceee. 49.794

Differenzen durch Rundung mdglich



Finanzielle Ergebnisse der Beratungen des Haushaltsentwurfs 2025
im Haushaltsausschuss des Deutschen Bundestages

Einnahmen
Ergebnis Haushaltsausschuss
Einzelplan Reegr:?vrvuunr? ° Erho- Herab- Wl\giTgre(rJr()-) ,[A\lr?suaeb
Ressort hungen setzungen (Saldo)
in Tausend €
1 2 3 4 5 6
01 Bundesprasident und Bundesprasidialamt 103 - - - 103
02 Deutscher Bundestag 2.211 - - - 2.271
03 Bundesrat 81 - - - o1
04 Bundeskanzler und Bundeskanzleramt 32.300 - - - 32.300
05 Auswartiges Amt 67.819 - - - 67.819
06 Bundesministerium des Innern 643.402 1.500 - +1.500 644.202
07 Bundesministerium der Justiz und fiir 739.777 - - - 739.7%7
Verbraucherschutz
08 Bundesministerium der Finanzen 408.804 - - - 408304
09 Bundesministerium fir Wirtschaft und Energie 1.562.903 - - - 1.562.903
10 Bundesministerium fur Landwirtschaft, Ernéhrung 99.749 - - - 99.74Q
und Heimat
11 Bundesministerium fiir Arbeit und Soziales 1.834.248 - 3.000 -3.000 1.831.243
12 Bundesministerium fiir Verkehr 14.226.110 - - - 14.226.3 10
14 Bundesministerium der Verteidigung 1.600.000 - - - 1.600.589
15 Bundesministerium fir Gesundheit 106.185 - - - 10655
16 Bundesministerium fir Umwelt, Klimaschutz, 1.153.033 - - - 1.153:883
Naturschutz und nukleare Sicherheit
17 Bundesministerium fiir Bildung, Familie, Senioren, 269.042 - - - 269.042
Frauen und Jugend
19 Bundesverfassungsgericht 40 - - - 40
20 Bundesrechnungshof 369 - - - 38R
21 Die Bundesbeauftragte fiir den Datenschutz und 85 - - - 25
die Informationsfreiheit
23 Bundesministerium fir wirtschaftliche 729.968 - - - 729358
Zusammenarbeit und Entwicklung
25 Bundesministerium fiir Wohnen, Stadtentwicklung 176.825 - - - 176625
und Bauwesen
30 Bundesministerium fur Forschung, Technologie 51.251 - - - 51.251
und Raumfahrt
32 Bundesschuld 83.942.693 - - - 83.942.393
60 Allgemeine Finanzverwaltung 395.359.412 256.302 715.077 -458.775 394.900.637
Summe 503.006.410 257.802 718.077 -460.275 502.546.135

Im Epl. 32 (Spalte 6) Nettokreditaufnahme = 81.781.749
Im Epl. 60 (Spalte 5) Steuermehreinnahmen =0
Im Epl. 60 (Spalte 6) Minzeinnahmen = 119.000



Finanzielle Ergebnisse der Beratungen des Haushaltsentwurfs 2025
im Haushaltsausschuss des Deutschen Bundestages

Ausgaben
Ergebnis Haushaltsausschuss
Einzelplan Reegr:?vrvuunr? ° Erho- Herab- Wl\giTgre(rJr()-) ,[A\lr?suaeb
Ressort hungen setzungen (Saldo)
in Tausend €
1 2 3 4 5 6
01 Bundesprasident und Bundesprasidialamt 58.940 - - - 58.940
02 Deutscher Bundestag 1.234.148 14.926 268 +14.658 1.248.8U5
03 Bundesrat 38.523 - - - 386.023
04 Bundeskanzler und Bundeskanzleramt 3.967.818 78.309 2.903 +75.406 4.043.224
05 Auswartiges Amt 5.964.800 4.440 75.985 -71.545 5.893.255
06 Bundesministerium des Innern 15.171.150 138.917 68.495 +70.422 15.241.572
07 Bundesministerium der Justiz und flr 1.161.987 801 - +801 1.162.7/88
Verbraucherschutz
08 Bundesministerium der Finanzen 10.562.756 - - - 10.562{755
09 Bundesministerium fir Wirtschaft und Energie 8.988.778 68.457 35.616 +32.841 9.021.619
10 Bundesministerium fiir Landwirtschaft, Erndhrung 6.884.294 1.960 3.525 -1.565 6.882.722
und Heimat
11 Bundesministerium flr Arbeit und Soziales 190.304.684 43.615 6.977 +36.638 190.341.322
12 Bundesministerium fiir Verkehr 38.264.756 115.998 93.138 +22.860 38.287.610
14 Bundesministerium der Verteidigung 62.431.603 564.921 689.304 -124.383 62.307.220
15 Bundesministerium fiir Gesundheit 19.299.283 1.830 18.496 -16.666 19.2825%7
16 Bundesministerium fir Umwelt, Klimaschutz, 2.691.375 2.040 536 +1.504 2.692:879
Naturschutz und nukleare Sicherheit
17 Bundesministerium fiir Bildung, Familie, Senioren, 14.197.283 6.600 4.900 +1.700 14.198.983
Frauen und Jugend
19 Bundesverfassungsgericht 44.829 - - - 44829
20 Bundesrechnungshof 195.970 - - - 195570
21 Die Bundesbeauftragte fiir den Datenschutz und 47.402 - - - 47402
die Informationsfreiheit
22 Unabhéngiger Kontrollrat 11.646 - - - 11645
23 Bundesministerium fiir wirtschaftliche 10.276.105 101.171 70.239 +30.932 10.307.G27
Zusammenarbeit und Entwicklung
24 Bundesministerium fiir Digitales und - 11.191 - +11.191 11521
Staatsmodernisierung
25 Bundesministerium fiir Wohnen, Stadtentwicklung 7.369.895 7.469 7.469 - 7.369.8¢5
und Bauwesen
30 Bundesministerium fiir Forschung, Technologie 22.377.678 168.833 182.806 -13.973 22.363.705
und Raumfahrt
32 Bundesschuld 34.171.970 - - - 34171910
60 Allgemeine Finanzverwaltung 47.288.737 - 531.096 -531.096 46.757.041
Summe 503.006.410 1.331.478 1.791.753 -460.275 502.546.135




Finanzielle Ergebnisse der Beratungen des Haushaltsentwurfs 2025
im Haushaltsausschuss des Deutschen Bundestages

Verpflichtungsermachtigungen

Ergebnis Haushaltsausschuss

Einzelplan Reegr:?vrvuunr? ° Erho- Herab- Wl\giTgre(rJr()-) ,[A\lr?suaeb
Ressort hungen setzungen (Saldo)
in Tausend €
1 2 3 4 5 6
02 Deutscher Bundestag 82.412 - - - 82.412
04 Bundeskanzler und Bundeskanzleramt 841.249 212.670 - +212.670 1.053.919
05 Auswartiges Amt 2.306.088 136.395 - +136.395 2442453
06 Bundesministerium des Innern 4.373.275 1.561.369 2.575 +1.558.794 5.932.069
07 Bundesministerium der Justiz und fiir 7.081 4.500 - +4.500 11.531
Verbraucherschutz
08 Bundesministerium der Finanzen 2.107.400 - - - 2.107 500
09 Bundesministerium fir Wirtschaft und Energie 5.710.767 102.133 4.975 +97.158 5.807.225
10 Bundesministerium fiir Landwirtschaft, Erndhrung 2.048.944 22.980 16.362 +6.618 2.0555672
und Heimat
11 Bundesministerium flr Arbeit und Soziales 5.988.163 5.939 - +5.939 5.994.402
12 Bundesministerium fiir Verkehr 19.189.228 1.258.232 1.979.421 -721.189 18.468.039
14 Bundesministerium der Verteidigung 65.431.132 4.795.000 3.295.000 +1.500.000 66.931.152
15 Bundesministerium fir Gesundheit 273.040 - 49.998 -49.998 223.042
16 Bundesministerium fir Umwelt, Klimaschutz, 2.297.968 15.837 - +15.837 2.313.585
Naturschutz und nukleare Sicherheit
17 Bundesministerium fiir Bildung, Familie, Senioren, 1.346.301 - - - 1.346.307
Frauen und Jugend
19 Bundesverfassungsgericht 1.187 - - - 1.187
22 Unabhéngiger Kontrollrat 800 - - - 5590
23 Bundesministerium flr wirtschaftliche 10.877.172 - 1.298.217 -1.298.217 9.578.855
Zusammenarbeit und Entwicklung
25 Bundesministerium fiir Wohnen, Stadtentwicklung 4.663.692 2.000 7.043 -5.043 4.658.649
und Bauwesen
30 Bundesministerium fur Forschung, Technologie 7.022.695 402.700 51.098 +351.602 7.374.227
und Raumfahrt
60 Allgemeine Finanzverwaltung 16.706.160 6.000 - +6.000 16.7124E0
Summe 151.274.754  8.525.755 6.704.689 +1.821.066 153.095.220




Erlauterungen der wesentlichen Veranderungen gegentiber dem Regierungsentwurf 2025

- Betrage in Mio. € -

Einnahmen
(Veranderung von mehr als 50 Mio. €) Veranderung -l
Titel Zweckbestimmung Einnahmen |
Epl. 06
Sonstiges Epl. 06 2
Summe o
Epl. 11
Sonstiges Epl. 11 -5
Summe -
Epl. 60
60 02 11999 Vermischte Einnahmen +257
60 02 37203 Globale Mindereinnahme -745
Sonstiges Epl. 60 +91
Summe -459




Erlauterungen der wesentlichen Veranderungen gegentiber dem Regierungsentwurf 2025

- Betrage in Mio. € -

Ausgaben

(Veranderung von mehr als 50 Mio. €)

Veranderung 1

Verpflichtunys

Titel Zweckbestimmung Ausgaben -
ermachtiguny
Epl. 01
Sonstiges Epl. 01 +0 +J
Summe +0 +0
Epl. 02
Sonstiges Epl. 02 +15 +0
Summe +15 o
Epl. 03
Sonstiges Epl. 03 +0 ol
Summe +0 +0
Epl. 04
04 52 89424 Zuschusse fur investive KulturmalRnahmen bei Einrichtungen im Inland +5 +195
Sonstiges Epl. 04 +70 +18
Summe +75 +2T8
Epl. 05
050168710 Beitrag an die Vereinten Nationen -74
05 01 68732 Humanitare HilfsmaRnahmen im Ausland +2 +78
05 12 51821 Mieten und Pachten +54
Sonstiges Epl. 05 +0 +5
Summe 72 +123




(Veranderung von mehr als 50 Mio. €)

Veranderung

Titel Zweckbestimmung Ausgaben Verpf_llch_tungs-
erméachtigung
Epl. 06
06 25 51802 Mieten und Pachten im Zusammenhang mit dem Einheitlichen
Liegenschaftsmanagement o
06 29 51802 Mieten und Pachten im Zusammenhang mit dem Einheitlichen
Liegenschaftsmanagement +1.085
06 29 81101 Erwerb von Fahrzeugen +2 +125
06 29 81201 Erwerb von Geraten, Ausstattungs- und Ausriistungsgegenstéanden fir
Verwaltungszwecke (ohne IT) +81
06 33 51802 Mieten und Pachten im Zusammenhang mit dem Einheitlichen
Liegenschaftsmanagement +53
Sonstiges Epl. 06 +69 el
Summe +70 +1352
Epl. 07
Sonstiges Epl. 07 +1 5
Summe + +5
Epl. 08
Sonstiges Epl. 08 +0 o
Summe +0 +0
Epl. 09
09 10 68310 Flankierung von MaRnahmen zur Ansiedlung und zum Erhalt der Produktion
von kritischen Arzneimitteln in Deutschland +33 +100
Sonstiges Epl. 09 +0 =3,
Summe +33 +57;
Epl. 10
Sonstiges Epl. 10 -2 +7
Summe -2 7
Epl. 11
Sonstiges Epl. 11 +37 G
Summe +37 +6




(Veranderung von mehr als 50 Mio. €)

Veranderung

Verpflichtungs-

Titel Zweckbestimmung Ausgaben ermichtigung
Epl. 12
12 01 68212 Ausgaben der "Die Autobahn GmbH des Bundes" fiir Betrieb,
Planungsleistungen und Verwaltung +59
12 01 51822 Mieten und Pachten im Zusammenhang mit dem Einheitlichen
Liegenschaftsmanagement )
12 02 89101 Baukostenzuschusse fiur Investitionen des Bedarfsplans Schiene +991
12 03 78002 Ersatz-, Aus- und Neubaumaflinahmen an Bundeswasserstraften +127
12 04 89403 Unterstutzung des flachendeckenden Breitbandausbaus -1.825
12 05 89602 Deutscher Beitrag zum Aufbau des europaischen, zivilen
Satellitennavigationssystems GALILEO +99
12 10 97205 Globale Minderausgabe -86
12 20 81202 Erwerb von Anlagen, Geraten, Ausstattungs- und
Ausristungsgegenstanden sowie Software im Bereich Informationstechnik o4
Sonstiges Epl. 12 +50 +41
Summe +23 =721,
Epl. 14
14 01 55932 Beitrag Beschaffung Nf E3A -3.295
14 03 42301 Bezlige und Nebenleistungen der Berufssoldatinnen und Berufssoldaten,
der Soldatinnen und Soldaten auf Zeit sowie Ausbildungsgeld fiir
Anwarterinnen und Anwarter der Sanitatsoffizierslaufbahn -252
14 03 45909 Vermischte Personalausgaben -161
14 04 55118 Entwicklung des Waffensystems Eurofighter +29
14 05 55408 Beschaffung von Munition -20 +562
14 05 55410 Beschaffung von Feldzeug- und Quartiermeistermaterial, soweit nicht an
anderer Stelle veranschlagt +145
14 05 55412 Beschaffung von Schiffen, Betriebswasserfahrzeugen, Booten,
schwimmendem und sonstigem Marinegerat +275
14 05 55417 Beschaffung des Waffensystems Eurofighter +553 +20%
14 05 55457 Beschaffung Radpanzer mittlere Krafte +850
14 07 55319 Betrieb des Bekleidungswesens +1.828
14 07 55359 Betreiber- und Vorhaltechartermodelle fiir Schiffe +200
14 10 97203 Globale Minderausgabe -124
14 13 53201 Auftrage und Dienstleistungen im Bereich Informationstechnik -85
14 13 83102 Erwerb von Beteiligungen an Gesellschaften +444
Sonstiges Epl. 14 -35 +115
Summe -124 +1.500)
Epl. 15
Sonstiges Epl. 15 -17 -50;
Summe -17 -50
Epl. 16
Sonstiges Epl. 16 +2 +1n
Summe +2 +16




(Veranderung von mehr als 50 Mio. €)

Veranderung

Verpflichtungs-

Titel Zweckbestimmung Ausgaben o
erméachtigung
Epl. 17
Sonstiges Epl. 17 +2 +0
Summe +2 v
Epl. 19
Sonstiges Epl. 19 +0 0y
Summe +0 y
Epl. 20
Sonstiges Epl. 20 +0 +0,
Summe +0 M
Epl. 21
Sonstiges Epl. 21 +0 0
Summe +0 0
Epl. 22
Sonstiges Epl. 22 +0 +0
Summe +0 L0
Epl. 23
23 01 89603 Bilaterale Technische Zusammenarbeit -31 -362
23 01 89611 Bilaterale Finanzielle Zusammenarbeit - Zuschiisse -29 -350
23 03 68701 Beitrage an die Vereinten Nationen, ihre Sonderorganisationen sowie
andere internationale Einrichtungen und internationale
Nichtregierungsorganisationen +9 82
23 03 89607 Beitrag an den Globalen Fonds zur Bekdmpfung von AIDS, Tuberkulose
und Malaria (GFATM) =132
23 04 68701 Zahlungen an Einrichtungen der Weltbankgruppe -9 -182
Sonstiges Epl. 23 +91 -252
Summe +31 -1.202
Epl. 24
Sonstiges Epl. 24 +11 +0)
Summe +11 +0




(Veranderung von mehr als 50 Mio. €)

Veranderung

Verpflichtungs-

Titel Zweckbestimmung Ausgaben o
erméachtigung
Epl. 25
Sonstiges Epl. 25 +0 25
Summe +0 =9
Epl. 30
30 04 68520 Raumfahrt - Informationssicherheit +490
30 11 97201 Globale Minderausgabe -164
30 11 97203 Globale Minderausgabe Konsolidierung +164
Sonstiges Epl. 30 -14 =48
Summe -14 +352
Epl. 32
Sonstiges Epl. 32 +0 =,
Summe +0 +0
Epl. 60
60 02 67104 Erstattung von Ausfallen aus der Garantie fiir das KfW-Sonderprogramm
2020 -270
60 02 67105 Erstattung von Ausfallen aus dem KfW-MaRRnahmenpaket fiir Start-ups -140
60 02 97102 Ausgabemittel zur Restedeckung -106
Sonstiges Epl. 60 -15 A
Summe -531 e




	Anhörung des Haushaltsausschusses am 25. August 2025
	4. Ausschuss (Innenausschuss)
	5. Ausschuss (Ausschuss für Sport und Ehrenamt)
	6. Ausschuss (Ausschuss für Recht und Verbraucherschutz)
	11. Ausschuss (Ausschuss für Arbeit und Soziales)
	12. Ausschuss (Verteidigungsausschuss)
	13. Ausschuss (Ausschuss für Bildung, Familie, Senioren, Frauen und Jugend)
	14. Ausschuss (Ausschuss für Gesundheit)
	15. Ausschuss (Verkehrsausschuss)
	16. Ausschuss (Ausschuss für Umwelt, Klimaschutz, Naturschutz und nukleare Sicherheit)
	18. Ausschuss (Ausschuss für Forschung, Technologie, Raumfahrt und Technikfolgenabschätzung)
	19. Ausschuss (Ausschuss für wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung)
	20. Ausschuss (Ausschuss für Tourismus)
	22. Ausschuss (Ausschuss für Kultur und Medien)
	23. Ausschuss (Ausschuss für Digitales und Staatsmodernisierung)
	24. Ausschuss (Ausschuss für Wohnen, Stadtentwicklung, Bauwesen und Kommunen)
	1. Überblick
	2. Beratungen des Haushaltsausschusses
	2.1. Einzelplanberatungen und Bereinigungssitzung
	2.2. Zu den Einzelplanberatungen im Haushaltsausschuss
	2.3. Haushaltsgesetz




